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Vorbemerkung. 

Die vorliegende Abhandlung bezweckt keine Darstel- 
lung der römischen Agrargeschichte, wie sie in Webers 
meisterhaftem Werk vorliegt, sondern lediglich die Erör- 
terung einzelner staats- und gerichtsverfassungsrechtlicher 
Probleme, die mit der Agrargesetzgebung zusammenhängen, 
und versucht die Aufhellung einzelner Momente, die auch 
für den geschichtlich-politischen Zusammenhang der Er- 
eignisse in Betracht kommen. 

Wenn die Untersuchung sich unter diesen Umständen 
auch an den Historiker wendet, so hat dies bis zu einem 
gewissen Grade die Darstellung beeinflusst, die zuweilen 
anders gehalten ist, als wenn sie ausschliesslich für die 
eigenen Fachgenossen geschrieben wäre. 

Kiel, Januar 1906. 

Maschke. 
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I. Einleitung. 

Das Problem der altrömischen Quellenkritik. 

Die Tradition über Inhalt und Anfang der die römi- 
sche Geschichte betreffenden pontifikalen Aufzeichnungen ^) 
scheint an unheilbaren Widersprüchen zu leiden: sie be- 
stehen nach glaubwürdigen Augenzeugen aus gleichzei- 
tigen Aufzeichnungen und gehen nicht bloss bis zu dem 
initium rerum Romanarum, sondern fast noch darüber 
hinaus bis zur Vorgeschichte der römischen Gründungssage 
zurück: sie enthalten neben den Magistratslisten abgeris- 
sene dürre Notizen über meist stadtrömische Vorkömm- 
nisse wie Teuerung, Prödigien, Finsternisse, Kriege und 
andrerseits breit ausgeführte novellistische Gemälde, wie 
die Dlustration zu dem alten „Wer Anderen eine Grube 
gräbt, fällt selbst hinein". 

Aber wie alles in der Welt haben auch diese Aufzeich- 
nimgen ihre Geschichte gehabt, und wenn überhaupt et- 
was, so kann nur die genaue Rücksicht auf diese geschicht- 
liche Entwicklung Licht in das Chaos bringen. 

1. Ueber den Inhalt der pontifikalen Aufzeichnungen 



^) Ausführliche Literaturangaben bei Cantarelli, Rivista di 
filologia Band 26 (1898) S. 209 Anm. 1 und Lambert, Etüde de 
droit commun legislatif. Premiere serie. Le regime successoral. 
Introduction. La fonction du droit civil compare. Tome I Les 
conceptions etroites ou unilaterales Paris 1903 S. 511 Anm. 1. Für 
die Aufstellungen von P ai s , Storia di Roma 1, 1 S. 29 ff. wird man 
zunächst den detaillierten Nachweis in dem in Aussicht gestellten 
Supplementbande abwarten müssen. 

M a s c h k e , Köm. Agrargesetze. 1 



2 I. Einleitung. 

aus historischer Zeit und die dabei angewandte Technik 
sind wir einigermassen durch ein altes Scholion zu Vergil ^) 
und eine es ergänzende Bemerkung Ciceros ^) unterrichtet. 
Die letztere lautet: 

erat enim historia nihil aliud nisi annalium confectio : 
cuius rei memoriaeque publicae retinendae causa ab initio 
rerum Romanarum usque ad P. Mucium, pontificem ma- 
ximum, res omnes singulorum annorum mandabat litteris 
pontifex maximus, et proponebat tabulam domi, potestas 
ut esset populo cognoscendi; i qui etiam nunc annales 
maximi nominantur. hanc similitudinem scribendi multi 
secuti sunt, qui sine ullis omamentis monumenta solum 
temporum hominum locorum gestarumque rerum reli- 
querunt. Dazu das Scholion: 

ita autem annales conficiebantur: tabulam dealbatam 
quotannis pontifex maximus habuit, in qua praescriptis 
consulum nominibus et aliorum magistratuum digna me- 
moratu notare consueverat domi militiaeque terra marique 
gesta per singulos dies, cuius diligentiae annuos commen- 
tarios in octoginta libros veteres retulerunt eosque a 
pontificibus maximis, a quibus fiebant, annales maxi- 
mos appellarunt. Danach wurde zu Anfang jedes Jah- 
res eine weisse Tafel — wie S e e c k ^) mit Recht an- 
nimmt ein Kalendarium — deren Datierung durch die 
eponymen Magistrate gegeben war, in der Regia aufge- 
stellt und es wurden nun Tag für Tag — per singulos 
dies — unter dem zugehörigen Datum die vom Stand- 
punkt des Kollegiums wichtigen Ereignisse, insbesondere 
diejenigen, bei denen es amtlich beteiligt war, eingetragen. 



1) Servius zu Aen. 1, 873 S. 125 f. Thilo. 

2) Cicero de orat. 2, 12, 52. Dass das] Scholion von Cicero 
nicht unabhängig ist, zeigt schon die — wenn keine Textkorrup- 
tel vorliegt — überaus unbeholfene Anknüpfung cuius diligentiae 
.... commentarios in ... . libros retulerunt, ein Anklang an 
Ciceros Fassung cuius rei ... . res omnes .... mandabat. 

8) Seeck, Kalendertafel der Pontiüces 1886, S. 57 ff. 
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Das waren nicht bloss Prodigien und ihre Sühnung, Pest 
und Hungersnot mit ihren Bittgottesdiensten, Tempelwei- 
hungen, Finsternisse und dergleichen. Bei dem eigen- 
tümlichen Charakter der römischen Religiosität gab es in 
der Tat wenige Ereignisse von nationaler Bedeutung, 
an denen die Priesterschaft nicht durch Opfer, Weihungen, 
Feste und dergleichen amtlich beteiligt war^), und mit 
Recht konnte der Scholiast zu Vergil als Inhalt dieser Auf- 
zeichnungen domi militiaeque terra marique gesta memo- 
ratu digna bezeichnen. Wie die Einfügung in die Form 
des Kalendariums zeigt, handelte es sich dabei lediglich 
um einzelne, in sich abgeschlossene Notizen von nicht 
besondrer Reichhaltigkeit, nicht um eine zusammenhängende 
oder gar künstlerisch ausgestaltete Erzählung, wie sie 
Cato wenigstens beabsichtigt und mit dem Massstabe sei- 
ner Zeit gemessen sicherlich auch geschaffen hatte: non 
lubet scribere, quod in tabula apud pontificem maximum 
est, quotiens annona cara quotiens lunae aut solis lumine 
caligo aut quid obstiterit ^). Dass die Folgezeit darüber 
anders dachte, ist begreiflich, und der rückwärts schauen- 
den Betrachtung zumals eines Rhetors wie Cicero ^) konnte 
dieser Gegensatz sich abschwächen und die gesamte archa- 
ische Ueberlieferung ihm das gleiche und gleich unsym- 
pathische Gepräge einer kunst- und schmucklosen, nüch- 
ternen Aufzählung rein tatsächlicher Hergänge aufzuwei- 
sen scheinen. Diese Aufzeichnungen hatten also amtli- 
chen Charakter und betrafen als solche grundsätzlich und 
in der Regel den Geschäftskreis der Behörde, für de- 

1) W i 8 s w a (bei Jwan Müller V, 4) Religion und Kultus der 
Römer S. 430 ff. 

2) Gellius 2, 28, 6. 

^) Cic. de leg. 1, 2, 6, der, wie unten auszuführen ist, bereits 
an die rekonstruierte Chronik denkt. Dagegen bezieht sich auf 
das alte Kalendarium Dionys. 1, 74, wo Polybius zum Vorwurf 
gemacht wird, ^7:1 xoö napA xolg dtpxt-epeöot xsijidvou Tctvaxog fevög 
xal jiövoü T7JV TCtOTtv dßaoävioTOv xaxaXtTCsiv ; vgl. Norden, Kunst- 
prosa I S. 175 ff. 

1* 
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ren geordneten Dienstbetrieb sie kaum entbehrlich waren : 
wir würden ihre Existenz vermuten müssen, selbst wenn 
kein äusseres Zeugnis darauf führte. Die Aufstellung der 
Tafel in der Regia an einer sichtbaren Stelle war gleich- 
falls das Gegebene und Selbstverständliche: hätte man 
auch die Tafel des laufenden Jahres im Archiv bei den 
früheren verwahrt, so hätte sie behufs Nachtragung der 
Tagesereignisse jedesmal hervorgeholt und den einzelnen 
Mitgliedern und Unterbeamten des Kollegiums jedesmal 
von neuem und einzeln zur Kenntnisnahme vorgelegt wer- 
den müssen. Der Anachronismus Ciceros darf nicht dazu 
führen, diesen ursprünglichen Aufzeichnungen eine histo- 
riographische Tendenz zuzuschreiben: sie waren Selbst- 
zweck, nicht Mittel zum Zweck, ähnlich wie die mit 
Recht zum Vergleich herangezogenen Ostertafeln der 
klösterlichen Chronisten des Mittelalters. 

2. Die amtliche Beschäftigung mit diesen pontifikalen 
Aufzeichnungen begegnet uns in geschichtlicher Zeit zu- 
erst bei Cn. Flavius, dem politischen Gesinnungsgenossen 
von Appius Claudius, also am Ende des vierten vorchrist- 
lichen Jahrhunderts — eine Folge der zu diesem Zweck 
durch die lex Ogulnia geschaffenen Erweiterung des Pon- 
tifikalkoUegs. Die Gründe, die ich früher für die von mir 
vermutete Verbindung von Flavius mit diesen Aufzeich- 
nungen anführen konnte^), sind inzwischen durch zwei 
geistvolle Kombinationen verstärkt worden : Enmann^) hat 

1) Philologus 1895 S. 150—162 und Festschrift für Friedländer 
(1895) S. 322-336. Dass Plin. N. H. 33, 17 nicht mit Peter rel. 
S. CGI, 131aufPiso zurückzuführen ist, hat Seeck, Kalendertafel 
S. 7 ff. gezeigt und beweist auch der Vergleich mit der völlig ab- 
weichenden Darstellung Pisos bei Gellius 7, 9. Vgl. K J. Neu- 
mann, Strassburger Festschrift 1901 S. 316 Anm. 1. Ich habe (Phi- 
lologus a. a. O. S. 155 f.) das bei Plinius a. a. O. mit der Wen- 
dung in anna 1 e s (also gleichzeitig) relatum est zitierte Fragment 
als einen Bestandteil des echten Kalendariums zu erweisen und zu 
datieren gesucht. 

2) Enmann, Die älteste Redaktion der römischen Konsular- 
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nachgewiesen, dass im ganzen 11 Mitglieder der gentes 
Volumnia Minucia Sempronia und Genucia in die Liste der 
patrizischen Konsuln des fünften vorchristlichen Jahrhun- 
derts eingefügt sind und zwar zu dem Zweck, den gleich- 
namigen plebeischen Konsuln der Jahre 307 — 303 v. Chr. 
nämlich L. Volumnius (Konsul 307), Ti. Minucius (Kon- 
sul 305), P. Sempronius (Konsul 304), L. Genucius (Kon- 
sul 303) zu grösserer Ehre ihrer Familien patrizische 
Ahnen zu geben. Das führt also unmittelbar auf die Zeit 
und die Person des Flavius, und noch zwingender ist die 
scharfsinnige Beweisführung K. J. Neumanns ^), der den 
ersten Konsul der römischen Republik, L. Junius, wiederum 
als eine Interpolation von Flavius erweist, der in ihm dem an- 
gesehensten Plebejer seiner Zeit, dem Konsul und Zensor 
C. Junius (Konsul 317, 313, 311 v. Chr., Zensor 307/306 
V. Chr.) an dieser hervorragenden Stelle seinen patrizischen 
Ahnen verschaffte. Damit darf die Redaktion und Ver- 
öffentlichung der Eponymenliste, die ja nur einen Teil 
der tabula pontificum bildete, durch Flavius als erwiesen, 
mindestens als hochgradig wahrscheinlich angesehen wer- 
den. In welcher Weise Flavius im einzelnen gearbeitet 
hat, entzieht sich naturgemäss unserer genauen Kenntnis, 
aber mir scheint, dass er heute im allgemeinen doch 
unterschätzt wird. Sicherlich wird Flavius, wie jeder 
andere an seiner Stelle auch, die ihm erreichbaren Hilfs- 
mittel benutzt haben, ohne dass er bei der Natur seines 
Stoffes in deren Auswahl besonders wählerisch sein konnte. 
Dass dazu neben amtlichen Notizen auch private Familien- 
aufzeichnungen, Laudationen, Elogia und dgl. gehörten, 

fasten in Zeitschrift für alte Geschichte Bern 1900 I S. 89 ff. kenne 
ich nur aus den Zitaten bei Neu mann a. a. 0. und aus dem Auf- 
satz von Enmann im N. Rhein. Museum 1902 S. 517 ff., bes. 520 f.: 
die Bemerkung S. 523 a. E. daselbst ist, wie meine Anm. 1 ge- 
nannten Abhandlungen zeigen, irrtümlich. 

1) K. J. Neumann a. a. 0. S. 309 fl", 321 ff'. Zustimmend Gi- 
rard, Nouvelle revue historique de droit fran9ais et etranger 1902 
S. 401; vgl. auch Pais, Storia di Roma 1, 2 S. 627. 
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brachte die Natur der Sache mit sich, und es erscheint 
mir nicht undenkbar, dass er manches von dem, was wir 
jetzt auf seine Interpolationen zurückführen müssen, in 
den ausgeschmückten Familienchroniken seiner Pai*tei- 
freunde vorgefunden und von da übernommen hat. Dass 
er die echte Tradition, wo sie ihm erreichbar war, im 
ganzen vorsichtig geschont hat, wird man aus dem Vor- 
kommen später erloschener Geschlechter schon im ersten 
Jahrhundert der Republik entnehmen dürfen^), so der 
Herminier (506, 448), Larcier (506, 501, 498, 490), Tul- 
Her (500) und speziell unter den Decemvim der Curia- 
tier, Romilier und Sestier^). Dass durch ihn zum ersten- 

^) Grundlegend Cichorius, de fastis consularibus antiquissimis 
Leipziger Studien Band 9 S. 171—263, bes. S. 177 ff. üeber die 
spätere Redaktion der augusteischen Zeit vgl. ünger, Die Glaub- 
würdigkeit der kapitolinischen Konsulntafeln, Jahrbücher 1891 
S. 289 ff., 465 ff., 625 ff*. 

^) Darin liegt ein nicht zu unterschätzendes Moment für die 
historische Realität des DecemviralkoUegs und damit auch seiner 
Gesetzgebung. Als zweites erhebliches Argument erscheint mir 
der Gebrauch von lege (d. h. lege XII tabularum) agere bei 
Plautus Aulularia 3, 3, 10 lege agito mecum, Mercator 5, 5, 59 
cum eo nos hac lege agemus, Miles gloriosus 2, 5, 43 lege agito, 
te nusquam mittam, nisi das firmatam fidem, vgl. Costa, il diritto 
privato Romano nelle comedie di Plauto 1890 und Be kk er in Zeit- 
schrift der Savignystiftung 13 (1892) S. 53 ff., 60. Der Ausdruck 
iure agere, den man nach der Theorie von P a i s und jedenfalls 
nach der von Lambert grade in den ältesten Quellen erwarten 
müsste, ist an sich der römischen Rechtssprache nicht fremd, vgl. 
Cic. pro domo 42 und 1. 3 D de off. praetoris 1, 14, sowie den 
Sprachgebrauch der lex Rubria. Die ursprüngliche Beziehung auf die 
XII Tafeln in der Verbindung lege agere ist unbedenklich, wie sie in 
den analogen Verbindungen heres und tutor legitimus von Gothofredus 
und jetzt von Mommsen (Dodekadeltos in den Mölanges Boissier 
1903 S. 2 f.) hervorgehoben ist. Uebrigens ist das Problem der 
Xn Tafeln, auf das ich an anderer Stelle ausführlich zurück- 
komme, durch Lambert z. T. jetzt nach einer ganz anderen Rich- 
tung hin verschoben worden, und hier liegt das Anregende sein er 
Ausführungen, nämlich auf das Gebiet der Theorie der Rechts - 
quellen, insbesondere des Gewohnheitsrechts. Vgl. E r m a n in der 
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mal plebeische Traditionen zu amtlicher Geltung gelangten, 
brachte seine besonderen Schwierigkeiten mit sich, denen 
er mehr wie einmal erlegen sein wird, aber im ganzen 
können wir ihm nur ein Misstrauen entgegenbringen, das 
über die blosse Negation hinaus mit allen uns erreichbaren 
Mitteln jedes Detail einzeln nachprüft und dem spröden 
Material abringt, was es nur irgend herzugeben vermag. 

Als man die öffentliche Aufstellung des Kalendariums 
mit den gleichzeitigen und fortlaufenden Notizen zur Zeit- 
geschichte beschloss und diese damit der Kontrolle der 
Oeffentlichkeit unterstellte, wurde zunächst die Eponymen- 
liste bis zu dem initium rerum Romanarum, also weit 
über die Grenze der gleichzeitigen schriftlichen Fixierung 
hinaus vervollständigt und endgültig festgestellt. Aber es 
lag in der Natur der Sache, dass Plavius bei dieser Ar- 
beit nicht stehen bleiben konnte. 

Die Rekonstruktion der römischen Vorgeschichte konnte 
ihrer Natur nach nicht in der trockenen Aneinanderreihung 
einzelner — irgendwie überlieferter oder erschlossener 
oder erfundener — Notizen bestehen, sie war nur möglich 
als zusammenhängende Darstellung ätiologischer Mythen^). 



Zeitschrift der Savigny Stiftung 23 (1903) S. 450 ff. und Kipp, Quel- 
lenkunde 1903 2 S. 32 Anm. 4 und über die Verbindung lege agere 
Schlossmann, In iure cessio und Mancipatio S. 37 ff. Anm. 1 
und Wlassak bei Wissowa Sp. 303 ff. und jetzt Gerichtsma- 
gistrat S. 6 Anm. 3. 

^) Deshalb würde es nicht weiter befremden, wenn wir in der 
rekonstruierten Stadtchronik Erzählungen fänden, wie die bei Gellius 
4, 5 erwähnte von dem dolosen Verhalten der etrurischen Haruspices 
und ihrer Bestrafung. Allerdings ist nach Gellius' seit Mercklin 
bekannter Zitiermethode aus seiner Quellenangabe in annalibus 
maximis libro undecimo et in Verrii Flacci libro primo rerum 
memoria dignarum lediglich zu schliessen, dass er bei Verrius 
Fiaccus die Stadtchronik zitiert fand, und es ist möglich, dass 
er dieses Zitat, wenn es sich nur auf den Anfang der Notiz be- 
ziehen sollte, irrtümlich auf die ganze von Verrius erzählte Anek- 
dote bezog. Dies ist die Argumentation von C i c h o r i u s (a. a. 0. 
Sp. 2252), die von Lambert, Etudes I S. 528 ff., bes. S. 532f. 
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Um jene Zeit also begann im Zusammenhang mit der 
Fastenredaktion auch die offizielle Stadtchronik mit ihrer 
Rückführung bis auf die origo gentis Romanae, und erst 
in diesem Zusammenhange erklärt sich die numerische 
Verstärkung des Pontifikalkollegs, dem gleichzeitig ein er- 
heblicher Bruchteil seiner Amtsgeschäfte durch die Publi- 
kation der Legisaktionen genommen und durch die Schaffung 
der drei neuen plebeischen Stellen frisches Blut zugeführt 
war. Wenn wir hören, dass eine Behörde um ^s ihrer 
Mitgliederzahl vermehrt und gleichzeitig von einem nicht 
unbeträchtlichen Teil ihrer Dienstobliegenheiten entlastet 
wird, so ergibt sich schon daraus mit zwingender Konse- 
quenz, dass um diese Zeit eine neue und umfassende Auf- 
gabe in den Kreis der pontifikalen Amtsgeschäfte ein- 

nicht sowohl widerlegt als missverstanden ist. Letzteres ist übri- 
gens auch Girard, Nouvelle revue 1902 S. 399 f. begegnet: wollte 
man annehmen, dass Verrius die Stadtchronik als Quelle seiner 
ganzen Erzählung angab, so wäre, wie Lambert richtig bemerkt, 
ein solcher Betrug (falls es einer war) nur möglich gewesen, wenn 
die Stadtchronik derartige Anekdoten enthielt. Aber eine solche 
Vermutung ist gar nicht aufgestellt: nur ein Missverständnis von 
Verrius' Zitat durch Gellius hatte Cichorius behauptet (vgl. auch 
Er man, Zeitschr. der Savignystiftung 1902 S. 453 Anm. 5). Die Kon- 
troverse entscheidet sich lediglich darnach, ob man mit B u e c h e- 
1er, N. Rh. Mus. Band 41 (1886) S. 2 den Nachweis für geführt er- 
achtet, dass das Wort consultor in dem die Pointe der Anekdote 
bildenden, Hesiod nachgebildeten Verse malum consilium consul- 
tori Pessimum est in der Bedeutung Ratgeber schon vor Sallust 
vorkommt oder nicht, sie ist aber ohne jede prinzipielle Bedeu- 
tung für die Art und den Wert der rekonstruierten Stadtchronik. 
Dasselbe gilt von den Zitaten bei Vopiscus Vita Taciti 1, 1 und 
sonst. Dass die Stadtchronik die Königsgeschichte enthielt, wür- 
den wir vermuten müssen, selbst wenn kein äusseres Zeugnis dar- 
auf führte. VgL Momm sen, Römische Geschichte I S. 469 ff.; Chro- 
nologie S. 209 ff'. Dahin führt auch die vielbesprochene Stelle von 
Dionys. 1, 73, wo bei Gelegenheit der Gründungssagen bemerkt 
wird: uaXaiög |isv ouv oöxe ouYypacpsug o'jts XoYOYpdccpog kozl To)- 
{latwv oöSfe stg. 1% TiaXaiwv jidvxoi Xöyü)V äv ispalg S^Xioig aa)^0|j,dvü)v 
gxaoTÖg Ti 7capaXaßü)v oLviypcf.^ew ; vgl. auch Cicero de re publica 
2, 15, 28 and dazu Pais, Storia di Roma 1, 1 S. 32. 
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gefügt worden sein muss: dieser neue Geschäftskreis war 
eben die gleichzeitige Abfassung und die rückwärts gi*ei- 
fende Rekonstruktion der Stadtchronik. Wenn die Grund- 
züge dieser letzteren auch durch Plavius' Redaktion der 
Fasten endgültig und für immer festgelegt waren, so gilt 
von der zusammenhängenden Darstellung der Stadtchronik 
dasselbe, was von ihrem Gegenstande gesagt worden ist, 
dass sie nicht an einem Tage erbaut wurde. Unter dem 
befruchtenden Einfluss der griechischen Literatur ^) ist im 
Schosse des Pontifikalkollegs die hingebende Arbeit vieler 
Generationen an das nationale Epos gewandt worden, das 
nicht bloss Ennius geschaffen hat : aber die Einzelheiten 
dieser Entwicklung entziehen sich vielfach der tiefer ein- 
dringenden Erkenntnis, wie überall das Geheimnis des 
Werdens. 

3. Wie der Beginn und der Beginn der Rekonstruk- 
tion der römischen Stadtchronik zusammenfällt mit der 
Redaktion der Fasten und der Ausstellung der historisch 
geführten Kaiendarien, so fällt das Ende dieser letzteren 
zusammen mit dem Abschluss und der Publikation der 
Stadtchronik durch Scävola. Es ist richtig, dass die buch- 
mässige Veröffentlichung dieser Redaktion quellenmässig 
nicht ebenso bezeugt ist, wie die Redaktion selber, und 
es ist darauf hin die Vermutung geäussert worden^), dass 
eine solche offizielle Publikation überhaupt nicht stattge- 
funden hat, sondern die Annales maximi — dies ist der 
technische Name der Chronik — lediglich in ein oder 
zwei privaten Abschriften existiert haben. Nun würde 
allerdings die ganze Kontroverse ihre Bedeutung verlieren, 
müsste man annehmen, dass Scävolas Redaktion in Wirk- 
lichkeit nur eine mechanische Zusammenstellung der Ka- 
lendarien und deren Uebertragung von Holz auf den ge- 



^) Zarncke in Commentationes philologae 1888 S. 269 ff. 

2) S e e c k , Kalendertafel S. 88 ff. Zustimmend Cichorius 
bei W i s s o w a Sp. 2252, der eine Chronik neben der tabula still- 
schweigend ablehnt. 



10 I. Einleitung. 

wohnlichen SchreibsioflF gewesen ist^). Allein diese Ver- 
mutung gehört m. E. zu dem Unannehmbarsten, was auf 
diesem hypothesenreichen Gebiet geäussert ist. Sie würde 
Scävolas Redaktion zu einer internen dienstlichen Ange- 
legenheit des Kollegs machen, etwa wie wenn heute der 
Präsident einer Verwaltung sich von dem Kanzleichef eine 
Zusammenstellung aus den Akten anfertigen Hesse. Zu 
welchem Zweck das geschehen sein sollte, würde für uns 
ebenso unerklärlich sein, wie die Erwähnung dieser für 
die Oeffentlichkeit gar nicht in Betracht kommenden Amts- 
handlung in der Literatur. In Wirklichkeit hat, wie mit 
Recht betont wird^), gerade Scävolas Publikation der 
annalistischen Geschichtsschreibung der Gracchenzeit den 
denkbar nachhaltigsten Aufschwung gegeben : in jene Zeit 
fallen die umfangreichen Annalenwerke von Piso, Sempro- 
nius, Tuditanus, Fannius, Cn. Gellius u. a., die alle von 
den älteren durch eine ganz auffallende Weitläufigkeit 
sich unterscheiden. Beruht dieser Gegensatz aber auf der 
Redaktion der Annalen durch Scävola, so kann diese nicht 
wohl eine Zusanunenstellung von Kaiendarien, sondern sie 
muss eine Chronik gewesen und diese muss dem beteilig- 
ten Publikum auch wirklich zugänglich gewesen, d. h. in 
Buchform publiziert sein. Auch nur unter dieser Voraus- 
setzung ist die Art verständlich, wie Cicero^) ästhetische 
Werturteile über die Chronik vor seinen Lesern abgibt 
und sie mit den Schöpfungen der älteren und selbst der 
mittleren Annalistik vergleicht: nam post annales ponti- 
ficum maximorum, quibus nihil potest esse jejunius *), si 
aut ad Fabium aut ad ... . Catonem aut ad Pisonem 
.... venias, quamquam ex his alius alio plus habet 
virium, tamen quid tam exile quam isti omnes ^) ? 

1) Cichorius a. a. 0. Sp. 2252 f. Waclismuth, Einleitung 
S. 618 f. 

2) Auch von C i c h r i u s a. a. O. Sp. 2256. 

3) Cic. de leg. 1, 2, 6. 
*) ürsinus. 

^) Ueber den sachlichen Wert dieser Kritik P a i s , Storia di 
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Der Inhalt dieses Urteils spricht m. E. unwiderleg- 
lich für die Existenz der Chronik, und die Tatsache, dass 
es öffentlich gefällt wird für deren Publikation. Auch wir 
würden Urteile über ein Schriftwerk nicht öffentlich abge- 
ben, wenn dieses nur im Archiv einer Behörde läge oder 
selbst als Manuskript in wenigen Exemplaren gedruckt 
wäre, die Oeffentlichkeit selbst aber nie beschäftigt hätte. 

4. Die Beurteilung sowohl der Eponymenliste, wie 
der Stadtchronik in ihrem geschichtlichen Wert hängt 
naturgemäss bis zu einem gewissen Grade von der Be- 
antwortung der Vorfrage ab, wann Aufzeichnungen über 
die römische Urgeschichte — welcher Art auch immer — 
begonnen haben und aus welcher Zeit diejenigen stammen, 
die dem PontifikalkoUeg und den ältesten Annalisten vor- 
gelegen haben. 

Die herrschende Meinung verlegt hier den Einschnitt 
auf die Wende des fünften vorchristlichen Jahrhunderts 
und zwar aus zwei Gründen : der Ueberlieferung über den 
gallischen Brand und Ciceros Angabe über die Ennianische 
Sonnenfinsternis. 

Ich vermag beiden Argumenten eine ausschlaggebende 
Bedeutung nicht beizulegen. Auf die Einzelheiten der den 
gallischen Brand betreffenden Ueberlieferung, deren Kritik 
durch Thouret ich im wesentlichen als zutreffend ansehe, 
kann hier natürlich nicht eingegangen werden ^) : hier 
muss es genügen, ein einzelnes Argument allgemeinerer 

Roma 1, 1 S. 29: il facondo e fecondo oratore romano, che con 
prosa bella e ridondante sapeva esplicare e ripetere in piu giri di 
parole lo stesso pensiero e che la storia considerava come un ge- 
ner e sopratutto oratorio, doveva naturalmente trovare magro e 
sterile il racconto di codesti annalisti, i quali non sapevano ma- 
neggiare con tanta disinvoltura la penna. 

1) Die Literatur bei Lambert, Etudes I S. 5 IQ. Anm. 2. Es 
verdient hervorgehoben zu werden, dass die an der Ueberlieferung 
festhaltenden Arbeiten von Niese und Mommsen vor der 
Untersuchung Thourets erschienen sind. Für Thouret jetzt 
auch Z a r n c k e a. a. 0. S. 298 iF. 
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Art hervorzuheben. Wenn der gallische Brand geschicht- 
liche oder damit zusammenhängende Aufzeichnungen pri- 
vater oder amtlicher Natur vernichtet hat, so müsste sich 
das und zwar in stärkstem Masse fühlbar machen in der 
Beschaffenheit der uns überlieferten Tradition über die 
Zeit vor und nach dem Brande, v^renn auch nicht bei Li- 
vius und Dionysius, die ja beide der Sullanischen Anna- 
listik gefolgt sind, so doch sicher bei Diodor und Cicero. 
Nun ist aber nichts gevdsser, als dass eine solche Diffe- 
renz in der Tradition nicht hervortritt und die sie be- 
hauptende Angabe von Livius^) eine Selbsttäuschung ist, 
die durch die Tatsachen widerlegt wird: bis in die 
kleinsten Einzelheiten hinein bleibt die Ueberlieferung über 
die erste Hälfte des vierten Jahrhunderts genau so schlecht 
wie sie vorher war, und die Ursache lässt sich nicht auf- 
recht erhalten, wenn man die Folge preisgeben muss. 
Nun ist natürlich die Möglichkeit gegeben, über diese 
Schwierigkeit hinwegzukommen, wenn man annimmt, was 
schon Livius andeutet, dass die vernichteten Aufzeichnungen 
nach dem Brande wieder rekonstruiert wurden. Unter 
diesen Umständen aber verliert die ganze Kontroverse 
einen erheblichen Teil ihrer Bedeutung: vom Standpunkt 
der Quellenkritik ist es vollkommen gleichgültig, ob die 
Ueberlieferung des ältesten Rom vom gallischen Brand 
unberührt blieb, weil dieser gar nicht stattgefunden hat, 
oder deshalb, weil die Zerstörungen, wenn er solche un- 
ter den Urkunden etc. anrichtete^), unmittelbar nachher 
durch deren Rekonstruktion wieder gut gemacht werden 
konnten — vorausgesetzt, dass überhaupt schriftliche Auf- 
zeichnungen in grösserem Umfange damals schon vor- 
lagen, die durch einen etwaigen Brand der Vernichtung 
anheimfallen konnten. 

Beides, sowohl die Tatsache dieser Aufzeichnungen 

^) Livius 6, 1, 1 f. — offenbar ein schon früher gemachter 
Versuch, die Dürftigkeit der älteren Tradition zu erklären. 
2) Lambert a. a. 0. S. 519 Anm. 3 und 4. 
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wie ihre Vernichtung durch den gallischen Brand, hat 
man aus der berühmten Bemerkung Ciceros^) über die 
Ennianische Sonnenfinsternis entnehmen zu dürfen ge- 
glaubt. Cicero preist hier die Segnungen der naturwissen- 
schaftlichen Aufklärung und die Dienste, die sie gegen- 
über dem Aberglauben leistet, in der nicht sehr tiefen 
Auffassung des damaligen Rationalismus. Das wird 
dann durch Beispiele belegt: Pericles populum liberavit 
metu, als die Athener vor einer Sonnenfinsternis erschra- 
ken, indem er ihnen, was zuerst Thaies beobachtet hatte, 
den natürlichen Zusammenhang des Vorgangs und seine 
Unabhängigkeit von menschlichen Schicksalen vor Augen 
führte. Id autem postea, fährt Cicero fort, ne nostrura 
quidem Ennium fugit, qui ut scribit anno CCCL fere post 
Romam conditam 

Nonis Junis soli luna obstitit et nox 
atque hac in re tanta inest ratio atque sollertia ut ex 
hoc die quem apud Ennium et in maximis annalibus con- 
signatum videmus superiores solis defectiones reputatae 
sint usque ad illam quae nonis Quinctilibus fuit regnante 
Romulo: quibus quidem Romulum tenebris etiamsi natura 
ad humanum exitum abripuit, virtus tamen in caelum di- 
citur sustulisse. Also derselbe Gedankengang wie vorher : 
die Naturforschung hat es so weit gebracht, dass man 
aus dem Datum der Sonnenfinsternis, die bei Ennius und 
in der Stadtchronik vorkommt, alle früheren bis zu Ro- 
mulus' Tode berechnen konnte. Wo und wann das ge- 
schehen ist, lässt Cicero nicht erkennen, und da er von 
der Stadtchronik natürlich nur die Ausgabe Scävolas 
kennt, so beweist seine Deduktion zunächst nur, dass in 
dieser aus älterer Zeit nur die Ennianische und allenfalls 
noch die Finsternis beim Tode des Romulus gestanden 
hat, und aus dieser Beobachtung liess sich dann aller- 
dings der Schluss ziehen, dass die früheren im Wege der 

1) Cicero, de re publica 1, 16, 25; vgl. Ennius V. 163 S. 29. 
Vahlen 19032. 
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mathematischen Berechnung ermittelt waren: ein solcher 
Kanon, der vom 2. Juni 390 oder wann sonst jene Fin- 
sternis stattfand, ausging, hat, wie er in neuerer Zeit 
wiederholt *) aufgestellt ist, wahrscheinlich auch ihm oder 
seiner Quelle vorgelegen. Aber damit ist natürlich nichts 
für die in erster Linie interessierende Frage erwiesen, von 
wo die Ennianische Finsternis in Scävolas Chronik hinein- 
gekommen ist. Von vornherein ergibt m. E. schon die 
Zusammenstellung bei Cicero, was auch sonst anzunehmen 
sein würde, dass Ennius und die Chronik hier nicht zwei 
von einander unabhängige Quellen darstellen, und die 
Ausdrucks weise Ciceros: ne nostrum quidem Ennium fugit 
spricht dafür, dass e r wenigstens Ennius als die primäre 
Quelle angesehen hat. Das stinunt recht wohl zu der 
auch sonst bezeugten Beschäftigung des Dichters mit 
antiquarischen und chronologischen Dingen^), während es 
andrerseits sehr unwahrscheinlich wäre, zu unterstellen, 
dass er für sein Epos unpublizierte Aufzeichnungen im 
Pontifikalarchiv eingesehen hat, das ihm, dem Ausländer, 
der erst spät das römische Bürgerrecht erhielt, auch 
schwerlich zugänglich war^). 

Unter diesen Umständen aber verliert unsere Stelle 
die Bedeutung, die man ihr bei der Prüfung der Authen- 
tizität der altrömischen Ueberlieferung zuzuschreiben pflegt. 

5. Wenn so unser Quellenmaterial schwerKch aus- 
reicht, um den Beginn irgendwelcher gleichzeitiger 
Aufzeichnungen über Altrom bestimmt chronologisch zu 
fixieren, so kann man sich des Eindrucks nicht er- 
wehren, dass die — sicherlich grosse — Bedeutung der 



1) Zuletzt von Gi nz el , Spezieller Kanon der Sonnen- und Mond- 
finsternisse. Berlin 1899, vgl. S. 180 ff. 

2) Pais a. a. 0. 1, 1 S. 42 f. 

3) Die Frage kann endgültig nur durch eine Untersuchung 
über Ennius' Einfluss auf die Annalistik entschieden werden, bei 
der die Ausführungen von Zarncke a. a. 0. S. 282 ff. zu benutzen 
und zu individualisieren sind. 
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mit den Ereignissen gleichzeitigen Aufzeichnung von der 
neueren Kritik denn doch überschätzt wird. Man hat 
sich daran gewöhnt, in etwas einseitiger Weise einen 
Faktor überhaupt nicht in Rechnung zu stellen, der grade 
bei Naturvölkern und in Zeiten primitiver Kultur zu den 
wichtigsten Surrogaten der Schriftlichkeit gehört: die re- 
lativ ausserordentliche Treue der mündlichen Tradition, 
die von einem, nach unserem Massstab gemessen, gradezu 
phänomenalen Gedächtnis der Naturvölker getragen wird. 
Wenn es ohne Hilfe der Schrift möglich war, die beiden 
homerischen Gedichte im wesentlichen wortgetreu und ohne 
allzu schwere Interpolationen viele Jahrhunderte hindurch 
zu überliefern, so haben wir keine Veranlassung, es von 
vornherein für ausgeschlossen zu halten, dass die Fla- 
vische Eponymenliste unbeschadet mehr oder weniger 
zahlreicher Interpolationen in ihrer Masse und in ihren 
wesentlichen Bestandteilen authentisch ist. Dazu kommt 
aber noch ein Moment, das grade auf diesem Gebiet gar 
nicht hoch genug veranschlagt werden kann: das natio- 
nale Interesse für die Vergangenheit und die Grösse des 
eigenen Volkes*). Unterstellen wir, dass heute durch 
irgend eine Weltkatastrophe die gesamte gedruckte und 
geschriebene Tradition über die deutsche Geschichte von 
den Cimbem bis zur Gegenwart verloren ginge, so würde 
es nicht die leisesten Schwierigkeiten machen, und zwar 
ohne die Hilfe der Fachgelehrten, die Liste der Könige 
und Kaiser von den Karolingern bis zur Gegenwart — 
und in den einzelnen Bundesstaaten auch die der Landes- 
fürsten — mit den wesentlichsten Ereignissen aus ihrer 



Vgl. Lucilius 26, 610 ff. (S. 42 Marx): 
Haec tu si voles per auris pectus inrigarier 
porro »amici est bene praecipere, bene tueri" praedicant 
veterem historiam inductus studio scribis ad amores tuos 
ut Romanus populus victus vi et superatus proeliis 
saepe est multis, bello vero nunquam, in quo sunt omnia. 
und dazu Marx 2 S. 227. 
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Regierung wieder herzustellen. Und wenn daran auch unser 
heutiges Schulwesen mit seinen Regulativen, seinen Lehr- 
plänen und Lehrbüchern einen beträchtlichen Anteil hätte : 
eine Unterweisung in der Heimatsgeschichte hat es 
auch in Rom gegeben, mag ihr Schwerpunkt in den 
Schulen gelegen haben, die noch in Ciceros Jugend die 
XTT Tafeln als obligatorischen Lehrgegenstand, sicherlich 
aus nationalen Gründen behandelt haben, oder in der 
häuslichen Erziehung, der Ueberlieferung von den Eltern 
auf ihre Kinder. Und so bleibt der Flavischen Epony- 
menliste und der Stadtchronik wie überhaupt der altrömi- 
schen Tradition gegenüber nur der Weg jener „tätigen 
Skepsis" übrig, wie sie K. J. Neumann mit Recht an 
Mommsen bewundert, „die unablässig bemüht ist, sich 
selbst zu überwinden und durch geregelte Erfahrung zu 
einer Art von bedingter Zuverlässigkeit zu gelangen"'). 
Und für diese bei aller Kritik positive Arbeit haben wir 
denn auch, wie bekannt, zwei umfassende Hilfsmittel: 
einerseits die Kontrolle durch die Altrom betreffenden 
Nachrichten bei Diodor'^) und Cicero, andrerseits, wo 

1) K. J. Neumann a. a. 0. S. 312 f., vgl. S. 327. 

2) Anderer Meinung nicht bloss über Biodor, sondern anschei- 
nend über Quellenkritik überhaupt Lambert a. a. 0. S. 506 f. 
Anm. 7: . . . il faudrait, avant de declarer, qu'il (nämlich Diodor) 
a suivi un bon auteur, determiner, tout au moins, l'identit^ de 
cet auteur (!).... Les motifs invoques pour attribuer .... au 
temoignage de ce chroniqueur une säcurite exceptionelle .... 
n'ont de poids qu'en ce qui conceme l'histoire des temps dans 
lesquels il a vecu et non pas celle de la periode actuellement liti- 
gieuse (!). Ueberflüssig zu sagen: 1) dass der Wert Diodors für 
die Geschichte des ältesten Rom nicht auf seiner Persönlichkeit, 
sondern lediglich auf der — an sich zufälligen — Tatsache beruht, 
dass er eine unvergleichlich ältere und bessere Quelle als Livius 
und Dionysius benutzt, die bekanntlich beide auf die Sullanische 
Annalistik, wie man in der Vulgärsprache sagen würde, herein- 
gefallen sind, 2) dass der Name seiner Quelle nicht die Haupt- 
sache und die entscheidende Frage lediglich die ist, ob — was lei- 
der zweifelhaft bleibt — seine Quelle oder Hauptquelle der schlecht- 
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rechtliche Momente wie so oft in Rom mit hineinspielen, 
die Prüfung nach den zwingenden Grundsätzen der ju- 
ristischen Entwicklung, die in vielen Fällen den Wert 
oder Unwert einer überlieferten Angabe, unabhängig von 
der Art ihrer Ueberlieferung^), erkennen lässt und inso- 
weit wiederum ihrerseits ein Hilfsmittel der Quellenkritik 
werden kann. Allein auch bei gewissenhaftester Benutzung 
dieser und anderer Hilfsmittel wird der subjektiven Ueber- 
zeugung des einzelnen ein erhebKcher Spielraum übrig blei- 
ben: aber gerade hier und gerade jetzt gilt das bedeut- 
same Wort Immanuel Bekkers^): „Auch haben wir 

hin ältesten Annalis tik (Repräsentant Fabius) oder der mitt- 
leren (von Cato bis zur Gracchenzeit) oder — was unmöglich 
ist — der jüngsten, Sullanischen, Annalistik angehört. Unter 
diesen Umständen kann es denn auch nicht überraschen, dass L. 
die Beweise für die Vorzüglichkeit der Diodorischen Quelle immer 
noch vermisst. Er scheint es darnach für Zufall zu halten, dass 
beim Vergleich von Diodor mit Livius und Dionysius, was diese 
letzteren mehr als Diodor enthalten, sich fast regelmässig als eine 
späte Erfindung oder Ausschmückung charakterisiert, von der 
eben Diodor frei ist; vgl. die ausgezeichnete Darstellung Diodors 
von E. Schwartz bei Pauly-Wissowa Bd. 5 Sp. 663—704 und — 
als Gegenstück zu Diodor — seine Charakteristik von Dionysius 
ebenda Sp. 934 ff. — Man kann es nur bedauern, dass ein Schrift- 
steller, dessen juristische Ausführungen, mag man ihnen zustim- 
men oder nicht, wertvolle Anregungen enthalten, auf dem Ge- 
biete der historischen Kritik sich so schwere Blossen hat geben 
können. Herr Lambert möge es uns nur glauben: es ist wirklich 
nicht der , Cliquengeist der Schule Mommsens", wie er S. 538 
auseinandersetzt, der uns veranlasst, an den elementarsten Grund- 
sätzen der Quellenkritik und der wissenschaftlichen Forschung 
überhaupt festzuhalten, über die sich hinwegzusetzen ihn selbst 
die Entdeckerfreude verleitet zu haben scheint. 

^) Damit erklärt sich, worauf (wenn ich ihn recht verstehe) 
Eduard Meyer, Geschichte des Altertums 2 S. 518 hinweist, 
dass in juristischen Untersuchungen die Auseinandersetzung mit den 
Ergebnissen der Quellenkritik da nicht immer durchgeführt wird, 
wo es sich um dogmatische Konstruktionen eines Rechtsinstituts 
wenn auch in den verschiedenen Stadien seiner Entwicklung handelt. 

2) B e k k e r , Aktionen Band 1 S. VI. 

M a s c h k e, Böm. Agrargesetze. 2 
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nicht zu besorgen, dass eine Skepsis, die nichts unbe- 
wiesen passieren lässt, unsere Tätigkeit lähmen werde; 
denn wir sind doch kein der Wahrheit so gänzlich abge- 
wandtes Geschlecht, dass wir zu ihr nicht bloss nie ganz 
durchzudringen vermöchten, sondern auch auf dem Wege 
dahin nur durch andauernde Täuschung über das bereits 
Erreichte und das weiter von uns zu Erreichende zu er- 
halten wären ? Nur Kinder können vermeintliches Wissen 
über bewusstes Glauben stellen, und ewige Jugend ist 
uns nimmer verliehen." 
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n. Zur Theorie und Geschichte der römischen 
Agrargesetze. 

§ 1. Die lex sacrata^). 

1. Nach der Ueberlieferung der späteren Annalistik, 
die im wesentliclien den uns erhaltenen Quellen zugrunde 
liegt ^), nimmt Brutus nach dem Sturz der Königsherr- 
schaft dem Gesamtvolk einen Schwur ab, neminem passu- 

1) Mommsen, Staatsrecht 1 S. 324 ff.; 2 S. 15 f., 272 ff., 
643 fi"., 702 ff.; 3 S. 308 ö' ; Strafrecht S. 549 ff., 901-944. v. Ihe- 
r i n g, Geist 1 S. 274 ff. P e r n i c e , Zum römischen Sacralrecht 
in den Sitzungsberichten der kgl. Preussischen Akademie 1885 
S. 1143—1169 und Parerga in Zeitschrift der Savignystiftung (1896) 
17 S. 183 ff. Die weitere Literatur bei Lambert, Etudes S. 650 
Anm. 1. — Es ist nicht ohne Interesse, sich zu vergegenwärtigen, 
dass das Problem der lex sacrata im wesentlichen auch im heu- 
tigen Staatsrecht wiederkehrt. Die Bindung z. B. des Königs von 
Preussen an das Gesetz und die Verfassung ist keine juristische 
— die Person des Königs ist unverletzlich und er selbst unver- 
antwortlich (Artikel 43. 44. 58. 63 der Verfassung), — sondern eine 
moralische und beruht als solche ausschliesslich auf dem von ihm 
gemäss Art. 54 Vf. zu leistenden Eid. 

2) Für den Zweck der vorliegenden Untersuchung kommt es 
zunächst auf die Entwicklung der juristischen Tradition der Rö- 
mer selbst an. Ueber die pragmatische Kritik der Ueberlieferung 
vgl. Eduard Meyer, Hermes Band 30 S. 1 ö". und Geschichte 
des Altertums Band 5 S. 140 ff. und vor allem die geistvollen Aus- 
führungen von K. J. Neumann, deren in Aussicht gestellte 
quellenmässige Begründung man freilich wird abwarten müssen, 
in seinem Vortrag: Die Grundherrschaft der römischen Republik 
1900 S. 7 ff*. Ueber den ersten Konsul Neumann in der oben 
S. 14 Anm. 1 zitierten Festschrift. 

2* 
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ros Romae regnare ^), d. h. die Gemeinde verpflichtet sich 
eidlich zur Selbsthilfe gegen jeden Restaurationsversuch. 
Dies ist in unserer Tradition der erste Fall einer derar- 
tigen, ihrem Wesen nach revolutionären Verpflichtung. 
Der dadurch geschaffene Rechtsboden trägt den sacro- 
sancten Charakter wenn auch nicht im exakten staats- 
rechtlichen Sinne des Worts an sich. Denn sacrosanct, 
d. h. durch den Eid geheiligt (sacro-sanctum), ist recht- 
lich, was die Gemeinde durch Eid geheiligt hat. Der 
Gemeindeeid aber wird abgelegt in internationalen Ver- 
hältnissen durch den mit dem höchsten Imperium betrau- 
ten Beamten, bei Verträgen solenn durch die von Rom 
abgesandten Fetialen, in innerstaatlichen Verhältnissen 
durch die natürlichen Vertreter der Gemeinde, ihre Be- 
amten. Der Eid aller Bürger aber wie hier der Eid, sich 
ohne Urteil jedes zu entledigen, der einen Umsturz der 
Verfassung im Schilde führe, ist ein ungesetzlicher Inhalt 
in ungesetzlicher Form. 

Ihn in eine gesetzliche Form überzuleiten und so in 
das verfassungsmässige Staatsrecht aufzunehmen, bezeich- 
net unsere Ueberlieferung indirekt als den Zweck der 
Valerischen Gesetzgebung, welche die Tötung desjenigen, 
qui regni consilia inisset von Rechts wegen gestattete, 
indem sie ihn für sacer erklärte und die Vollziehung der 
Sacertätserklärung jedermann freistellte. Diese beiden 
Akte wird man in historischer Zeit auseinanderhalten 
müssen. Es mag eine Zeit gegeben haben, in der die 
blosse Sacertätserklärung jemanden vogelfrei machte ; allein 
diese Epoche liegt, unzugänglich für historische Erkennt- 
nis, tief zurück im Nebel des Priesterstaats. In geschixjht- 
licher Zeit wird, soweit unsere Ueberlieferung reicht, wo 
man mit der Sacertätsdrohung, d. h. dem Fluch, Ernst 
machen wollte, die Straflosigkeit der Tötung jedesmal 
ausdrücklich ausgesprochen: wo sie fehlt, ist der erhal- 
tene Bericht eben unvollständig. Denn der Fluch wie der 
1) Livius 2, 1, 9. 
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Eid haben an sich nach römischer Ordnung zunächst 
weder straf- noch sacralrechtliche Folgen. Der Schwö- 
rende ruft den göttlichen Fluch auf sich herab, falls er 
den Eid breche. Aber wie dieser Fluch sich erfüllt, da- 
für zu sorgen bleibt Sache der beleidigten Götter, und 
zunächst hat niemand das Recht ^), den weltlichen Arm 
der Vorsehung zu spielen. Dasselbe gilt von der Ver- 
fluchimg. Erst durch Spezialbestimmung gab man beiden 
diese der Vorzeit angehörige verfehmende Kraft. 

So wird die Lynchjustiz eine gesetzlich erlaubte In- 
stitution. Diese Erscheinung ist nicht ganz so anormal, 
wie sie aussieht. Die Garantie gegen Missbrauch liegt 
zunächst in dem Gerichtsverfahren, welches nach einer 
Anwendung des Gesetzes, falls über deren Rechtmässig- 
keit ein Zweifel bestand, jeden Augenblick in die Wege 
geleitet werden und aus dem angeblichen Vollstrecker des 
Gesetzes einen Mörder machen konnte^): andererseits ist es 
selbstverständlich, dass, wenn einem solchen Gesetze durch 
ein anderes rechtskräftig derogiert war, auch die darauf 
basierende, wie auch immer beschaffene Justiz aufhörte^). 



^) Pernice, Sitzungsberichte S. 1165; Savignyzeitschrift 
17 S. 185 ff. Gegen die Auffassung der Todesstrafe als eines 
Opfers macht W i s s o w a , Religion und Kultus der Römer S. 325 f. 
geltend, dass in Rom Menschenopfer unbekannt sind und dass 
ausserdem jedes Opfer rein sein muss, um den Göttern wohlge- 
fällig zu sein. 

*) Plut. Val. 12. Die Analogieen bezüglich der Tötung des 
Diebes und der Talion bei Körperverletzung liegen nahe. 

^) Die IJeberlieferung der Valerischen Gesetzgebung zu erwä- 
gen ist zumal für die Plutarchische Quellenkritik lehrreich. Ueber 
das angebliche Provokationsgesetz stimmen sachlich Livius (2, 8, 2), 
Dionysius (5, 19) und Plutarch (Val. 11) überein, nur dass Diony- 
sius, abgesehen von seiner breiteren Darstellung, das Gesetz an 
einer anderen Stelle mit der Aechtungsklausel — so soll die Ge- 
stattung der straflosen Tötung des Uebertreters genannt werden 
— versieht. Das gegen Restaurationsgeselze gerichtete Gesetz 
erwähnt Plutarch zweimal, ohne die tatsächlich bei ihm vorlie- 
gende doppelte Rezension zu erkennen, also offenbar nach zwei 
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Diese Zulassung der Lynchjustiz gegenüber Restau- 
rationsbestrebungen betrachtet M o m m s e n als einseitige 
Parteidoktrin der republikanischen Legitimisten im Gegen- 
satz zu der exakten staatsrechtlichen Theorie, wonach 
auch bei gesetzlicher und sonstiger Aechtung deren Voll- 
zug durch jedermann erst zulässig war, wenn im regel- 
mässigen Verfahren das Todesurteil auf Grund des Aech- 
tungsgesetzes gefällt war, natürlich mit Ausnahme der 
von den provokationsfreien Magistraturen gefällten Todes- 
urteile, also praktisch vor allem der Sullanischen und 
triumviralen Proskriptionen. 

Die Rechtsanschauung und Uebung der späteren 
historischen Epoche darf nach dem Zwecke dieser Unter- 
suchung hier auf sich beruhen bleiben^). Dass aber die 
auf Zulassung der illegalen Selbsthilfe gerichtete Partei- 
doktrin die Sullanische Annalistik und durch sie Livius' 
und Dionysius' Berichte über die Grundgesetze der rö- 
mischen Verfassung beeinflusst hat und in diesen Dar- 
stellungen deshalb von dem Erfordernis einer gericht- 
lichen Verurteilung nicht die Rede ist, ist begreiflich ge- 
nug: schon vom rein praktischen Standpunkt musste die 

verschiedenen Quellen: cap. 11 Ssöxspog 6 xoug Apx'^jv dcvaXaßövcag, 
T^v 6 8YJp,og 0Ö7C löcoxev ÄTcoO-vT^axetv xsXeöcov, parallel mit und viel- 
leicht nach Dionysius 5, 19 : gva \ikw iw x^p ötappTJSyjv dcTislTiev äpxovxa 
p,Y]8dva etvai iTcop-aCcov, 8g äv jiy] Tiapa xoö bri\iOD Xdtßig xy]v äpx^v, 
^dcvaxov ini%-elz ^YjixCav, idw xtg Tcapdt xaöxa noi^ xal xöv dcTioxxeCvavxa 
xouxcov xtvÄ Tcolwv &%'(üO'^. Nur dass Plutarch die zur Vollständig- 
keit der Aechtungsklausel gehörige Zusicherung der Straflosigkeit 
des Tötenden weggelassen und das Provokationsgesetz ebenso wie 
Livius zuerst erwähnt hat. Die zweite Rezension desselben Ge- 
setzes gibt er cap. 12 ohne die Identität zu ahnen, 'weil seine 
zweite' Quelle es in einer völlig verschiedenen Fassung bringt, der- 
selben, der auch Livius folgt : lypac^s yap vojjlov ävsu xptaecog xxet- 
vai |8t8övxa jöv ßouXöp,svov xüpavvstv • xxsCvavxa ös cpövou xaO-apöv 
Stcoiyjosv, sl?7iap(ioxotxo xoö dÖtxTfjixaxog xoug §XiYX°^€. Hiernach ist 
Peter, Quellen Plutarchs S. 45 ff. zu berichtigen. 
«'?fF?0i^8'J^^her das klassische Werk Girards, Histoire de Tor- 
ganisation iudiciaire S. 28 f. 
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Erwägung dahin führen, dass ein im Wege des Umstur- 
zes der Verfassmig ans Ruder gelangtes Königsregiment 
ganz gewiss nicht die legale Verurteilung seiner Gehilfen 
geduldet hätte. Somit symbolisiert unsere Ueberlieferung 
nur die leidige Erfahrung, dass bei dem Gelingen einer 
Staatsumwälzung sich der ohnmächtige Hass der Unter- 
legenen in den politischen Meuchelmord umsetzt — eine 
Erfahrung, deren Tragik ihren geschichtlichen Höhepunkt 
in Cäsars Ermordung gefunden hat. 

2. Die Ueberlieferung über die Secessio plebis (494). 
Von den Livius vorliegenden Quellen berichtet die eine, 
dass den Plebejern der sacrosancte Charakter der von 
ihnen gewählten Tribunen, sowie die Inkompatibilität 
dieses Amts mit dem Patriziat zugestanden wurde — offen- 
bar durch ein ordnungsmässig erlassenes Gesetz. Diese 
Ueberlieferung nimmt fünf Tribunen an und charakteri- 
siert sich auch dadurch als spätere Kombination: der 
Weg zu den historischen zehn Tribunen schien am leich- 
testen, wenn man vorher die Hälfte annahm. Zu diesem 
Zweck wurde, da die Vorlage nur von der Wahl von 
zwei Tribunen berichtete, eine Kooptation von drei wei- 
teren Mitgliedern fingiert. Die Quelle dieser von ihm an 
erster Stelle benutzten Interpolation bringt Livius^) un- 
mittelbar darauf: sie berichtet von zwei Tribunen und geht 
von der Anschauung aus, dass der konstituierende Akt 
der Plebs auf dem Mons sacer erfolgt und dass der dort 
beschworene Beschluss der Plebs die lex sacrata ist. 

Also auch hier konstruiert unsere Ueberlieferung 
den Kausalnexus, den sie in den Ereignissen nach Ver- 
treibung der Könige geschaffen hatte. Wie dort die 
Bürgerschaft sich durch Schwur verpflichtet, jeden, der 

^) Livius 3, 33 concessum . . . ut plebi sui magistratus essent 
sacrosancti . . . neve cui patrum capere eum magistratum liceret. 
ita tribuni plebei creati duo C. Licinius et L. Albinius. hi tres 
collegas sibi creaverunt . . . sunt qui duos tantum in Sacro monte 
creatos tribunos esse dicant ibique sacratam legem latam. 
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nach der Königswürde strebe, niederzuschlagen, so schwört 
hier die sezedierte Plebs, jeden, der die Unverletzlichkeit 
ihrer Tribunen antaste, zu lynchen. Die Plebs gab ihren 
Vorstehern den religiösen Schutz, da sie ihnen den gesetz- 
lichen aller legalen Beamten zu geben nicht in der Lage 
war: die tribuni plebis waren bisher nicht anerkannte 
Qemeindebeamte, sondern rechtlich nichts anderes wie alle 
anderen Genossenschaftsvorsteher. In beiden Fällen be- 
ruht der sacrosancte Charakter der durch den Eid ge- 
schaffenen Verhältnisse auf dem irregulären Samteid dort 
der Gemeinde, hier der Plebs, gegen Uebertreten im Wege 
der Selbsthilfe vorzugehen. Es kommt in dem vorliegen- 
den Zusammenhange nicht in erster Linie darauf an, die 
geschichtliche Wahrheit dieserVorgänge zu rekonstruieren^) : 
fragen wir uns, aus welchen Prinzipien heraus die uns 
vorliegende Ueberlieferung gestaltet ist, so unterliegt 
keinem Zweifel, dass diese hier so wenig wie im Jahre 
509 ein konstitutionelles, ja auch nur ein reguläres Ver- 
fahren konstruiert hat — sie lässt beide Male die ent- 
scheidenden Festsetzungen sich ohne das Gesetz und gegen 
das Gesetz vollziehen — , dass aber eine spätere Schicht 
der Tradition diesem Mangel abhalf, indem sie, soweit 
dies bei so inkommensurabeln Grössen möglich war, das 
Ungesetzliche in Gesetzesform zu kleiden sich bemühte. 
Darauf beruht die Ueberlieferung der lex Valeria gegen 
Restaurationsversuche, die nach Lihalt und Absicht das 
gesetzliche Gegenstück zu dem ungesetzlichen Samteid 
bildet. Auf demselben Prinzip aber auch die völlig ana- 
loge Ergänzung, die man dem plebejischen Samteid gab. 
Er wird, obwohl zunächst als ein rein faktischer Eid ge- 
dacht, seinem Inhalte nach als in gesetzliche Form über- 

^) Seine Annahme, dass die von Diodor benutzte ältere Anna- 
listik zum Jahre 471 zuerst die Wahl von Tribunen und zwar von 
vier als den Vorstehern der vier städtischen Tribus berichtete, hat 
Eduard Meyer (Hermes 30 S. 2 ff.) m. E. in hohem Grade 
wahrscheinlich gemacht. 
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geleitet vorgestellt^) und somit zur lex gemacht, zur lex 
sacrata durch den auf diesen Plebejerbeschluss geleisteten 
Eid zunächst der Plebs, dann der Patrizier^), also der 
Gemeinde selbst statt ihrer Vertreter — einen Eid, dessen 
Inhalt eben die Drohung mit der Selbsthilfe ist. Cha- 
rakteristisch tritt dieser Gegensatz des revolutionären 
Samteides und der regulären Gesetzgebung 

3. in der Ueberlieferung über die zweite Secessio 
plebis (448) und die ihr folgende Gesetzgebung hervor. 
Die Plebs stellt hienach das während des Decemviralregi- 
ments abgeschaflfte Tribunat in denselben Formen und mit 
denselben Garantieen wieder her, wie es zu Anfang ent- 
standen war: ipsis quoque tribunis ut sacrosancti vide- 
rentur .... relatis quibusdam ex magno intervallo caeri- 
moniis renovarunt et . . . religione . . . in violatos fecerunt^). 
Also auch hier beruht der sacrosancte Charakter der Tri- 
bunen auf dem Schwur der Plebs — denn dies wird unter 
den relatae quaedam caerimoniae gemeint sein — und 
auch hier wird der Versuch gemacht, dieses in Form und 
Ziel revolutionäre Element in die legale Form überzuleiten 
durch das unmittelbar darauf erwähnte konsularische Ge- 
setz: cum religione inviolatos tum etiam lege fecerunt 
sanciendo ut qui tribunis plebis aedilibus iudicibus decem- 
viris nocuisset, eins caput Jovi sacrum esset, familia ad 
aedem Cereris Liberi Liberaeque venum iret. Dass die 
Plebejer den auf ihrem Eide beruhenden Schutz ihrer 
Magistrate dem des Gesetzes vorzogen, wird man be- 
greifen : vor Abrogation des letzteren in aller Form Rech- 
tens konnte sie niemand schützen, niemand bei der Sou- 
veränetät der Komitien verfassungsrechtlich eine Garantie 



^) Dionysius 6, 89 f. denkt wohl an die auctoritas patrum. 

2) Livius 2, 33, 3. 2, 54, 9. 5, 11, 3. 39, 5, 2. Cicero pro 
Sestio § 16, de provinciis § 46, pro Tullio § 49, fragm. Cornel. 
§ 23. Ueber Dionysius' Konstruktion eines foedus vgl. Momm- 
s e n a. a. 0. 2 S. 272 ff. 

8) Livius 3, 55. 
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gegen eine derartige Abrogation selbst bei dem besten 
Willen übernehmen. Dagegen der von der Plebs für sich 
und ihre Nachkommen geschworene Eid enthielt die für 
alle Zeit gleich wirksame Drohung mit der Revolution, 
und die tatsächliche Sicherheit und Machtfülle des Tri- 
bunats in historischer Zeit wird, wenn überhaupt durch 
irgend einen einzelnen Faktor, wesentlich durch die Er- 
innerung an diesen Eid und seine möglichen Konsequenzen 
verbürgt worden sein ^). 

Auf dieses Konsulargesetz über die tribunizische Un- 
verletzlichkeit scheint Cicero anzuspielen^), und er nennt 
es correct lex antiqua de legibus sacratis, quae iubeat 
impune occidi eum, qui tribunum plebis pulsaverit ^). Er 
betrachtet also das reguläre Gesetz nicht als die lex sa- 
crata : diese letztere sind ihm die von der sezedierten 
Plebs gefassten und beschworenen Beliebungen*). In 
voller Uebereinstimmung damit betont auch Livius aus- 
drücklich, die juristische Theorie gestehe den Tribunen 
den sacrosancten Charakter zu, aber nicht auf Grund des 
konsularischen Gesetzes, das vielmehr nur die Aechtung 
der üebertreter ausspreche, sondern auf Gi-und des ple- 
bejischen Eidschwurs bei Einsetzung des Tribunats ^) : hac 

^) In demaelben Verhältnis wie das eben erörterte Gesetz zu 
dem Eidschwur der Plebs steht das konsularische Provokations- 
gesetz zu dem damaligen Eidschwur der Gesamtgemeinde. Es 
enthält gleichfalls die Aechtungsklausel, denn zweifellos fällt die 
Wahl eines provokationsfreien Magistrats unter den Begriff des 
pati regnare (der Schwur lautete: neminem passuros Romae reg- 
nare): sanciendo novam legem ne quis ullum magistratum sine 
provocatione crearet; qui creasset, eum ius fasque esset occidi. 
Livius 3, 55, 5. 

2) Er könnte allenfalls auch an die üeberlieferung über die 
Vorgänge von 494/471 gedacht haben, die auch ihm wohl im 
wesentlichen so wie uns vorlag. 

3) Cicero pro Tullio § 27. 

*) Der Plural für die einzelnen Bestimmungen eines Gesetzes 
ist normal. 

ß) Livius 3, 55, 8. 
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lege iuris interpretes negant quemquam sacrosanctum esse 
sed eiim qui eorum cmquam nocuerit Jovi sacrum san- 
ciri . . . tribunos vetere iure iurando plebis cum primum 
eam potestatem creavit, sacro sanctos esse ^). Nach dieser 
schon im Altertum und zwar von juristischer Seite auf- 
gestellten Theorie beruht die Stellung der Tribunen als 
sacrosancter Magistrate auf dem als lex sacrata gefassten 
Eidschwur der Plebs : neben diesem geht das konsularische 
Gesetz mit der Aechtungsklausel parallel als eine wich- 
tige, aber im Wesen von jenem Schwurgesetz verschiedene 
Garantie : cum religione inviolatos tum e t i a m lege 
fecenyit sanciendo u. s. w. 

Nach alledem ist die Gestattung der straflosen Tö- 
tung des TJebertreters wohl das ursprünglich übliche, aber 
wenigstens nach der einen in Rom selbst aufgestellten Theorie 
nicht als das notwendige Ingredienz der lex sacrata an- 
gesehen worden^). Das entscheidende Kriterium der letz- 
teren ist nach dieser Theorie vielmehr der Schwur, ord- 
nungsmässig der Schwur der Beamten als Vertreter der 
Gemeinde, revolutionär der der Gemeinde selbst. Dass 
aber Aechtungs- und Schwurklausel nicht notwendig zu- 
sammenhängen, zeigt die Ueberlieferung gerade in den 

^) AuflFällig ist, dass unter üebergehung des erneuten Eides 
von 448 die Stellung des Tribunals auf den ersten basiert wird, 
da doch die .Einsetzung des Decemvirats die Aufhellung der ple- 
bejischen Behörde zur Folge hatte und diese nach dessen Sturz 
neu geschaffen werden musste. Livius' Quelle hat, da sie nur den 
prinzipiellen Gegensatz von Eid und Gesetz betonen wollte, über- 
sehen, dass sie korrekterweise den zweiten Eid statt des ersten 
zu erwähnen hatte. 

*) Im Sinne dieser Theorie hat schon Schwe gier darauf 
hingewiesen, dass rein sprachlich die lex sacrata nicht das ver- 
fluchende Gesetz sein könne ; letzteres müsste lex sacrans heissen. 
— Dass Livius' Quelle das Verbot der Wiederwahl von Tribunen 
bei Strafe des Feuertodes von den vorangegangenen leges sacratae 
unterscheidet, ist allerdings nicht entscheidend, da eine doppelte 
Rezension auf Grund eines Quellenwechsels vorliegen könnte. 
Livius 3, 55, 14, vgl. Diodor 12, 25. 



28 § 2. Der Rechtsfall in Ciceros Plaidoyer für Baibus. 

Teilen, die ihrer Natur nach einem Missverständnis nicht 
ausgesetzt sind : eine Reihe von Gesetzen, die sicher be- 
schworen sind, ordnet die Aechtnng des Uebertreters nicht 
nur nicht an, sondern schliesst sie durch anderweite Nor- 
mierung der Strafe wegen Gesetzesübertretung gerade- 
zu aus. 

Wie schon bemerkt wurde, hat diese Auffassung 
auch Cicero wenigstens da vorgeschwebt^), wo er das die 
Aechtung aussprechende, von der Plebs beschworene Ge- 
setz über ihr Tribunat als leges sacratae bezeichnet, da- 
gegen das dieselbe Aechtung aussprechende, aber nicht 
beschworene Staatsgesetz als lex antiqua de legibus sa- 
cratis, also nicht als lex sacrata. Als Kriterium der 
letzteren genügt ihm also die Aechtung nicht. Was aber 
die lex sacrata mehr enthält, als das entsprechende kon- 
sularische Gesetz, ist klar: es ist der Schwur. 

Nun scheint freilich gerade Cicero in seiner Rede für 
Baibus Behauptungen aufzustellen, die man als einen 
Widerspruch zu dieser Theorie ansehen könnte, und so 
wenig ein solcher Widerspruch mit sich selbst bei Cicero 
befremden wird, so erscheint doch ein Eingehen auf den 
dieser Rede zugrunde liegenden Rechtsfall unerlässlich. 

§ 2. Der Rechtsfall in Ciceros Plaidoyer für Baibus. 

Im hannibalischen Kriege hatte Gades mit dem Cen- 
turio primi pili L. Marcius einen Vertrag abgeschlossen, 
der dieser Stadt die autonome Stellung der civitas foede- 
rata garantierte^). Dieser Vertrag galt rechtlich als ge- 
schlossen im Auftrage des Höchstkommandierenden und 
musste somit nach älterem Staatsrecht als gültige lex 
data des bevollmächtigten Gemeindebeamten betrachtet 
werden ^). Cicero bemerkt, offenbar um mit der Kompe- 

1) Cicero pro TuUio § 47. 

2) Cic. pro Balbo § 84. Livius 28, 38, 1. 

8) Mommsen, Staatsrecht 1 S. 246 ff. nimmt gleichfalls die 
Gültigkeit dieses foedus an. 
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tenz des Vertragscilliessenden die Rechtsgültigkeit des 
Vertrages zu bemängeln, dieser sei nach dem Fall 
der Scipionen mit einem centurio primipili ge- 
schlossen. Dass diese Insinuation bodenlos ist, zeigt der 
Livianische Bericht, den anzuzweifeln ersichtlich kein 
Grund vorliegt: er verlegt das Bündnis in das Jahr 206, 
wohin es auch strategisch gehört, und an den Schluss der 
spanischen Unternehmungen, deren staatsrechtliche Stellung 
unmittelbar darauf mit den Worten gekennzeichnet wird : 
haec in Hispania P. Scipionis ductu auspicioque gesta. 
Nach dem Fall der Scipionen war das freilich auch, aber 
ebenso zutreffend könnte Cicero den Vertrag auch als 
nach dem Tode des ßomulus geschlossen bezeichnen. 
Späterhin beabsichtigten die Gaditaner die Rechtsgültig- 
keit jenes für ihre kommunale Stellung massgebenden 
Vertrages zu sichern, da, obwohl dieser rechtlich aufge- 
fasst werden musste als von dem Höchstkommandieren- 
den selber abgeschlossen, er nach dem späteren Staats- 
recht, welches streng genommen^) die Bestätigung durch 
Gemeindebeschluss verlangte, als ungültig hätte betrachtet 
werden können. Indessen hatte sich doch schon in der 
sullanischen Epoche die laxere Praxis herausgebildet, 
welche dem Senat in diesen Dingen die gleiche oder aus- 
schliessliche Kompetenz zuwies. So wandten sich im 
Jahre 78 die Gaditaner an den Senat ^), und es erfolgte die 
Bestätigung des Vertrages. Es liegt in dem Wesen der 
vertragsmässig garantierten Autonomie der bundesgenössi- 
schen Gemeinde, dass eine einseitige Verleihung des Bür- 
gerrechts von Seiten der einen vertragschliessenden Ge- 
meinde an Angehörige der anderen ohne deren Zustim- 
mung mit der Rechtsfolge, dass das alte Bürgerrecht ipso 
iure erlosch, prinzipiell unstatthaft war: die selbstver- 
ständliche Konsequenz der ursprünglichen Inkompatibilität 
des römischen Bürgerrechts mit dem einer anderen, sei 

1) M o m m 8 e n a. a. 0. 3 S. 1170 ff. 

2) Cic. pro Balbo § 34 ff. 
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es latinischen, sei es autonomen Gemeinde ^). Cicero legt 
Wert darauf, dass in einzelnen von* ihm namhaft gemach- 
ten Verträgen eine diesbezügliche Verpflichtung der Rö- 
mer ausgesprochen, dass dies aber in dem Vertrage mit 
Gades nicht geschehen ist. Die Lösung liegt ganz ein- 
fach in dem Umstände, dass, als nach dem Bundesge- 
nossenkrieg der schon früher durchbrochene Grundsatz 
der Inkompatibilität des römischen mit einem fremden 
Bürgerrechte allmählich zurücktrat und zuletzt in sein Ge- 
genteil umschlug, auch die Praxis Roms gegenüber den 
Gemeinden eben dadurch sich allmählich änderte: jetzt 
war die einseitige Bürgerrechtsverleihung nicht mehr wie 
früher selbstverständlich ausgeschlossen, sondern diese 
Ausschliessung musste, wo sie stattfinden sollte, in je- 
dem einzelnen Fall besonders vereinbart werden. Einige 
dieser Fälle erwähnt Cicero ; der Vertrag mit Gades konnte 
nicht zu ihnen gehören, weil seine Abfassung vor jene 
Zeit fiel. Nun war im Jahre 72 Pompejus durch ein 
konsularisches Gesetz das Recht verliehen worden, in Spa- 
nien Bürgerrechtsverleihungen vorzunehmen: diejenige an 
den Gaditaner Cornelius Baibus ist es, deren Anfechtung 
das ciceronische Plaidoyer veranlasst hat. Es liegt im 
Wesen der Staatssouveränetät, dass an sich auch das foe- 
dus nicht unabänderlich, ja nicht einmal vor einseitiger 
Aufkündigung von selten Roms gesichert ist. Aber so- 
viel ist einleuchtend und wird auch schwerlich Cicero 
entgangen sein, dass eine solche Aufkündigung nicht 
stillschweigend geschehen oder gar vorausgesetzt werden 
konnte. So lange der Vertrag mit Gades nicht formell 
aufgehoben und durch eine anderweite Regulierung der 
Verhältnisse ersetzt war, bestand er eben zu Recht, und 
es war selbstverständlich, dass jenes Kompetenzgesetz 
Pompejus nur so weit Vollmachten erteilen konnte und 
wollte, als es die Separat vertrage mit den spanischen Ge- 



1) Mommsen, Staatsrecht 3 S. 696 ff. 
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memden zuliessen. Deshalb bemüht sich denn auch Ci- 
cero nur vorübergehend, nachzuweisen, dass zwischen dem 
Vertrage und Pompejus' Vorgehn kein Widerspruch be- 
stehe, vielmehr sucht er den Rechtspunkt zu verhüllen, 
indem er mit der an ihm sattsam bekannten Eloquenz 
die Verdienste sowohl des Verleihenden als des durch die 
Verleihung Ausgezeichneten hervorhebt, die beide durch 
eine Kassation des Bürgerrechts würden beschimpft wer- 
den u. s. w. Dass die Gaditaner zur Zeit der Bürger- 
rechtsverleihung ihre verfassungsmässig nötige Zustim- 
mung nicht gegeben haben'), gibt Cicero stillschweigend 
zu, und damit ist der Fall juristisch erledigt. Die Tat- 
sache, dass die Verträge mit spanischen Gemeinden durch 
die Pompejus erteilte Vollmacht nicht gebrochen werden 
sollten, war in der letzteren zum üeberfluss noch aus- 
drücklich und zwar in der Form zum Ausdruck gebracht, 
es sollten die beschworenen Verträge unberührt bleiben^). 

^) Dieser Punkt ist der auffälligste in dem ganzen Prozess. 
Es liegt kein Grund vor, der Angabe Ciceros zu misstrauen, dass 
die gaditanische Gemeinde jetzt sogar durch eine Abordnung für 
die Bestätigung von Baibus römischem Bürgerrecht eingetreten 
war. Es erscheint ebenso unzweifelhaft, dass die Zustimmung der 
Gemeinde im Jahre 72, wo sie die Gültigkeit jenes Akts ent- 
schieden hätte, mühelos zu erlangen gewesen wäre, wie dass sie 
jetzt, wo jener Auftrag von Pompejus längst erloschen war — 
— der Prozess fällt wahrscheinlich in das Jahr 56 — rechtlich 
gleichgültig sein musste. Man wird am natürlichsten annehmen 
dürfen, dass die Beteiligten im Jahre 72, was ihnen nicht ganz 
mit Unrecht als eine Formalität erschien, zu erfüllen verabsäumt 
haben; gerade inmitten der allmählichen Umwandlung der hier 
in Betracht kommenden Prinzipien scheinen sie den Gedanken der 
neuen Zeit ausschliesslich Rechnung getragen zu haben, ohne die 
noch zu Recht bestehenden Reste der alten zu respektieren. 
Somit mag der Prozess gegen Baibus immerhin eine gegen Pom- 
pejus gerichtete Chikane gewesen sein, der, gegen den Willen der 
Gaditaner angestrengt, wenigstens dem Geist des römischen Staats- 
rechts zuwiderlief: nach dem formalen Recht war und blieb Pom- 
pejus' Verleihung darum nicht weniger ungültig. 

2) Darauf geht Ciceros Zitat § 33 si quid sacrosanctum est. 
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Dass der Vertrag mit Gades in seiner ursprünglichen Form 
von den Paziszenten als Vertretern ihrer Gemeinden be- 
schworen war, ist schon an sich in jener Epoche als 
wahrscheinlich anzunehmen : und dass etwa ein Protokoll 
über jene Eidesleistung existierte, wird man per argu- 
mentum e silentio aus dem Schweigen Ciceros entnehmen 
dürfen, der, wie sogleich näher auszuführen sein wird, 
die Tatsache der Eidesleistung nicht direkt in Abrede 
stellt, vielmehr ihre etwaige Wirkung mit der Erklärung 
zu paralysieren sucht, es habe sich um kein beschworenes 
Gesetz, weil überhaupt um kein Gesetz gehandelt. Da- 
mals genügte der Eid des vertragschliessenden Offiziers, 
selbst der seines rechtmässigen Vertreters: er galt 
bis auf weiteres als im Namen der Gemeinde abgegeben*). 
Dass bei der Erneuerung des Vertrags eine Beeidigung 
stattfand, ist eher unwahrscheinlich, da die Erneuerung 
durch Senatsbeschluss geschah. Indessen Cicero leugnet 
den sacralen Charakter des Vertrages nicht etwa, weil er 
nicht beschworen, sondern weil er kein Gesetz sei. Für 
ihn gibt es ein Sacrosanctum nur aut obtestatione legis 
aut consecratione poenae, cum caput eins, qui contra fe- 
cerit, consecratur^). Cicero betont in dem ersten Satz- 
gliede das Wort legis: ein beschworener Staatsakt, der 
nicht Gesetz ist, gilt ihm wenigstens nicht insoweit als 
beschworen, dass sich daraus die Folgen des Sacrosanc- 
tum entwickeln können. Diese seine Auffassung liegt 
auch in den unmittelbar folgenden Worten : nihil omnino 
unquam de isto foedere ad populum, nihil ad plebem la- 

1) Mommsen, Staatsrecht 1 S. 246 ff. 

2) Mommsen, Staatsrecht 2 S. 303 Anm. 2; vgl. Strafrecht 
S. 901 Anm. 5 : aut genere ipso aut obtestatione et consecratione 
legis aut poenae, cum caput eins etc. Die Ueberlieferung aut 
genere ipso atque obtestatione et consecratione legis aut poena 
cum caput eins etc. Zweifelhaft kann die Beziehung von genere 
ipso sein, der wesentliche Sinn steht aber fest durch die alsbald 
folgende Wiederholung: utrum capitis consecratione an obtesta- 
tione legis sacrosanctum (sc. foedus Gaditanum) esse confirmas ? 
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tum esse dico . . . nee vero oratio mea ad infirmandum 
foedus Gaditanmn, iudiees, pertinet. Wie schon angedeutet, 
konnte Cicero sich gegenüber der Rechtsgültigkeit des 
Vertrages verschieden verhalten : entweder er hielt an dem 
vorsuUanischen Staatsrecht fest und verlangte den Volks- 
schluss zur Gültigkeit des Vertrages: dann musste er 
den vorliegenden für ungültig erklären. Oder er begnügte 
sich mit dem Senatsbeschluss : dann war nicht bloss der 
Vertrag gültig, sondern die Ratifikation bezog sich auch 
auf seinen durch die erste Vertragsschliessung begründe- 
ten sacralen Charakter. Allein Cicero, der es auch hier 
mit keiner Partei verderben will, schwankt zwischen der 
demokratischen und der aristokratischen Theorie und gelangt 
so zu Schlussfolgerungen von sehr bedenklicher juristi- 
scher Logik : er betrachtet den iussus populi als Beding- 
ung für die Gültigkeit eines Vertrags und gleichzeitig den 
ohne Volksschluss zustande gekommenen Vertrag mit 
Gades als rechtsgültig. Allein diese Anerkennung der 
Rechtsgültigkeit des Vertrages erstreckt sich nicht so 
weit, dass sie auch dessen sacralen Charakter, obwohl er 
auf demselben Fundament ruht wie der Vertrag über- 
haupt, einschliesst. Vielmehr acceptiert der Redner den 
Vertrag als rechtlich mit einer lex gleichbedeutend, da- 
gegen seine Beeidigung erscheint ihm nicht gleichwertig 
mit der Beeidigung einer lex! 

Prüfen wir nunmehr die Tragweite der in einem sol- 
chen Zusanmaenhange vorkommenden Behauptung, das 
Wesen der lex sacrata beruhe auf der obtestatio legis 
oder der consecratio poenae, d. h. auf der Beschwörung 
oder auf der Aechtungsklausel ! Es kommt Cicero darauf 
an, nachzuweisen, dass das foedus Gaditanum keine lex 
sacrata sei. Zu diesem Zweck zerlegt er, wie stets in 
solchen Fällen, den Begriff in möglichst viele Teile, die 
diesem nach seiner Auffassung immanent sind, und sucht 
nachzuweisen, dass keine von diesen Unterabteilungen in 
dem vorliegenden Fall zutreffe: es fehle die obtestatio 

M a 8 c h k e , Rom. Agrargesetze. 3 
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legis, denn das foedus sei keine lex; es fehle aber auch 
femer die consecratio poenae ; offenbar stand davon nichts 
in dem Vertragsinstrument: folglich sei dieses keine lex 
sacrata. 

Unter diesen Umständen scheint es mir trotz der 
Trennung der Satzglieder durch aut — aut nicht notwen- 
dig anzunehmen, dass Cicero ein unbeschworenes Gesetz 
mit blosser Aechtungsklausel als lex sacrata absichtlich 
hat bezeichnen wollen. Er benutzte ganz einfach die von 
ihm gemachte Beobachtung, dass der Vertrag keine Aech- 
tungsklausel enthielt. Indem Cicero dieses letztere Mo- 
ment hervorhob und die Beeidigung überging, konnte er, 
wenn er sich den Anschein gab, das Wesen der lex sa- 
crata in der Aechtung zu finden, dem Bündnisvertrage den 
Charakter der lex sacrata absprechen. Es ist bereits her- 
vorgehoben worden, wie diese Auffassung durch den Um- 
stand begünstigt werden musste, dass in der älteren Ge- 
setzgebung das Schwurgesetz mit dem Aechtungsgesetz 
regelmässig zusammenfällt , und dieser Umstand wird 
ebenso wie ein leicht mögliches Missverständnis der cice- 
ronischen oder einer ähnlich schwankenden Ausdrucks- 
weise zu der einen der bei Festus angeführten Theorien 
geführt haben: sacratae leges sunt, quibus sanctum est, 
qui quid adversus eas fecerit, sacer esto^). 

Wenn Cicero an zwei anderen Stellen es als eine lex 
sacrata bezeichnet, die auch in das Zwölftafelrecht über- 
gegangen sei, neque Privilegium irrogari liceret neque ca- 
pite nisi comitiis centuriatis rogari ^), so mag er dabei an 
den Samteid des Jahres 509 gedacht, vielleicht auch eine 
Ueberlieferung vor Augen gehabt haben, die diesen Eid 



1) Festus S. 318 M. M o m m s e n , Strafrecht S. 552 ff. nimmt 
zwar an, dass an sich jedes mit Kapitalsanktion versehene Gesetz 
als lex sacrata in der römischen Theorie angesehen sei, dass aber 
im engeren Sinne besonders die beschworenen Verfassungsgesetze 
der plebejischen Gemeinde diese Bezeichnung führen. 

2) Cicero pro Sestio § 65 und pro domo § 53. 
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auf die erste Valerische Gesetzgebung ausdehnte ; denn die 
zweite Bestimmung passt nach ihrem Inhalt zweifellos zu 
dem Provokationsgesetz. Jedenfalls sieht man auch hier, 
wie wenig die Aechtungsklausel allein zum BegriflF der 
lex sacrata nach der ursprünglichen römischen Theorie 
ausgereicht hat: dass die lex de privilegiis sie enthielt, 
wird in unserer Ueberlieferung nirgends auch nur ange- 
deutet. 

Eine spät vorgekonmiene Denaturierung des Prinzips 
endlich ist es, wenn durch blosse Anordnung des Gesetzes 
einer seiner Bestimmungen der sacrosancte Charakter ver- 
liehen wird^). Man kann dies vergleichen mit der in 
jener Zeit aufkommenden Verleihung z. B. der omamenta 
consularia an solche, die das Konsulat nicht bekleidet 
haben und ähnlichem; es liegt eine Fiktion vor, kraft 
deren bestimmte rechtserzeugende Tatsachen als vorhanden 
angenommen und deren Wirkungen angeordnet werden. 
Gleichfalls accidentiell steht der lex sacrata die Selbst- 
verfluchung für den Fall der Uebertretung gegenüber. 
Sie hat ihre eigentliche Stelle in dem solenn abgesqhlos- 
senen Bündnisverträge^) und findet sich daneben in un- 
serer Ueberlieferung nur in einer sehr späten Kopie der 
agrarischen Reformgesetze, bei der auch sonst in uner- 
hörter Weise die heterogensten staatsrechtlichen Formen 
durcheinander geworfen wurden^). 

§ 3. Der Eid im römischen Staatsrecht. 

Nach seinem Grundbegriff ist das römische Gesetz 
eine Bindung der Gemeinde durch den Magistrat, analog 
dem von einer Seite proponierten, von der anderen Seite 
angenommenen Vertrage sowohl des Privatrechts wie der 



*) Lex coloniae Juliae c. 66. 

2) Mommsen, Staatsrecht 1 S. 251. 

*) Bei der lex agraria des Jahres 59, bei der die Exekration 
als Selbstverfluchung mit dem Eide verbunden von den Amtsbe- 
v^rerbern bei der professio verlangt wurde. Cic. ad Atticum 2, 18, 2. 

3* 
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niagistratischen Administration ^). Die lex ist data als Aus- 
fluss der magistratischen Kompetenz, rogata, sobald die 
Zustimmung der Gemeinde zu ihrer Bindung eingeholt 
wird. Zu der ersteren Kategorie gehört die Mehrzahl 
der GiBsetze, die den anfänglichen Zustand der römischen 
Gemeindeordnung konstituieren, das heisst nach römischer 
Terminologie die Gesetze des Romulus. Hier sollte nach 
Inhalt und Entstehung prinzipiell auch die eigentHch 
constitutive Urkunde des römischen Staatswesens, die lex 
XII tabularum ihre Stelle finden ; indessen hat wenigstens 
in unserer Tradition die demokratisierende Annalistik das 
Zwölftafelrecht zu einer lex rogata gemacht, wenn auch 
nicht ohne Schwankungen, die noch die heute vorhan- 
dene Ueberlieferung verbirgt^). Es liegt in der Natur 
der Sache, dass in der Folge die leges rogatae an Ter- 
rain gewinnen, und so sind es späterhin diese, welche die 
Rechte und Pflichten der Gemeinde wie ihrer Vertreter 
und damit in ihrem Inbegriff als lex publica populi Ro- 
mani die eigentliche Verfassung des römischen Staatswe- 
sens ordnen. 

Auf diesem Gebiet liegt ein prinzipieller und schwer- 
wiegender Unterschied zwischen der Rechtsstellung, die 
dem Gesetze gegenüber einerseits die Gemeinde, anderer- 
seits deren Vertreter, die Beamten einnehmen. Die Ge- 
meinde ist dem Beamten gegenüber zu Gehorsam und 
Treue gehalten und bezeugt diese Obliegenheit durch 
die bestärkende Verpflichtung der lex curiata. Weigert sich 
trotzdem das einzelne Gemeindemitglied, ihr nachzukommen, 
so tritt die magistratische Coercition und Judikation als 
Zwangsmittel dem Unbotmässigen gegenüber in Kraft. Allein 



1) Wlassak, Prozessgesetze 1, 2 S. 94 ff. 

^) Dahin gehört vielleicht die Differenz über die Publikation 
der letzten beiden Tafeln. Livius 3, 37. 51.. 57. Vgl. M o m m- 
s e n , Römische Forschungen I S. 300. Ueber die staatsrechtlichen 
Fragen bei Erlass der XII Tafeln Kipp, Quellenkunde S. 30 
Anm. 1. 
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umgekehrt, welche Garantie hat die Gemeinde für Befol- 
gung der Gesetze durch ihre Vertreter ? Ja, inwieweit 
liegt diesen die Befolgung der Gesetze als erzwing- 
bare Rechtspflicht staatsrechtlich ob? Im Bereich der 
leges datae darf der Beamte ein von seinem Vorgänger 
erlassenes Gesetz, falls er dieselbe Kompetenz hat wie 
jener, ignorieren resp. durch ein anderes ersetzen: letz- 
teres gilt also in der konstitutionellen Epoche Roms 
streng genommen so lange wie das imperium seines Ur- 
hebers. Was die eigentlich vereinbarten Gesetze anlangt, 
so ist es, wie bekannt, ein Grundgedanke des römischen 
Staatsrechts, dass der Beamte bei der Anwendung der be- 
stehenden Ordnung an keine Befragung der Gemeinde, 
wohl aber bei deren Abänderungen an den Komitialbe- 
schluss gebunden ist. Hiermit könnte man das oben auf- 
geworfene Problem für erledigt halten. Allein die prak- 
tische Schwierigkeit liegt doch tiefer. 

Wenn Pernice^) von dem römischen Beamteneid 
sagt: „Der Inhalt des Eides ist die Bestärkung einer 
selbstverständlichen Verpflichtung ; denn dass der Beamte 
den Gesetzen unterworfen ist, steht ausser Zweifel", so 
ist das in der Beschränkung auf die lex rogata — und 
anders ist der Ausspruch auch von P e r n i c e nicht ge- 
meint — selbstverständlich zutreflFend, allein die Pflicht 
der Gemeindemitglieder zum Gehorsam gegen die Beam- 
ten ist gewiss ebenso selbstverständlich, und doch ist sie 
nicht bloss durch die lex curiata bestärkt, sondern auch 
durch magistratische sowohl Coercition wie Judikation ge- 
sichert worden. Wo liegt die analoge Bindung der Ma- 
gistratur? Zweifellos handelte der Beamte ungesetzlich, 
der von der bestehenden Ordnung ohne Komitialbeschluss 
abwich. Indessen, welches waren die Konsequenzen die- 
ser Illegalität? Die von dem Beamten illegal erlassenen 
Verfügungen sowie alle darauf basierenden Anordnungen 
und Verhältnisse, soweit sie nicht mit Gesetzen kollidieren, 

1) Pernice a. a. 0. S. 1163. 
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welche Zuwiderhandlungen ausdrücklich für nichtig er- 
klärten, bestehen unweigerlich zu Recht und das selbst 
dann, wenn der Beamte nach Ablauf seiner Magistratur 
wegen der begangenen Gesetzesverletzung zur Rechen- 
schaft gezogen ist^). Dies wird oft möglich, ungemein 
schwer da gewesen sein, wo die von dem Magistrat ver- 
letzten Gesetze der bestimmten Strafsanktionen ermangelten. 
Denn auf diese müsste das Verfahren im allgemeinen be- 
gründet werden, wenn die Verfassungsverletzung kein 
greifbares Vergehen, z. B. Unterschlagung, involvierte^). 
Die allgemeinen Majestätsgesetze, die hier am sichersten 
funktionieren, gehören dem Ausgang der Republik an. 
Der tribunizische Rechenschaftsprozess konnte die Lücke 
wohl ausfüllen: allein auch er beruht auf dem magistra- 
tischen AnklagemonopoL Und völlig von Verantwort- 
lichkeit befreit war wenigstens regulär die Zensur. Aber 
selbst wenn eine Verurteilung wegen Gesetzesverletzung 
erreicht war, die Kassation der magistratischen Amts- 
handlung, damit, wie schon bemerkt, keineswegs ipso 
iure verbunden, musste im Einzel verfahren jedesmal er- 
stritten werden : es leuchtet ein, wie gering diese Möglich- 
keit dem vielleicht irreparablen Schaden gegenüber wog, 
den der Beamte, möglicherweise ohne dass er zur Rechen- 
schaft gezogen werden konnte, angerichtet hatte. Man 
wird bereitwillig zugeben dürfen, dass der Sinn für Ge- 
setzlichkeit, der sich in der gesunden Epoche des römi- 
schen Staatslebens so mannigfach bewährt hat, den rö- 
mischen Oberbeamten zumal vor absichtlicher Kompetenz- 
überschreitung im allgemeinen bewahrt haben wird: allein 
schon ihre Gefahr war eine Kalamität, und das um so 
mehr, als nach den leitenden Prinzipien des römischen 
Staatsrechts, das den Mut hatte, dem Beamten die Macht- 
fülle des Staats auf die Gefahr des Missbrauchs hin anzu- 
vertrauen, eine wirksame Garantie gegen den letzteren, 

1) V. Ihering, Geist 3 S. 220 ff. 

2)Momm8en, Staatsrecht 1 8.698—708; 2 S. 317-327. 
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die nicht zugleich den Segen des Gebrauchs verkümmerte, 
nicht leicht zu finden war. Hier also lag eine prinzipiell 
unausfüUbare Lücke im römischen Staatsrecht vor. Irre 
ich nicht, so hat man zu ihrer praktischen Ausfüllung 
auch hier den Weg gewählt, den das römische Recht 
nahezu überall einschlägt, wo eine rechtlich nicht erzwing- 
bare Vei-pflichtung moralisch bekräftigt werden soll, näm- 
lich den Weg der Beeidigung. Der Eid, obwohl oder 
vielmehr weil ohne rechtliche Wirkung^), ist die stärkste 
Gewissensbindung, die die römische jSitte kennt: er wird 
in der guten Zeit geradezu als physischer Zwang empfun- 
den. Wenn also der römische Beamte bei seinem Amts- 
antritt eidlich gelobte, den bestehenden Gesetzen zu fol- 
gen, so war damit die unter den obwaltenden Umständen 
denkbar stärkste Garantie gegen Missbrauch der Amts- 
gewalt durch Kompetenzüberschreitung, gegen Durch- 
brechung der verfassungsmässigen Gemeinderechte ge- 
schaffen worden. Welchen Wert das römische Staats- 
recht auf diesen Eid legte, zeigt der Umstand, dass es 
den korrespondierenden Eid, gesetzlich des Amtes ge- 
waltet zu haben, von dem abdizierenden Magistrat ver- 
langt hat : der assertorische Eid am Ende sollte dem pro- 
missorischen zu Beginn der Magistratur entsprechen. 
Natürlich bedeutet dieser Eid nicht, dass es dem Beamten 
verwehrt sein soll, während seiner Amtsführung Aende- 
rungen der bestehenden Rechtsordnung herbeizuführen. 
Der in leges schwörende Beamte verpflichtet sich zu nichts 
anderem, als dass er sowohl in der Anwendung wie in 
der Abänderung der Gesetze sich der Verfassung zu fü- 
gen, d. h. abgesehen von dem für einseitige Verfügungen 
ihm reservierten Kompetenzgebiet Aenderungen nur mit 
Zustimmung der Gemeinde vorzunehmen hat^). 

Ueberliefert wird dieser Eid in leges erst relativ 

1) Vgl. oben S. lO^f. 

2) P e r n i c e , Labeo S. 109, 2 290 f. zitiert die tralatizische 
Formel: uti eis e re publica fideve sua videbitur esse. 



y 
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spät, nämlich aus dem Beginn des dritten vorchristlichen 
Jahrhunderts. Allein diese üeberlieferung ist eine rein 
zufällige: für das Jahr 200 wird ein flamen Dialis zum 
curulischen Aedil gewählt, der eben als flamen nicht 
schwören darf: bei dieser Gelegenheit fügt Livius erläu- 
ternd hinzu ^): magistratum autem plus quinque dies nisi 
qui iurasset non licebat gerere. Man sieht es dieser 
Wendung wohl an, dass Livius so wenig wie seine Quelle 
hier an eine neue oder auch nur vor kurzem eingeführte 
Institution denken, was sie, wenn es der Fall gewesen, 
unzweifelhaft angedeutet hätten; vielmehr handölt es sich 
um eine Einrichtung aus unvordenklicher Zeit, die nur 
in dem vorliegenden Fall besondere Wirkungen äussert. 
Ganz denselben Eindruck macht die kurz vorher berichtete 
Szene des Zensor C. Claudius^), der bei der Abdikation 
seinen Kollegen unter die Aerarier versetzt: exitu censu- 
rae cum in leges iurasset C. Claudius et in aerarium 
escendisset, inter nomina eorum, quos aerarios relinquebat, 
dedit collegae nomen. Der Eid in leges wird auch hier 
als etwas Selbstverständliches und nur deshalb erwähnt, 
weil sich diesmal ganz besondere Vorgänge an seine Ab- 
leistung knüpften. Somit werden wir den allgemeinen 
Beamteneid in leges zu den grundlegenden Einrichtungen 
des römischen Staatswesens zählen dürfen und ihn chro- 
nologisch bis in den Beginn der geschichtlichen Epoche 
Roms zu verlegen haben. Ist dies richtig, so würde man 
den Zusammenhang der fünftägigen Eidesfrist mit der 
ebenso langen Geschäftsführung des Interrex dahin auf- 
zufassen haben, dass man den letzteren nicht schwören 
lassen wollte und ihm eine so lange Amtsfrist gab, als 
es darnach möglich war. 

Für die Natur dieses allgemeinen Beamteneides in 
leges sind besonders charakteristisch die Bestimmungen 
in den erhaltenen Fragmenten der Stadtrechte von Ossuna, 

1) Livius 31, 50, 7. 

2) Livius 29, 37, 12 (204). 
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Salpensa und Malaga. Diese Stadtrechte mit ihren de- 
taillierten Bestimmungen über die politischen Rechte der 
bezüglichen Gemeinden wie ihrer Beamten, enthalten eine 
konstitutive Verfassungsurkunde, das Grundgesetz ihrer 
Gemeinden, das in dieser Zusammenfassung Rom m'cht 
besessen hat. So ist es denn natürlich, dass der Eid 
der Oberbeamten auf dieses Gesetz dem stadtrömischen 
Eid in leges, d. h. dem eidlichen Gelöbnis, verfassungs- 
mässig seines Amtes zu walten, entspricht und nicht mit 
dem römischen Eid auf einzelne Gesetze zu vergleichen 
ist. Dem entspricht auch die Fassung der Eidesformel: 
se quodquomque ex hac lege exque re conamuni muni- 
cipum municipi Flavi Salpensani censeat, recte esse fac- 
turum neque adversus hanc legem remve communem mu- 
nicipum eins municipi facturum scientem dolo malo quos- 
que prohibere possit prohibiturum; neque se aliter con- 
silium habiturum neque aliter daturum neque sententiam 
dicturum quam ut ex hac lege exque re communi muni- 
cipum eins municipi censeat fore^). 

§ 4. Der Eid im römischen Völkerrecht. 

Es wurde bereits hervorgehoben, dass das eidliche 
Versprechen verfassungsmässiger Amtsführung den Be- 
amten selbstverständlich nicht hindern soll, zu Abände- 
rungen des objektiven Rechts auf dem hierzu von ihm 
selbst vorgeschriebenen Wege die Hand zu bieten. Die 
Unwiderruflichkeit speziell der lex rogata ist im allge- 
meinen historisch ebenso verkehrt wie rechtlich imkon- 
struierbar. Die Staatsgewalt kann sich eben wegen ihrer 
Souveränetät, selbst wenn sie wollte, nicht verbieten, einen 



*) Lex Salpensana cap. 26 vgl. c. 25. Malacitana cap. 59. Die 
Rendanten schwören den ihrem Amtskreis entsprechend begrenz- 
teren Eid (lex col. Juliae c. 81) sese pecuniam publicam eins co- 
loniae concustoditurum rationesque veras habiturum esse uti quod 
recte factum esse volet sine dolo malo neque se fraudem per litte- 
ras facturum esse scientem dolo malo. 
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Volksschluss in beliebiger Frist zu kassieren. Dieser ob- 
jektiven Unmögliclikeit, einen unwiderruflichen Volksschluss 
zu konstruieren, entspricht die subjektive Unmöglichkeit 
seitens des einzelnen — sei es eines Gemeindemitgliedes, 
oder eines fremden Staats — die Erfüllung der von der 
Gemeinde eingegangenen Verbindlichkeit auf dem Rechts- 
wege zu erzwingen: die Gemeinde so wenig wie ihre 
Vertreter als solche dürfen in die Lage kommen, als Par- 
tei einer anderen Partei im Prozesswege zu unterliegen 
oder auch nur gegenüberzustehen. 

Dieser zugleich Stärke und Schwäche dßs römischen 
Staatsrechts hat man vielleicht am häufigsten auf völker- 
rechtlichem Gebiet begegnen zu müssen geglaubt. An 
die Stelle der prinzipiell nicht zu konstruierenden recht- 
lichen Verpflichtung setzte man die sittliche: den Eid. 
Dies ist die älteste Form des römischen Vertrages, zumal 
des Bündnisvertrages. Die feierlichste Form seines Ab- 
schlusses bedingt die Eidesleistung durch zwei von Rom 
gesendete Fetialen, die im Namen des Feldherm schwören. 
Doch hat der Eid des letzteren und ebenso der des hier- 
zu von ihm delegierten Stellvertreters zunächst dieselbe 
Wirkung. Kompetent zur eidlichen Bekräftigung eines 
Vertrages ist naturgemäss wer zu dessen Abschluss be- 
fugt ist; das ist prinzipiell anfangs der Höchstkomman- 
dierende, wobei es rechtlich keinen Unterschied macht, 
ob kraft besonderer Klausel in dem Vertragsinstrument 
die Ratifikation seitens der Gemeinde vorbehalten bleibt 
oder nicht. Wie später der Abschluss von Intemational- 
verträgen in den Bereich der Gemeindesouveränetät gezo- 
gen wird, um zuletzt abusivisch von dem Geschäftskreis 
des Senats absorbiert zu werden, ist, soweit es hier in 
Betracht kommt, schon oben angedeutet worden. Die 
eidliche Bestärkung des Vertrages wird, wo sie vorkam, 
auch in jener Epoche vollzogen sein von demjenigen Ver- 
treter der Gemeinde, welchen die letztere entweder über- 
haupt oder durch Spezialgesetz für den vorliegenden Fall 
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mit der zur Vertragschliessung erforderlichen Kompetenz 
ausgestattet und der demgemäss den Antrag über jenes 
Bündnis der Gemeinde vorgelegt hat. Dass es zumeist 
die Konsuln gewesen sein werden, liegt in der Natur der 
Sache, und dem entspricht, dass am häufigsten die Be- 
eidigung von Bündnisverträgen durch diese Beamte er- 
wähnt wird. Einen Eid aller ordentlichen Gemeindebe- 
amten auf derartige Verträge lässt unsere XJeberlieferung 
bis jetzt nicht erkennen: es scheint, als ob durchgängig 
und prinzipiell die Vertretung der Gemeinde auch bei der 
eidlichen Bekräftigung eines internationalen Vertrages dem 
vertragschliessenden Beamten übertragen wurde ^). 

1) Denn auch in CIGr. II Nr. 2737 (Antonius' Schreiben an die 
Gemeinde von Aphrodisias) ist zwar von einer Kopie der Eides- 
formel (öpyiioo ÄvTiypacpa) die Rede, aber ohne dass aus dem Zu- 
sammenhange zu entnehmen wäre, von wem römischerseits die 
Eidesleistung vollzogen wurde. Trotzdem würde rechtlich nichts 
im Wege stehen, dass zu der Zeit, wo völkerrechtliche Verträge 
an die Gemeinde gebracht wurden, die lex de tbedere von allen 
ordentlichen Beamten beschworen wurde. Als dann später wieder 
die Oberbeamten ex iussu senatus die Regulierung dieser Ver- 
hältnisse übernahmen, musste dementsprechend der Eid des ein- 
zelnen Oberbeamten an die Stelle des allgemeinen treten. Dass 
in dieser letzten Epoche der Senat kraft seiner Mitwirkung bei 
dem foedus auch die eidliche Bekräftigung zu präatieren hatte, 
wäre schliesslich nicht undenkbar, ist aber in unserer Ueberliefe- 
rung nicht bezeugt. Jedenfalls wird aus dem Gesagten gefolgert 
werden dürfen, dass Beeidigung eines foedus durch die Beamten 
als Vertreter der Gemeinde und durch den Senat sich gegenseitig 
ausschli essen. Entweder das foedus ist von der Gemeinde durch 
Gesetz ratifiziert und dann hat der Senatseid keine Stelle, oder es 
ist mit blosser Mitwirkung des Senats zustande gekommen, dann 
wird der Eid der Beamten als Gemeinde Vertreter zwecklos. Von 
Wichtigkeit aber ist es, daran festzuhalten, dass unsere üeberlie- 
ferung bisher an keiner Stelle weder den Senatseid noch den der 
sämtlichen Oberbeamten bei einem Bündnisvertrage erwähnt. Was 
den Senatseid speziell anlangt, so werden unten die Gründe er- 
wogen werden, welche zu der Annahme zu zwingen scheinen, dass 
vor dem Beginn der römischen Revolution ein solcher nicht exi- 
stiert hat und verfassungsrechtlich nicht existieren konnte. 
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§ 5. Die Schwurgesetze im innerstaatlichen Verlassungsrecht. 

In den innerstaatlichen Verhältnissen Roms knüpft 
der analoge Versuch, einzelnen Gesetzen durch ihre Be- 
eidigung soweit möglich eine längere Dauer zu verbür- 
gen, an gewisse Grundprinzipien und Einrichtungen der 
römischen Republik an, deren fundamentale Bedeutung 
innerhalb des ganzen Staatsorganismus allerdings derartig 
war, dass man es begreifen kann, wie hier eine auf die 
Dauer angelegte Fesselung der Gemeindesouveränetät we- 
nigstens versucht werden konnte. Die innere Unmöglich- 
keit dieses Bestrebens symbolisiert unsere XJeberlieferung, 
indem sie es jedesmal darstellt als die quasigesetzliche 
Einkleidung eines ungesetzlichen Vorgehens; es hiess 
freilich den Teufel mit Beizebub austreiben, war aber 
nach Lage des römischen Staatsrechts das einzig Mög- 
liche, dass man, um die Revolution zu verhindern, sie in 
Permanenz erklärte. Die erste Anwendung dieses Prinzips 
verknüpft die Tradition wie natürlich mit der Abschaffung 
des Königtums. Sie berichtet von dem Samteid der Bür- 
gerschaft, gegen etwaige auf Wiedereinführung der Mon- 
archie gerichtete Bestrebungen sich der Selbsthilfe be- 
dienen zu wollen. Dieser Vorgang wird nun von der 
späteren Tradition in Gesetzesform gebracht durch den 
Antrag über die Verfehmung monarchischer Bestrebungen, 
kraft dessen jedermann gestattet wird, üebertreter, und 
zwar nach der einen in Rom selbst aufgestellten Theorie, 
ohne gerichtliches Verfahren aus dem Wege zu räumen. 
Ob eine Beschwörung auch dieses Gesetzes angenommen 
wurde, ist nicht überliefert. 

Die staatsrechtlich analoge Szene bei Einführung des 
Tribunats ist bereits besprochen worden. Nach dem 
Samteid der Plebs, eine Verfehlung gegen ihre Beamten 
mit der Lynchjustiz zu beantworten, wird ein Gesetz er- 
lassen, welches die Unverletzlichkeit der Tribunen aus- 
spricht und gleichzeitig jedem Bürger gestattet, lieber- 
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treter dieser Bestimmung zum Tode zu bringen ^). Allein 
der alte und korrekte Bericht sieht die wirkliche lex sa- 
crata in dem ersten Samteid der Plebs und unterscheidet 
deutlich von ihm die spätere gesetzliche Aechtung der 
gegen die plebejischen Tribunen gerichteten Bestrebungen^). 
Erst die sullanische Annalistik hat hier den letzten Schritt 
getan: sie lässt das mit der Aechtungsklausel versehene 
Gesetz von der Gemeinde beschwören und macht es so 
zur lex sacrata ^). 

Man wird aus dieser Entwicklung entnehmen dürfen, 
dass die Verbindung der Schwurklausel mit der Aechtung 
des Uebertreters nicht auf dem Wesen der ersteren be- 
ruht, sondern nach der historischen Genesis der ersten 
leges sacratae in diese eingefügt wurde. Volk und Plebs 
hatten üebertreter jener beiden Satzungen zu töten ge- 
schworen, d. h. verflucht. Gesetzlich war das völlig ir- 
relevant. Fluch und Eid haben, wie schon ausgeführt, 
im römischen Staatsleben keinerlei rechtliche Wirkung: 
aber da man den Inhalt jener beiden Eide in gesetzliche 
Form kleiden wollte, so verweltlichte man den Fluch, 
d. h. man lieh ihm den weltlichen Arm, indem man je- 
dem Bürger seine Geltendmachung, d. h. die Tötung des 
Uebertreters gestattete. Das liegt rechtlich nicht im We- 
sen der Konsekration; es ist vielmehr Folge der im Ge- 
setz ausgesprochenen Aechtung^). Somit ist es natürlich, 
dass alle diejenigen Schwurgesetze, welche nicht mit einer 
derartigen eidlich gelobten Selbsthilfe in Verbindung ste- 
hen, die Aechtung des Vertreters nicht nur nicht befeh- 
len, sondern geradezu ausschliessen, wie das am sichersten 
aus den erhaltenen Sanktionen der Inschrift von Bantia 



1) Festus s. Sacer Mons S. 318 f. M. 

^) Cicero, pro TuUio § 47: lex antiqua de legibus sacratis 
quae iubet impune occidi eum qui tribunum pl. pulsaverit. Also 
hier ist die lex antiqua noch keine sacrata. 

3) Dionysius 6, 89. 

*) Vgl. S. 20 ff. 
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hervorgeht. Diese folgenden Schwurgesetze zeigen denn 
auch, wie aus demselben Beispiel erhellt, dass die Beam- 
ten als die natürlichen Vertreter der Gemeinde in deren 
Namen das Gesetz zu beschwören haben, während in den 
ältesten, entsprechend ihrer revolutionären Entstehung, 
der revolutionäre Samteid der Gemeinde den gesetzlichen 
ihrer Repräsentanten verdrängt hat: was uns an Berich- 
ten über jene Epoche vorliegt, ist nicht historische Ueber- 
lieferung, sondern symbolisierende Konstruktion. 

Die aus jüngerer Zeit überkommenen Schwurgesetze 
beschränken sich auf innerstaatlichem Gebiet — denn von 
diesem allein soll hier nur noch die Rede sein — wie 
begreiflich auf einen engen Kreis. Dass die Gemeinde 
sich in ihren Festsetzungen einzelnen ihrer Mitglieder 
gegenüber zunächst nicht für die Dauer binden kann, 
entspricht dem Buchstaben der Verfassung ebenso wie 
ihrem Geist. Das zeigt mehr noch wie die fast aus- 
nahmslose Befolgung des Prinzips die Betrachtung der 
wenigen Fälle, in denen es durchbrochen wurde. Die 
Campanische Meuterei am Schlüsse des Latinerkrieges 
führte zu der gesetzlichen Sicherstellung der Gemeinen 
gegen eigenmächtige Entlassung durch den Kommandie- 
renden sowie der Offiziere gegen Versetzung in eine nie- 
dere Dienstklasse ^) : es war das, wie auch hinsichtlich der 
zweiten Bestimmung überliefert ist, hauptsächlich die Ga- 
rantie gegen nachträgliche Bestrafung der Rebellen, wenn 
auch das Gesetz in seiner allgemeinen Fassung eine dar- 
über weit hinausgehende Tragweite hatte; es enthielt eine 
der weitgehendsten Beschränkungen der magistratiscben 
Kompetenz, die in dem Amtsgebiet militiae überhaupt 
vorgekommen sind. 

Auf demselben Gebiet liegt die den Bewohnern eini- 
ger Hafenkolonien durch beschworene Gesetze verliehene 
Befreiung vom Kriegsdienst, die von der römischen Ge- 



1) Livius 7, 41, 4. 42. 



§ 5. Die Schwurgesetze im innerstaatl. Verfassungsrecht. 47 

meinde auch zur Zeit ihrer schwersten Gefahr, in der 
eigentlichen Krise des hannibali sehen Krieges, respektiert 
wurde. Der Livianische Bericht lautet^): colonos etiam 
maritimos, qui sacrosanctam vacationem dicebantur habere, 
dare miUtes cogebant. quibus recusantibus edixere in 
diem certam ut quo quisque iure vacationem haberet, ad 
senatum deferret. ea die ad senatum hi populi venerunt, 
Ostiensis Alsiensis Andias Anxumas Mentumensis Sinu- 
essanus et ab supero mari Senensis. cum vacationes suas 
quisque populus recitaret, nullius cum in Italia hostis 
esset, praeter Antiatem Ostiensemque vacatio observata 
est. Eine Schwierigkeit scheint mir in der verschiedenen 
Behandlung dieser Privilegien zu liegen: war die Anwe- 
senheit des Feindes in Italien ein Grund zu ihrer Miss- 
achtung, so war es Antium und Ostia gegenüber ebenso 
gut wie in den anderen Fällen. Möglich, dass den übri- 
gen Kolonien zwar auch die vacatio militiae durch Ge- 
setz, aber nur jenen beiden durch beschworenes Gesetz 
zugesichert war, und dass dies die Verschiedenheit der 
senatorischen Entscheidung bedingte. In diesem Falle 
wäre also die vacatio der fünf anderen Kolonien nicht 
sacrosanct gewesen; vielleicht dass ihren Privilegien rein 
formal wie in dem Stadtrecht von Ossuna dieser Charak- 
ter verliehen war*^), ohne dass die betreffende Gesetzes- 
urkunde jemals beschworen wurde. Aber auch ein blosses 
Missverständnis bei Livius wäre möglich, zu dem beson- 
ders strenge Straf Sanktionen die Veranlassung gegeben 
haben könnten. 

In diesem Sinne wird endlich auch die zum Kampf 
auf Leben und Tod sich eidlich verpflichtende Truppe bei 



1) Livius 27, 38. 

2) Lex col. Genetivae c. 66. Gerade hier zeigt sich, dass das 
Sacrosanctum die Aechtungsklausel nicht begrifflich und deshalb 
nicht notwendig in sich schliesst: der Charakter als Aechtungs- 
gesetz konnte einem Gesetze, das ihn nicht tatsächlich hatte, na- 
türlich nicht beigelegt werden. 
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Livius als lege sacrata coacti bezeichnet*): aus dieser ur- 
alten und sicher schon der italischen Vorzeit angehörigen 
Sitte der eidlichen Verbrüderung der Kampfgenossen^) 
hat sich in historischer Zeit dann der Fahneneid^) ent- 
wickelt *). 

§ 6. Die agrarischen Schwurgesetze. 

In den vorstehend erwähnten Fällen beschworener 
Gesetze also garantiert die Gemeinde durch den Eid ihrer 
Vertreter einzelnen oder der Gesamtheit ihrer Mitglieder 
bestimmte Rechte oder Privilegien, die ohne diese Ga- 



Liv. 9, 39, 5. 9, 40, 9. 

2) Mommsen, Römische Forschungen 1 S. 332. 

3) Liv. 10, 38, 2 ff. 

^) Ueber Cicero pro Cluentio 33,91 (multam petivit qua lege? 
quod in legem non iurasset, quae res neniini unquam fraudi fuit) 
vgl. unten in § 12. Jedenfalls zeigt der Ausdruck Ciceros auch 
hier, dass in der staatsrechtlichen Terminologie zwischen dem Eid 
auf ein einzelnes Gesetz (in legem) und dem allgemeinen Beam- 
teneid in leges streng geschieden wurde. Etwas anderes natür- 
lich ist es, wenn derjenige, der als Beamter oder ohne diese Eigen- 
schaft auf Grund eines einzelnen Gesetzes Befugnisse ausübt, die- 
ses beschwört wie z. B. der Geschworene eine lex iudiciaria. Auf 
diese Kategorie von Eiden, die hier nicht weiter interessiert, ist 
im Verlauf dieser Untersuchung nicht näher eingegangen worden. 
— Aus dem Gesagten erhellt auch, dass und weshalb ich der An- 
sicht Mommsens (Stadtrechte S. 427 ff. = Gesammelte Schriften 
1, 1 S. 320 ff. und Staatsrecht 1 S. 620) nicht zu folgen vermag, 
dass der allgemeine Beamteneid in leges aus einer zu irgend einer 
Zeit erfolgten Zusammenfassung der vorgeschriebenen Beeidigung 
auf einzelne Gesetze hervorgegangen ist und — wie man dann 
wohl in seinem Sinne annehmen müsse — damit zusammenfällt. 
Dem widersprechen m. E. auch die erhaltenen Sanktionen der 
Bantina. Denn wenn hier der Eid der bei Erlass des Gesetzes 
fungierenden Beamten ausdrücklich von dem der späteren unter- 
schieden wird, die gleichfalls in hanc legem zu schwören haben, 
so hätte diese letztere Vorschrift unter jener Voraussetzung, da 
damals der allgemeine Beamteneid in leges ohnedies schon exi- 
stierte, keinen erkennbaren Sinn gehabt: in leges schlechthin hätten 
die späteren Beamten ohnedies zu schwören gehabt. 



§ 6. Die agrarischen Schwurgesetze. 49 

rantie wie jeder gjadere Volksschluss in ihrer Dauer von 
dem Belieben der souveränen Staatsgewalt abhängen wür- 
den^). Es liegt auf der Hand und wird auch durch die 
Geschichte bestätigt, dass eine solche Garantie nirgends 
zugleich nötiger und zweckmässiger war als auf agrari- 
schem Gebiet. Die Assignation im engsten Sinne als reine 
Liberalitätshandlung, d. h. die Anweisung von Domanial- 
land zu Eigentum ist, wie sich von selbst versteht, ihrem 
Wesen nach unwiderruflich. Nichtsdestoweniger besteht, 
da die Landanweisung in republikanischer Zeit prinzipiell 
in den Bereich der Gemeindekompetenz fällt ^), theoretisch 
keine Garantie dafür, dass die Gemeinde kraft ihrer, in 
jener Zeit tatsächlich und dann auch rechtlich anerkann- 
ten, Souveränetät nicht auch über schon verliehene Do- 
mänen einmal anders verfügt. Man wird auch kaum be- 
haupten können, dass die Aufrechterhaltung einer solchen 
Schenkung etwa wie die einer zensorischen Lokation im 
Wesen des auf bona fides beruhenden Geschäfts liegt und 
demnach sich von selbst versteht: aber selbst wenn dies 
der Fall sein sollte, so wird sich die Parteidoktrin schwer- 
lich diesem Prinzip gutwillig unterworfen haben; es ist 
natürlich, dass zumal in den Agonien der Republik von 
Parteiführern der Domanialbesitz angesehen wurde wie 
die einträglichen Regierungsämter in den Parteikämpfen 
der Union, als gute Prise der Sieger. Hier die Unwider- 
ruflichkeit durch eidliche Bestärkung eintreten zu lassen, 
lag nahe, ungleich näher aber noch bei den die blosse 
Okkupation regelnden Gesetzen. Denn die Okkupation, 
d. h. die Duldung der Besitznahme von Domanialland als 
Prekaristenbesitz trägt ihrer Natur nach den Charakter 
der Widerruflichkeit an sich so gut wie das Precarium 
des Privatrechts. Zunächst gehört die Gestattung der 
Okkupation von Domänen im einzelnen Falle wie die 

1) Mommsen, Staatsrecht 3 S. 362, 885 Anm. 1; Strafrecht. 
S. 550 Anm. 1. 

2) Mommsen, Staatsrecht 2 S. 624 ff. 

Maschke, Köm. Agrargesetze. 4 
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übrige Verwaltung des Gemeindevermögens, zumal die mit 
ihr vielfach zusammenfallende Vererbpachtung, zur magi- 
stratischen und senatorischen Kompetenz; wo eine ge- 
setzliche Regelung stattfand, was bekanntlich schon früh 
geschehen ist, war es von entscheidender Bedeutung, eine 
Garantie für die Unwiderruflichkeit derartiger Festsetzungen 
zu schaffen, die nur als unwiderrufliche einen Sinn hatten. 
Dieses Bedürfnis musste sich am stärksten bemerkbar 
machen, als seit der gracchischen Epoche mit immer häu- 
figerer Durchbrechung des verfassungsmässigen Rechts 
nicht bloss die Schenkung, sondern auch die Belehnung 
und Vererbpachtung von Domänen an die Gemeindever- 
sammlung gebracht und von ihr beschlossen wurde: je 
weniger die beiden letzten Arten von Landaufteilung nach 
dem Geist der Verfassung, so lange man es mit ihr Ernst 
nahm, zu Recht bestand, um so mehr musste denen, 
welche diese Kompetenzüberschreitungen veranlassten, 
daran liegen, ihre Kassation zu erschweren, und das 
nächstliegende Mittel hierzu war eben die Beeidigung. 

Mit diesem bisher theoretisch konstruierten Bilde 
stimmt denn auch die üeberlieferung der römischen Ge- 
schichte. 

1. Schon das erste zur Ausführung gelangte agra- 
rische Gesetz, das die bessere üeberlieferung kennt, war 
eine lex sacrata. Nach vieljährigen Kämpfen, die Livius, 
ohne sie als solche zu erkennen, andeutet, erfolgt die 
Ueberweisung des Aventin an die Plebs. Livius' einsil- 
biger Bericht, dessen Kürze zeigt, dass er hier auf sehr 
alte Quellen zurückgeht, lautet ^) : de Aventino publicando 
lata lex est. Erst später und offenbar nach einer ande- 
ren Quelle wird Icilius als Urheber des Gesetzes genannt 
und diesem die Eigenschaft eines Schwurgesetzes beige- 
legt^). Wenn die erstere Angabe eine sehr naheliegende 

1) Livius 3, 31, 1 ; vgl. EduardMeyer, Hermes 30 S. 13 ff. 

2) Liv. 3, 32, 7: modo ne lex Icilia de Aventino publicando 
aliaeque leges sacratae abrogarentur. 
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Kombination war, die aus der Stellung, welche die Tra- 
dition Icilius zuschreibt, herausgedeutet sein wird, erscheint 
die Verwerfung der zweiten nicht in demselben Masse 
notwendig ; aber auch wenn wir die Beeidigung des Ge- 
setzes als eine spätere Konstruktion betrachten wollten, 
so würde, da diese jedenfalls auf die in historischer Zeit 
vorliegenden Präzedenzfälle basiert worden wäre, die 
Sitte der Beeidigung agrarischer Gesetze durch eine der- 
artige Kombination erst recht erwiesen sein ^). Die Ueber- 
Weisung des Aventin an die Plebejer, die, wenn auch von 
Livius nicht erwähnt^), durch dieses Gesetz angeordnet 
wurde, war eine reine Schenkung. Denn einerseits hätte 

^) Dasselbe gilt der Auffassung gegenüber, die abweichend 
von der zweiten Livianischen Quelle das Dion. 7, 14 ff. erwähnte 
icilische Gesetz über den Tribunat als die lex sacrata betrachtet. 
Denn dass diese Verwechslung, falls es eine solche ist, nicht von 
Livius herrührt, sondern spätestens der Sullanischen Annalistik 
zuzuschreiben ist, zeigt der Bericht bei Dionysius (10, 32), der das 
erste izilische Gesetz allein erwähnt, sacrale Formen aber nicht 
bei diesem, sondern bei dem zweiten andeutet. Das erste izilische 
Gesetz bei ihm ist m. E. nichts weiter als eine von ihm nicht er- 
kannte Doublette der U eberlief erung über die Gesetzgebung von 
494. Sein Bericht über das agrarische Gesetz leidet nicht bloss 
an dem Mangel, dass er die Hauptsache weggelassen hat, sondern 
ist in den Einzelheiten, die er angibt, deutlich durch Reminiszen- 
sen der Gracchenzeit beeinfiusst. Dahin gehört vor allem, wie 
P e r n i c e (Labeo 2^ S. 389, 424 Anm. 5 und Parerga in Zeit- 
schrift der Savigny Stiftung Bd. 17 [1896] S. 195 Anm. 1) erwiesen 
hat, die Bestimmung über die Entschädigung früherer, selbst 
schlechtgläubiger, Inhaber. 

2) Der Livianische Ausdruck bezeichnet streng genommen 
nur die Einziehung (offenbar des bisher von Patriziern okkupier- 
ten Gebiets) durch den Staat. Natürlich konnte diese Massregel 
nur Mittel zum Zweck, nicht Selbstzweck sein. Der Wert, den 
die Plebejer Liv. 3, 32, 7 auf dieses Gesetz legen, sowie der Be- 
richt von Dionysius, der den Aventin selbst nicht erwähnt, zeigen 
den Weg zur Ergänzung : bekanntlich sind in historischer Zeit die 
Plebejer im Besitz des Aventin. Auch M m m s e n , Römische 
Geschichte 1 S. 280 rechnet das agrarische Gesetz des Icilius zu 
den beschworenen Gesetzen. 

4* 
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die Massregel als blosse Besitzeinweisung mit Eigentums- 
vorbehalt nicht zur Kompetenz der Gemeinde gehört; 
andererseits würden, da der Aventin, was von vorneherein 
offenbar in den Intentionen des Gesetzes lag, wesentlich 
als Baustelle benutzt worden ist, die auf ihm errichteten 
Baulichkeiten, falls die Gemeinde das Eigentum an dem 
Boden behalten hätte, in einem für jene Zeit unkonstruier- 
baren Rechtsverhältnis gestanden haben : denn die Super- 
ficies ist prätorischen Ursprungs^). 

2. Nach einer Reihe von Ackergesetzen, deren legen- 
därer Charakter sich ohne weiteres aus der Art ihrer Er- 
wähnung ergibt ^), setzt dann die erste scheinbar geschicht- 
liche Agrargesetzgebung grossen Stils mit den Licinisch- 
Sextischen Rogationen in der uns erhaltenen üeberlie- 
ferung ein. Der auf die Authentizität dieser letzteren 
mit eindringendem Scharfsinn geführte Angriff Nieses^) 
hat die Zahl der Probleme, welche uns die altrömische 
Tradition darbietet, um eines der interessantesten ver- 
mehrt, und es erscheint, zumal seine Aufstellungen weder 
widerlegt^) noch allseitig anerkannt sind^), eine Berüh- 
rung der Kontroverse an dieser Stelle unerlässlich. 

Niese stellt der Livianischen ®) Tradition, auf der im 
wesentlichen die moderne Auffassung beruhte, eine ab- 
weichende entgegen, die er bei Appian und Plutarch ') im 
wesentlichen gleichlautend ®) zu finden meint. Diese ältere 

1) Dege n k 1 b, Platzrecht und Miete S. 103 ff., bes. S. 108 f. 
Der älteste historisch nachweisbare Fall von Superficies wird in 
der erhaltenen lex agraria (Zeile 92 ff.) angedeutet. 

2) Livius 4, 12. 4, 44, 7. 4, 48, 2. 4, 49, 11. 4, 52, 2. 4, 53, 2. 
5, 12, 4. lieber Sp. Cassius M o m m s e n , Römische Forschungen 
2 S. 153 ff. 

8) Hermes Bd. 23 S. 410—423. 

*) Auch nicht von Soltau, Hermes 30 8.624—629. 
ß) Zustimmend P a i s , Storia di Roma 2 S. 141 — 143. 
«) Livius 6, 35 ff. und darnach Val. Max. 8, 6, 3. 
') Appian 6. c. I, 7 ff. Plut. Tit. Gr. 8. 

®) Er betrachtet Poseidonios als die gemeinsame Quelle. Dar- 
über und dagegen m. E. zutreffend Ed. Meyer, Untersuchungen 
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und reinere Tradition betrachtet das fragUche Ackergesetz 
als einen Versuch zur Korrektur der Schäden, die sich 
nach der Unterwerfung Italiens allmählich herausgestellt 
hatten, setzt diese Unterwerfung also zeitlich voraus. 
Damit wird die chronologische Fixierung bei Livius un- 
möglich. Das Gesetz muss erheblich später gegeben sein, 
könnte auch, da es nur kurze Zeit in Kraft blieb, nach 
200 Jahren nicht erneuert sein, da es auf ganz anders 
geartete Verhältnisse basiert war. In der Mitte des vier- 
ten Jahrhunderts konnte die Latifundienwirtschaft und 
der Grossbetrieb durch Sklaven noch nicht Dimensionen 
angenommen haben, die eine Remedur erforderlich machten. 
Ein weiteres, nicht minder erhebliches Argument ge- 
gen die herrschende, auf Livius beruhende Auffassung 
entnimmt Niese des weiteren aber der Fixierung der 
erlaubten Höchstzahl auf 500 Jugera. Eine solche ist 
in der Tat nur dann verständlich, wenn man annimmt, 
dass vor dem Erlass des Gesetzes eine erhebliche Zahl 
von Grundbesitzern dieses. Höchstmass überschritten hatten. 
Die Möglichkeit, dass dies um 366 geschehen sei, leugnet 
Niese auf Grund einer zahlenmässigen Berechnung : 
wenn auch nur 100 Possessoren nach dem Gesetze sich 
auf je 500 Jugera beschränken mussten, und wenn der 
von ihnen abzugebende Rest zusammen mit den bisheri- 
gen geringeren Possessionen ebensoviel ausmachte, so er- 
geben sich 500 X 100 + 500 X 100 = 100000 Jugera 
= 252 Quadratkilometer an Gemeindeland, das der Okku- 
pation unterlag, etwa ein Viertel des ganzen damaligen 



zur Geschichte der Gracchen, Halle 1894. Auch Korneman n, 
Zur Geschichte der Gracchenzeit 1903 S. 2 ff. führt den Bericht 
bei Appian und Plutarch auf verschiedene Quellen zurück. Von 
der Identifikation der Quellen hätte schon die Tatsache abhalten 
müssen^ dass nach Plutarch die Missbräuche sich bei der (zenso- 
rischen) Lokation, nach Appian, dessen Darstellung auch sonst un- 
vergleichlich mehr Sachkunde zeigt, bei der Okkupation heraus- 
stellten. 
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römischen Gebiets^). Also auch nach dieser Richtung 
hin erscheint ihm die übliche chronologische Fixierung 
des Gesetzes um wenigstens zwei Jahrhunderte verfrüht, 
und es wäre in der Richtung dieser Argumentation noch 
hinzuzufügen, dass mit den damals vorhandenen Arbeits- 
kräften — die Erschliessung der orientalischen Sklaven- 
märkte für Rom fällt erst in das dritte Jahrhundert — 
das angebKche Maximalmass von 500 Jugera überhaupt 
nicht rationell zu bewirtschaften war. 

Dies und das Schweigen der besseren Tradition, wie 
sie üiodor und Cicero wiedergeben, veranlasst dann 
Niese, das Licinische Ackergesetz, das zuerst 167 in 
Catos Rede für die Rhodier erwähnt wird^), in die Zeit 
von 200 — 180 zu verlegen. 

Soweit die Niese sehe Argumentation. Was ihr im 
einzelnen vom Standpunkt der Quellen entgegenzuhalten 
wäre, ist zum Teil schon in dem Vorstehenden angedeu- 
tet worden. Appian und Plutarch schildern die agrarische 
Notlage Roms zusammenfassend als Einleitung in die Ge- 
schichte der Gracchenzeit und erwähnen Licinius als den 
einzigen Retter. Der Beginn dieser Notlage fällt für sie 
beinahe zusammen mit dem Beginn der Domanialokkupa- 
tion überhaupt, und die Erwähnung des Licinischen Ge- 
setzes ist, was ihren Zeitpunkt anlangt, für beide offen- 
sichtlich bestimmt nicht durch chronologische Rücksich- 
ten, sondern durch die Bedürfnisse der rhetorischen Kom- 
position. Dabei sagt Plutarch geradezu, dass die Miss- 
stände sich bei der jedesmaligen Gebietserweiterung durch 



^) Niese verweist auf B e 1 o c h , der (Italischer Bund S. 63) 
das römische Gebiet um 500 ohne Tusculum und Labicum auf 
98 275 Hektar berechnet. Der Zeitpunkt um 500 ist freilich zur 
Vergleichung wenig geeignet; für die Zeit vor dem Latinerkrieg, 
der zeitlich unvergleichlich näher liegt , berechnet B e 1 o c h 
(a. a. 0. S. 70) die Gebietsfläche auf 269580, ja mit dem ager 
Pomptinus auf 309580 Hektar! 

2) Gellius 6, 3. 
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siegreiche Kriege wiederholten^), und Appian, auf den 
N i e s e s Auslegung noch am ehesten allenfalls zutreflFen 
könnte, beginnt mit der römischen Sitte, den unterwor- 
fenen Völkerstämmen Italiens Teile des eroberten Gebiets 
zu entziehen: tr^v IxaXtav iröX£(i(p xata (leprj xe^po^M-evot 
Yfj? (X£po$ IXa|Jißavov und gibt als Zweck der freien Okku- 
pation an: taSe eTcpaxxov i; iroXuav5ptav xoö 'IxaXcxoö 
yhou^, cpepsTCGVwxaxou acptatv öcp-S-evxo?, Iva au(i(iaxoi)? 
oixetoug exocev^) — eine Bemerkung, die geschrieben ist 
aus den Erfahrungen des römischen Sozialkrieges heraus 
und der damit verwandten Bestrebungen seit der Grac- 
chenzeit, die aber mit der chronologischen Fixierung der 
lex Licinia schlechterdings nichts zu tun hat. 

Aber der Niese sehe Angriff wird an der von der 
Sullanischen Annalis tik bis zur Gegenwart herrschenden 
Ansicht darum doch nicht spurlos vorübergehen können. 
Beachtet man, dass die im vierten Jahrhundert massenhaft^) 
auftauchenden Erwähnungen von Agrargesetzen heute all- 
seitig aus der geschichtlichen Tradition ausgeschieden und 
als das erkannt sind, was sie in Wahrheit darstellen, als 
Kückspiegelungen aus den Kämpfen, die das letzte Jahr- 
hundert der Republik erfüllten, dann liegt von vorneherein 
wenigstens kein-Anlass vor, Livius* Bericht über das Li- 
cinische Ackergesetz anders zu beurteilen als die völlig 
gleichartigen Berichte desselben Schriftstellers über dessen 
Vorgänger. Völlig gleichartig: denn in der Livianischen 
Darstellung der Verfassungskämpfe jener Zeit bildet ge- 
rade das Ackergesetz ein unorganisches Einschiebsel in 
die im übrigen wenigstens in sich geschlossene Darstel- 
lung^), die inhaltlich und zum Teil auch stilistisch mittel- 
bar auf eine Quelle zurückgehen muss, die den Schwer- 



*) Plut. Tib. Gr. c. 8: tfjc töv dcaxüYstTÖvwv x^Po^€> Ö07]v &mzi- 

JIOVTO TToXsiiq), T7]V jlfev X. T. X. 

2) Appian b c. I, 8. 
8) Oben S. 51 Anm. 2. 
*) N i e s e a. a. 0. S. 414. 



56 § 6- I^iö agrarischen Schwurgesetze. 

punkt der damaligen Wirren in dem Kampf um die 
oberste Magistratur erblickte. Sehen wir aber von der 
jüngsten Annalistik ab, deren AuflFassung Livius wieder- 
gibt und die auch auf die Berichte von Appian und Plu- 
tarch erheblichen Einfluss ausgeübt hat, so ergibt sich 
zunächst, dass eine von den Quellen der letztgenannten 
Schriftsteller unabhängige Schicht der Ueberlieferung das 
Licinische Ackergesetz überhaupt nicht ausschliesslich 
auf die Okkupation oder auch nur Assignation von ager 
publicus bezogen, sondern sich als Luxusgesetz vorge- 
stellt hat. 

In einer Betrachtung über die Einfachheit der Lebens- 
führung in der älteren römischen Republik bemerkt Pli- 
nius: nee e latifundiis singulorum contingebat arcentium 
vicinos, quippe etiam lege Stolonis Licini incluso modo 
quingentorum iugerum et ipso sua lege damnato, cum 
substituta filii persona amplius possideret. Luxuriantis 
iam rei publicae fuit ista mensura. Mani quidem Curi 
post triumphos immensumque terrarum adiectum imperio 
nota dictio est, pemiciosum intelligi civem, cui Septem 
iugera non essent satis^). 

Und noch deutlicher heisst es in dem Gespräch von 
S. Caecilius mit dem Philosophen Favorinus : non enim 
profecto ignoras, legum opportunitates et medellas pro 
temporum moribus et pro rerum publicarum generibus 
ac pro utilitatum praesentium rationibus proque vitiorum 
quibus medendum est, fervoribus mutari atque flecti .... 
quid salubrius visum est rogatione illa Stolonis iugerum 
de numero praefinito ? quid utilius plebiscito Voconio de 
coercendis mulierum hereditatibus ? quid tam necessarium 
existimatum est propuls andae civium luxuriae quam lex 
Licinia et Fannia aliaeque item leges sumptuariae ? ^). 

Und in dem gleichen Zusammenhange lässt Livius bei 
einer Debatte über und gegen die Abschaffung der lex 

1) Plinius NH. 18, 4, 17 f. 

2) Gellius 20, 1, 22 f. 
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Oppia de finiendis matronarum cultibus den älteren Cato 
(195 V. Chr.) sagen: quid legem Liciniam exdtavit 
de quingentis iugeribus nisi ingens cupido agros con- 
tinuandi? quid legem jCinciam de donis et muneribus, 
nisi quia vectigalis iam et stipendiaria plebs esse se- 
natui coeperat ? itaque minime mirum est nee Oppiam nee 
uUam aliam tum legem desideratam esse, quae modum 
sumptibus mulierum faceret, cum aurum et purpuram 
data et oblata ultro non accipiebant ^). 

Cato ^) selbst endlich spielt in der noch näher zu 
betrachtenden Rede für die Rhodier, deren Wortlaut spä- 
testens gegen Ende der Republik in dieser Form fest- 
stand, auf das gleiche Gesetz mit den Worten an: si 
quis plus quingenta iugera habere voluerit, .... si quis 
maiorem pecuum numerum habere voluerit .... 

Mit der Auffassung des Gesetzes als einer lex sum- 
tuaria ist die Annahme seiner Authentizität aber m. E. 
um nichts erleichtert^). Die geschichtüch beglaubigten 
Luxusgesetze ^) beginnen — abgesehen von einer singu- 
lären Bestimmung der XII Tafeln, die mit alten sacralen 
Normen zusammenhängt — in der Zeit des hannibalischen 
Krieges und wiederholen sich dann in rascher Folge von 
da bis zum Ende der Republik. Wie ein erratischer 
Block v^ürde das Licinische Gesetz des vierten Jahrhun» 



1) Livius 34, 4, 9 f. 

2) Gellius 6, 3, 37. 

8) A. M. H u s c h k e , Die Stelle des Varro von den Liciniern 
S. 3—21 und (Schwegler) Clason, Römische Geschichte IV 
S. 196—217. Dass übrigens Livius selbst das Gesetz als Ackerge- 
setz auffasst, zeigen Wendungen wie: cum bina iugera plebi di- 
viderentur, ipsis plus 500 habere liceret (6, 36, 11); nee agri occu- 
pandi modum fore, ni unus consul de plebe crearetur (6, 37, 1); 
liberos agros ab injustis possessoribus habere (6, 39, 9); ut in 
agrum iniuria possessum a potentioribus inducatur (6, 39, 10) und 
andere. 

*) Zusammenfassende Darstellungen bei Gellius 2, 24 und 
Macrobius Saturn. 3, 17. 
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derts in den sonst geschlossenen Kreis der späteren hinein- 
ragen, die durch die Weltherrschaft Roms und seine 
Durchdringung mit der hellenistischen Kultur des Orients 
bestimmt sind. Aber auch inhaltlich würde das Gesetz 
nicht bloss völlig aus dem Rahmen aller anderen Lu- 
xusgesetze herausfallen, die sich gegen übertriebenen Auf- 
wand mit Kleidern, Schmuck oder bei Mahlzeiten und 
dergleichen richten, sondern es böte auch vom Standpunkt 
der civilistischen Rechtstechnik aus z. B. für die Lehre 
von der Kapazität im Erbrecht nahezu unüberwindliche 
Schwierigkeiten. 

Unter diesen Umständen könnte man versucht sein, 
die Ueberlieferung, soweit sie unser Gesetz als eine lex 
sumtuaria auffasst, als eine auf Missverständnis beruhende 
Doublette des geschichtlich bezeugten Luxusgesetzes von 
Licinius Crassus^) anzusehen, das, da es von Lucilius er- 
wähnt wird, vor dem Jahr 103 erlassen sein muss. Dann 
würde diese Ueberlieferung sich gegenüber der ein ge- 
wöhnliches Ackergesetz berichtenden als die ältere dar- 
stellen, und das entspräche an sich den allgemeinen quellen- 
kritischen Grundsätzen : aus dem Luxusgesetz konnte durch 
ein zweites Miss Verständnis leicht ein Ackergesetz ge- 
macht werden, nicht aber aus dem Ackergesetz ein Luxus- 
gesetz. 

Aber auch die an sich korrekte Anwendung dessen, 
was man mit dem Wort Methode zu bezeichnen pflegt, 
kann im einzelnen Falle zu irrtümlichen Resultaten führen, 
und in dem vorliegenden bestimmt mich zu der Annahme, 
dass die relativ ältere, wenn auch immerhin schon ge- 
fälschte Tradition von dem Licinischen Acker gesetz 
berichtet hat, eine Eigentümlichkeit in der technischen 
Bezeichnung dieses letzteren wie der Ackergesetze über- 
haupt. 

Schon Varro bezeichnet das Licinische Gesetz als eine 



^) Die Beziehung auf Licinius C r a s s u s beruht ausschliesslich 
auf Macrobius 3, 17. 
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lex de modo agii und erläutert dies mit den Worten: 
illa lex quae vetat plus D iugera habere civem Roma- 
num ^). 

Nun ist der modus agri ein den Agrimensoren ge- 
läufiger und von der Messkunst auf die Ackergesetzgebung 
notwendig übertragener technischer Begrifft). Bei den 
Viritanassignationen zu vollem Eigentum und ebenso bei 
Begründung von Kolonien wurden die einzelnen Lose des 
ager limitatus per centurias nur mit Bezeichnung der 
Empfänger auf der Flurkarte (forma) nach dem Betrage 
des Flächenmasses, nicht nach den individuellen Grenzen 
der einzelnen Lose eingetragen. Dieses Flächenmass ist 
der modus agri, das ursprüngliche Objekt der Mancipation 
ebenso wie der controversia de loco. 

Es erhellt ohne weiteres, wie diese Bezeichnung von 
jemandem, der sie nicht kannte — und die späteren Anna- 
listen haben die Technik der Agrimensoren ganz gewiss 
nicht verstanden — ausserordentlich leicht dahin ausge- 
legt werden konnte, ja beinahe musste, dass eine lex de 
modo agri einen Maximalbetrag für den Erwerb von 
Grundeigentum schlechthin, nicht einen solchen für die 
Assignation von ager publicus zu Eigentum festsetzte. 
Die irrige Deutung auf ein Luxusgesetz ergab sich dann 
von selbst. 

Nach dem Gesagten vermag ich die Authentizität 
des Licinischen Gesetzes in keiner der beiden Auffassungen, 
die durch die erhaltenen Quellen hindurchschimmern, zu 
vertreten. Die Ueberlieferung zeigt gerade in ihren Ein- 
zelheiten mit aller nur wünschenswerten Deutlichkeit, dass 
es sich dabei lediglich um eine Rückspiegelung der Ge- 
setzgebung von Ti. Gracchus handelt. Wenn Licinius 
wegen Uebertretung seines eigenen Gesetzes bestraft wird, 
weil er seinen Sohn emanzipiert und ihm 500 Jugera von 



1) Varro de re rustica 1, 2, 9 S. 125 f. K. 

2) Weber, Römische Agrargeschichte S. 12 tf., 65 ff. 
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den Domänen überwiesen hatte ^), so bedarf es wohl kei- 
ner Ausführung, dass diese Anekdote nicht unabhängig 
ist von der durch Gracchus tatsächlich durchgesetzten Be- 
stimmung, dass neben dem Maximalmass von 500 Jugera 
noch eine gleich grosse Bodenfläche für Söhne zurück- 
behalten werden durfte^). 

Wenn trotz allem selbst von Niese der Versuch 
gemacht ist, die Echtheit des Gesetzes durch eine Um- 
datierung zu retten, so hat ihn und die späteren oflFen- 
sichtlich die Tatsache entscheidend bestinmit, dass bereits 
Cato in der 167 gehaltenen Rede für die Rhodier das 
Licinische Gesetz erwähnt. 

Mit den Fragmenten dieser Rede Catos habe ich 
mich also nunmehr auseinanderzusetzen. 

Fest steht zunächt, dass Cato im Jahre 167 im Senat 
zu gunsten der Rhodier, deren verdächtige Haltung, im 
Kriege mit Perses in Rom Anstoss erregt hatte, eine 
Rede gehalten hat, die er — dahingestellt ob im ursprüng- 
lichen Wortlaut — in sein Geschichtswerk aufnahm^). Als 
ebenso sicher wird man betrachten dürfen, dass die uns 
erhaltenen Fragmente nicht aus den Origines entnommen 
sind *), insbesondere auch nicht diejenigen, für welche 
Gellius als seine unmittelbare Quelle eine epistola des 
TulHus Tiro an Axius angibt ^). 

Schon Cicero, der Patron Tiros, kannte von Cato 
mehr als 150 Reden, die aber, wie seine Ausdrucksweise 
zeigt, nicht in einem einzigen corpus vereinigt publiziert 
waren: refertae sunt orationes amplius centum quinqua- 

1) Livius 7, 16. Plinius, Naturalis bist. 18, 3. Valer. Max. 
8, 6, 3. Plut. Camillus 38. 

^) Livius epit. 58. Appian b. c. 1, 9, 11. Auetor de viris ill. 64. 

8) Livius 45, 25. 

*) Welchen Wert man auf Gellius' Nachtrag 6, 3, 49 verba 
adeo ipsa ponemus Catonis, quoniam Tiro ea praetermisit, legen 
will, kann dahingestellt bleiben ; keinesfalls ist er aus den origines 
geschöpft. 

Gellius 6, 3, 8 ff. 
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ginta, quas quidem adhuc invenerim et le- 
ge r i m, et verbis et rebus inlustribus ^). üass Cato selber 
solche Reden — offenbar zum Zweck der Publikation — 
ausarbeitete, lässt er ihn an einer andern Stelle sagen : 
causarum illustrium quascunque defendi nunc cum maxime 
conficio orationes ^). Diese Fülle einzelner unter dem 
Namen Catos umlaufender Reden mit philologisch-histo- 
rischer Akribie auf ihre Echtheit zu prüfen lag schon an 
sich nicht in der Richtung der antiken Literatur- und 
Geschichtsforschung, wurde aber im vorliegenden Falle 
durch eine ganze Reihe besonderer Hindernisse erschwert, 
ja unter Umständen für die Mittel der antiken wissen- 
schaftlichen Technik nahezu unmöglich gemacht. Zu- 
nächst hat schon Cato selber Reden publiziert, die von 
ihm nie gehalten sind ^ : damit entfiel schon im Alter- 
tum die sachliche, zumal die auf Vergleichung mit den 
zeitgenössischen Quellen basierte Kritik. Nun hat aber 
in bewusster Nachahmung seines grossen Ahnherrn Cato 
nepos, der Konsul des Jahres 118, multas orationes ad 
exemplum avi scriptas hinterlassen ^) — ein Umstand, der 
nicht bloss die Verwechslung, sondern auch die Unter- 
schiebung unechter Reden unter diejenigen Catos er- 
leichtem musste. Die Unbefangenheit, mit der das römi- 
sche Altertum dem Begriff des literarischen Eigentums 
gegenüberstand, begünstigte die schon in der Ciceronischen 
EpocheTauftretenden direkten Fälschungen von Reden *), 
während andrerseits bei der Wiedergabe wirklich gehal- 
tener Reden der Sinn für die Authentizität des Wortlauts 
der antiken Literaturgeschichte bekanntlich völlig abging. 
Es ist bekannt, wie in der Behandlung der Reden als 
freier Kunstmittel zur Charakteristik von Zeiten und 



1) Cicero Brutus 17, 65. 

2) Cicero Cato maior 11, 38. 

*) Jordan, Catonis'quae exstant S. LXXVI. 
*) Gellius 13, 20, 10. 
6) Cicero Brutus 56, 205. 
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Menschen die zugleich Stärke und Schwäche der alten 
Historiographie lag, und die wenigen Fälle, in denen die 
Gunst der Umstände einen Vergleich gestattet ^), zeigen 
die volle Freiheit, mit der antike Schriftsteller auf diesem 
Gebiet den für den Modernen unantastbaren Tatsachen 
gegenüberstanden. 

An den Namen weniger Schriftsteller aber haben sich 
solche Fälschungen mehr geheftet als an den denjenigen 
des älteren Cato. Unter dem Namen proverbia Catonis 
philosophi existierten 74 einzeilige Sprüche ^), und schon 
im dritten Jahrhundert gab es ein vollständiges corpus pro- 
saischer und gereimter Sprüche auf seinen Namen. Sicher- 
lich ist hierauf in erheblichem Masse die in dem zweiten 
nachchristlichen Jahrhundert einsetzende archaistische ^) 
Strömung von Einfluss gewesen, als die Welt, übersättigt 
von der Ueberreife ihrer Kultur bei wachsender geistiger 
Verödung mit den Anfängen der römischen Prosa, die 
bei aller Starrheit der Form den Keim einer aufwärts 
strebenden Entwicklung in sich barg, spielte wie die Na- 
zarener mit dem Trecento. Speziell für die Fälschung 
von Reden war und blieb die ewig fruchtbare Veranlas- 
sung die Unterrichtsmethode der Rhetorenschulen mit 
ihren als Stilübung gegebenen Fällen, in denen in An- 
knüpfung an geschichtliche Ereignisse ein gegebenes Thema 
in dem einen oder anderen Sinne kunstgerecht abgehan- 
delt oder einer bestimmten Persönlichkeit Ausführungen, 
die sie in der fraglichen Situation hätte machen können, 
in den Mund gelegt wurden. 

Mit alledem ist natürlich über die Echtheit der hier 
in Betracht kommenden Fragmente nichts erwiesen. Ueber- 
blickt man diese aber im Zusammenhang, so fällt zu- 
nächst ihre ausserordentlich kunstvolle rhetorische Durch- 



») Vgl. S. 63 Anm. 2. 
2) Riese, Anthologia latina 716. 

8) Vgl. Caes. ep. ad Front. 2, 13 S. 36 N. und Spart. Hadr. 
16, 6. 
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bildung auf, die mit ihren stilistischen Finessen in dia- 
metralem Gegensatz zu der schlichten schmucklosen Spra- 
che der Bücher de re rustica, und einigermassen auch zu 
dem Stil der Origenes steht. Dieser Gegensatz ist natür- 
lich längst empfunden worden. Wenn Norden in seiner 
meisterhaften Darstellung ihn auf den zwischen geschicht- 
lichem und rednerischem Stil überhaupt zurückführt und 
durch den verschiedenen Zweck beider Kunstgattungen 
erklärt ^), so kann man die volle Berechtigung dieser 
Unterscheidung zugeben : ob sie ausreicht, um eine Kom- 
position wie die vorliegende dem geschworenen Feinde 
der griechischen Rhetorik zuzutrauen, darf füglich be- 
zweifelt werden. Aber wir sind auf so allgemeine Er- 
wägungen nicht angewiesen. Die Kede zeigt eine Fülle 
sprachlicher Eigentümlichkeiten^), die sich aus dem son- 
stigen Sprachgebrauch Catos nicht belegen lassen, und 
die fast sämtlich in der prosaischen Literatur erst 
seit Cicero auftauchen. So lässt sich das Wort prolixus 
in der Bedeutung günstig von Prosaikern sonst nur bei 
Cicero (ad Atticum 1, 1) nachweisen, augescere abgesehen 
von Sallust (Jug. 38) bei Cicero (Cato m. 15 und sonst) und 
den Späteren, perpessus erst bei Cäsar (b. c. 84) und sehr 
oft bei Cicero, derepente erst bei Cicero (pro Lig. 14), 
occupare in der Bedeutung sich anschicken etwas zu tun 
erst bei Livius (1,14. 1, 30)»). 

^) Norden, Antike Kunstprosa 1 S. 165 ff. 

2) Der Text ist S. 64 Anm. 1 abgedruckt. 

3) Man könnte die Frage aufwerfen, ob in dieser Richtung 
auch Catos Gebrauch von confutare = reprimere in Betracht 
kommt, während Festus (S. 89 M. s. v. futare) bezeugt : futare ar- 
guere est, unde et confutare, sed Cato hoc pro saepius fuisse po- 
suit. In der gleichen Bedeutung wie in Tiros Zitat der Catoni- 
schen Rede ist das Wort confutare bei Cicero aber mehrfach ge- 
braucht. Die Frage wird zu verneinen sein, da das hoc bei Festus 
sich ungezwungen wohl nur auf futare beziehen lässt, so dass wir 
also über die sonstige Bedeutung von confutare bei (3ato aus 
Festus nichts entnehmen können. Dass sich das simplex futare 
bei Cato sonst nicht nachweisen lässt, kann Zufall sein. 
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Nun kann natürlich die Echtheitsfrage hier wie in 
allen derartigen Fällen endgültig nur durch umfassende 
Untersuchungen über den ganzen Sprachgebrauch des in 
Betracht kommenden Schriftstellers, seine grammatischen 
und stilistischen Eigentümlichkeiten und durch deren Ver- 
gleichung mit den in ihrer Echtheit unzweifelhaften Be- 
standteilen erledigt werden : für die vorliegende Unter- 
suchung kommt es aber auch gar nicht auf die Echtheit 
der erhaltenen Fragmente jener Rede schlechthin, sondern 
lediglich auf die eine für uns entscheidende Stelle an, in 
der Cato für die Straflosigkeit der Rhodier den Umstand 
anführt, dass ihre etwaige den Römern unfreundliche Ab- 
sicht eben Absicht geblieben und nicht zur Tat geworden 
sei^). Es ist allbekannt, dass in der antiken Literatur 
Urkunden, die von Schriftstellern erwähnt oder selbst an- 
geführt werden, sich nicht bloss weitgehende stilistische 
Aenderungen, sondern auch sachliche Modifikationen ge- 
fallen lassen müssen ^), während für den modernen Autor 

^) Gellius 6, 3 § 13 ff. In principiis autem patroni, qui pro reis 
diciint, conciliare sibi et complacare iudices debent .... non in- 
iuriis atque imperiosis minationibus confutare .... Scio solere 
plerisque hominibus rebus secundis atque prolixis atque prosperis 
animum excellere, superbiam atque ferociam augescere atque cres- 
cere. Quo mihi nunc magnae curae est, quod haec res tarn se- 
cunde processit, ne quid in consulendo advorsi eveniat, quod nostras 
secundas res confutet: neve haec laetitia nimis luxuriöse eveniat. 
.... Atque Rhodienses tarnen Fersen publice nunquam adiuvere. 
Cogitate quanto nos inter nos privatim cautius facimus. Nam 
unusquisque nostrum, si quis adversus rem suam quid fieri arbi- 
trantur, summa vi contra nititur, ne advorsus eam fiat, quod illi 
tarnen perpessi .... quid nunc? ecqua tandem lex est tam 
acerba, quae dicat, si quis illud facere voluerit, mille minus dimi- 
dium familiae multa esto; si quis plus quingenta iugera habere 
voluerit, tanta poena esto ; si quis maiorem pecuum numerum ha- 
bere voluerit, tantum damnas esto. Atqui nos omnia plura habere 
volumus et id nobis impune est. 

2) Lehrreich in dieser Hinsicht ist bekanntlich Claudius* in- 
schriftlich erhaltene Rede de iure bonorum Gallis dando verglichen 
mit Tac. ab exe. d. A. 11, 23 ff. 
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in der Zeit der stenographischen Berichte und der philo- 
logischen Akribie der Text solcher Urkunden natürlich 
sacrosanct ist. Wie römische Redner kein Hehl daraus 
machen, dass sie bei Herausgabe wirklich gehaltener eige- 
ner Reden nicht die authentische Wiedergabe des Wort- 
lauts, sondern die freie Schöpfung eines Kunstwerks be- 
zweckten, so wird auch bei der Wiedergabe fremder Reden 
es sich nicht um aktenmässige Berichterstattung, sondern 
bestenfalls um mehr oder weniger freie Schöpfung in An- 
lehnung an tatsächliche Ueberlieferung gehandelt haben ^). 
Was ein berühmter Mann bei irgend einem historischen 
Anlass gesagt hatte oder hätte sagen können, war ebenso 
wie die dialektische Beleuchtung solcher Stilübungen das 
beliebte Thema der Rhetorenschulen ^), und wie sehr in 
diesen Rahmen die Flugschrift Tiros hineinpasst, aus der 
unsere Fragmente stammen, erhellt ohne weiteres. Wie 
ähnliche Thesen aus den Grenzgebieten von Moral und 
Jurisprudenz, war das „ cogitationis poenam nemo patitur" ^) 
ein geradezu gegebenes Thema für rhetorische Diatri- 
ben, wie es noch lange nach seiner Behandlung durch 
Shakespeare ein Lieblingsthema der Dichter geblieben 
ist^). 

Will man aber annehmen, dass Cato wirklich von 
diesem Motiv Gebrauch gemacht hat , so wäre es 
doch immerhin eini ge r ma s s en auffallend, 
wenn er es in den wenigen uns erhal- 
tenen Fragmenten zweimal getan hätte. 
In der durch Cicero selbst^) und seinen Kommentator 

^) Insbesondere kann es als direkt ausgeschlossen bezeichnet 
werden, dass man etwa die unter dem Namen Catos umlau- 
fenden Einzelreden mit den in die Origines aufgenommenen ver- 
glichen hätte. 

2) Vgl. oben S. 60 f. 

8) L 18 D de poenis 48, 19, vgl. L 1 § 1 D de furtis 47, 2: 
inde sola cogitatio furti faciendi non facit furem. 

*) Shakespeare, Measure for Measure V, 1, 

s) Cic. Brutus 23, 89. 

M a s c h k e , Eöm. Agrargesetze. 5 
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Asconins^) bezeugten, von Cato in die Origenes aufge- 
nommenen Rede gegen Ser. Galba pro direptis Lusitanis 
fand sich nach Gellius' Zeugnis die Wendung: 

tarnen dicunt deficere voluisse. ego me nunc volo 
ius pontificium optime scire. iamne ea causa pontifex 
capiar? si volo augurium optime teuere, ecquis me ob 
eam rem augurem capiat^)?. 

Die Wahl zwischen beiden Fassungen kann nicht 
wohl zweifelhaft sein. Die zweite ist ebenso schlicht und 
individuell gehalten, wie die erste rhetorisch und allge- 
mein und in ihrer Uebertreibung den Stempel der Un- 
wahrscheinlichkeit an der Stirn tragend^). 

Wenn so Catos Autorität für das Licinische Ackergesetz 
sich abschwächt, so lässt sich vielleicht der Punkt noch 
ermitteln, an den Licinius Macers Darstellung zur Ehre 
seines Geschlechtsgenossen anknüpft. Cicero erwähnt 
zweimal*) eine lex tribunicia Licinia von übrigens unbe- 
stimmbarem Alter ^), als deren Inhalt sich nach seinen 
Angaben nur so viel ergibt, dass bei der Schaffung ausser- 
ordentlicher Magistraturen der Rogator sowie seine Kol- 
legen, Verwandte und Verschwägerte von deren Beklei- 
dung ausgeschlossen sind. Ob dies schlechthin geschehn 
ist oder das Plebiszit angeknüpft hat an die wichtigste 
ausserordentliche Magistratur derart, nämlich die agrari- 
schen Kollegien, lässt sich nicht ausmachen. In jedem 



Asconius zu Cic. de div. 20 S. 124 0. 

2) Gellius 1, 12, 17. 

3) Nach dem Wortlaut wäre z. B. auch der Grosshandel mit 
Schlachtvieh verhindert oder wenigstens beschränkt worden. 

*) Cic. de lege agraria 2, 8, 21 und pro domo 20, 51. 

^) Cicero nennt diese und eine lex Aebutia von gleichem In- 
halt leges veteres — vobis maioribusque vestris vehementer gratae 
atque iucundae (de lege agraria 2, 8, 21). Diese Fassung lässt 
auf ein recht beträchtliches Alter schliessen, zumal nach dem Er- 
lass der lex Aebutia und mehr noch nach Rullus' Rogation ange- 
nommen werden muss, dass die Bestimmung nicht befolgt wurde, 
also damals wohl schon obsolet war. 
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Fall hat es, wie Ciceros Verwertung gegenüber RuUus' 
agrarisclier Rogation zeigt, auf diese Kollegien Anwen- 
dung gefunden und mag durch Erfahrungen, wie sie bei 
diesen vorkamen und bei dem Gracchischen Triumvirat 
überliefert sind, veranlasst sein ^). Bei diesem engen Zu- 
sammenhang mit der agrarischen Legislative aber kann 
dieses Gesetz für Licinius Macer sehr wohl den Anhalts- 
punkt geboten haben, dessen auch der Fälscher bedarf 
und den er bei einigem Suchen auch zu finden pflegt. 

Dürfen wir nach alledem das Licinische Agrargesetz 
gleich seinen Vorgängern als eine Rückspiegelung aus 
den Kämpfen der Gracchenzeit ansehen, so bleibt die Be- 
trachtung der Tradition über jenes Gesetz zumal in dem 
hier in Betracht kommenden Zusammenhange darum nicht 
weniger lehrreich. Auch das Licinische Ackergesetz ist 
nach der TJeberlieferung beschworen worden^). 

Dass gerade bei den Agrargesetzen der späteren Re- 
publik die Beeidigung beinahe als notwendiges Ingredienz 
erschien, begreift sich nach der Wandelung, die die staats- 
rechtliche Theorie oder mindestens die Praxis auf diesem 
Gebiet durchgemacht hatte. Denn wenn in der ursprüng- 
lichen Theorie und üebung der älteren Zeit die Gestat- 
tung der Okkupation wie die Zuweisung von Domanial- 
land als Prekaristenbesitz grundsätzlich von der Gemeinde- 
kompetenz eximiert war, so ist diese Schranke wie so 
viele andere des verfassungsmässigen Rechts in der Re- 
volutionszeit durchbrochen worden. Schon das Licinische 
Gesetz nach der TJeberlieferung und demnach also auch 
diejenigen, nach deren Vorbild es ausgestaltet wurde, hat 
über die Domänen, ohne deren Charakter als solche zu 
modifizieren, zu Gunsten Privater verfügt. Gerade darin 
lag das wesentlich Neue und Gefährliche dieser Gesetze, 

^) Mommsen, Staatsrecht 1 S. 501 Anm. 2. 
2) Appian b. c. 1, 8 : ol [lev Örj Td8e vö|x(|) TrepiXaßövTsg l7i:(0[iooav 
inl T(p vö|X(|) xal ^rjiicav öpiaav, "fiyouiie^oi tyjv XotTiyjv yf^v aöxC %a 

ToTg TidvYjoi xax' öXi'xoy Stausitpdaao^at. 

5* 



68 § 6' I^ie agrarischen Schwurgesetze. 

wie eine bedenkliche Durchbrechung des formalen Rechts, 
das eine agrarische Belehnung im Gegensatz zur Schen- 
kung der magistratischen und Senatskompetenz zuwies. 
Allein gerade die Erfahrungen, die man mit früheren 
Maximalsätzen gemacht haben mochte, zeigten deren 
praktische Wirkungslosigkeit, die in der Tat auch im 
Wesen des römischen Staats- und Prozessrechts begrün- 
det ist. Denn wenn der Oberbeamte eine Okkupation von 
Gebieten duldete, die über das gesetzliche Mass hinaus- 
ging, so war, da der Privatmann zur juristischen Ver- 
tretung der Gemeinde insbesondere zur Klaganstellung in 
ihrem Namen wohl im Kriminal-, aber regelmässig nicht 
im Civilprozess befugt ist, im Wege Rechtens gegen eine 
derartige TJeberschreitung des Gesetzes nichts zu machen. 
Es war ein Kompetenzkonflikt. Die Gemeinde mochte 
rogieren, was sie wollte. Da die Gestattung der Okku- 
pation vom Belieben des Oberbeamten abhing, so war es 
sein freier Wille, wenn er dem Gemeindebeschluss Rech- 
nung trug. Verband man dagegen in dem Gesetze mit 
der Fixierung des Maximalmasses die Aufteilung der über- 
schüssigen Domänen, so war das zwar ungesetzlich, aber 
doch wenigstens kein Messer ohne Klinge: es sicherte die 
reale Beachtung jener Beschränkung, mit deren blosser 
Verordnung nichts erreicht war. Man muss sich das vor 
Augen halten, um zu begreifen, welchen Wert gerade bei 
diesen Gesetzen, die inhaltlich und zuletzt auch formell 
einen Eingriff in die magistratische Kompetenz enthielten 
und deren Befolgung deshalb zunächst von dem guten 
Willen des Oberbeamten abhing, die Beeidigung gehabt 
haben muss. 

3. Von einer Beeidigung des Sempronischen Gesetzes 
schweigt die TJeberlieferung. Allein da dieses nach der 
Tradition das Licinische Gesetz, dessen Vorbild es in 
Wirklichkeit war, teils aufnehmen, teils ihm derogieren 
sollte, so kann die Beeidigung ihm nicht wohl gefehlt 
haben. In dem erhaltenen Ackergesetz findet sich denn 
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auch eine Bestimmung, die trotz ihrer lückenhaften Ueber- 
lieferung erkennen lässt, dass hier die Beeidigung auf 
andere agrarische Bestimmungen sistiert resp. verboten 
wird, die den von ihm angeordneten widersprechen ^). Bei 
dem — unten noch näher zu erörternden — Verhältnis 
dieses inschriftlich erhaltenen Ackergesetzes zur Gracchi- 
schen Gesetzgebung ergibt sich ohne weiteres, dass da- 
mit der Eid auf das Agrargesetz des älteren Gracchus 
gemeint ist. Dazu kommt noch, dass Gracchus mit der 
Bestimmung der Unveräusserlichkeit der aufgeteilten Do- 
mänen, die offenbar durch eine Rekognitionsgebtihr ge- 
sichert werden sollte^), ein völlig neues Moment in das 
Agrarrecht seiner Zeit einführte und, indem er die Grenze 
zwischen Viritanassignation und Vererbpachtung verwischte, 
einen scharfen Eingriff in die magistratische Kompetenz 
machte. Die dadurch geschaffene Rechtslage war staats- 
rechtlich so unsicher, dass ihr Urheber es schwerlich ver- 
säumt haben wird, den Domänenempfängem die einzige 
Garantie zu verschaffen, die er ihnen gegen staatliche und 
private Beeinträchtigung ihrer Rechte gewähren konnte, 
den Eid der Beamten. 

4. Bekannt ist das Satuminische Ackergesetz, seine 
Beschwörungsklausel und die sich daran schliessende Szene 
des eidweigemden Metellus. Was uns hier zum ersten- 
mal entgegentritt, ist die Beschwörung durch den Senat: 
diese wie die sonstigen Modalitäten des Gesetzes ver- 
langen eine eingehendere Erwägung. Zuvor aber soll die 
Aufzählung der einzelnen beschworenen Agrargesetze be- 
schlossen werden mit der Erwähnung desjenigen, das als 
der letzte Ausläufer der republikanischen Legislative nach 
dieser Richtung hin erscheint, der lex Julia agraria Cäsars. 

5. Das dritte unter den julischen Gesetzen des Jahres 
59 war eine Wiederaufnahme der von Cicero im Jahre 



1) C 1 L 1 S. 175 ff. Zeile 43-45. 

2)Pernice in Zeitschrift der Savignystiftung (1884) 18 
74 flF. Weber, Agrargeschichte S. 148 ff. 
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vorher in seinem Konsulat bekämpften lex Servilia RuUi 
aj^raria^). Sie enthielt ausser der von den Amtsbewer- 
bem bei der Professio zu sprechenden Selbstverfluchung 
für den Fall des Zuwiderhandelns ^) überdies die Bestim- 
mung, dass der Senat das Gesetz beschwören solle ^) ; auf 
die Weigerung des Eides waren schwere Strafen gesetzt. 
Soweit ist das Ganze nichts anderes als eine offenbare 
Kopie der Prozedur des Jahres 100 : zum üeberfluss lässt 
Plutarch die anfangs bedenklichen Senatoren sich an das 
Schicksal des Metellus erinnern, und Dio gibt einer ganz 
ähnlichen Vergleichung Raum. Allein der Bericht Ap- 
pians *), dass Cäsar den Samteid der Gemeinde auf 
das Gesetz abnahm, zeigt, dass hier über alle Beeidigungs- 
formen des historischen Rom hinausgegangen wurde. Der 
Kreislauf in der geschichtlichen Entwicklung dieses Ge- 
meinwesens war vollendet: mit dem revolutionären Samt- 
eid aller Bürger hatte es seine selbständige Bahn begon- 
nen: derselbe Vorgang steht gleichsam symbolisch an 
seinem Ende. Nur erwähnt werden mag hier noch, dass 
der kaiserliche Eid in acta principum sich aus dieser Be- 
eidigung einzelner Gesetze, nicht aus dem Eide in leges 
entwickelt hat^), und vielleicht kennzeichnet nichts deut- 
licher den Unterschied zwischen dem republikanischen und 
kaiserlichen Regime als dass in dem letzteren sämtlichen 
Verfügungen des Princeps diejenige sacrale Weihe ver- 
liehen wurde, welche das republikanische Staatsrecht für 
einige wenige Gesetzesbestimmungen anzuordnen für gut 
befand. 



1) Appian b. c. 2, 10 f. Livius epit. 103. Cic. ad Attic. 2, 16, 1 f. 

2) Cic. ad Attic. 2, 18, 2. 

8) Plut. Cato in c. 32. Dio 38, 7. 

*) Appian b. c. 2, 11. 

^) Dies ergibt sich aus der Natur der Sache und scheint auch 
Dio vorzuschweben bei den Worten (a. a. 0.): toöto y^P &pgclc|i6vov 
TÖTS xal iizl (3cXXü)v xwv ätöuwv iyiwezo. Vgl. S. 48 Anm. 4. 
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§ 7. Der Senatseid in legem. 

Der Schwur des Senats auf das Satuminische Agrar- 
gesetz ist, wie schon erwähnt, ein absolutes Novum in 
der römischen Geschichte und wir dürfen hinzufügen, auch 
in dem römischen Staatsrecht. 

Was die Ueberlieferung von Senatseiden überhaupt 
anlangt, so finden wir in historischer Epoche den ersten 
erwähnt bei der Entscheidung über das Schicksal von Ca- 
pua im hannibalischen Kriege: plebes sie iussit, quod se- 
natus iuratus, maxima pars, censeat, qui adsint, id volu- 
mus iubemusque^). Acht Jahre später gibt in ganz ähn- 
licher Weise der Senat beeidet eine Entscheidung über 
die Verteilung der Provinzen unter die Konsuln ab, da 
diese selbst sich darüber nicht zu einigen vermochten: 
patres igitur iurati, ita enim convenerat, censuerunt ^). 
Endlich wird dem Senat im Jahre 172 die Untersuchung 
über die widerrechtliche Freiheitsberaubung eines Teiles 
der Ligurer durch M. Popilius unter derselben Modalität 
überlassen : sanciebatur ut qui ex Statellis deditis in liber- 
tatem restitutus ante Kalendas Sextiles primas non esset, 
cuius dolo malo is in servitutem venisset, ut iuratus se- 
natus decerneret, qui eam rem quaeret animadverteretque ^). 

Die blosse Aufzählung dieser Fälle, der einzigen, 
welche historisch überliefert sind, zeigt, dass dieser Eid 
mit dem Beamteneid in leges oder auf ein einzelnes Ge- 
setz nichts gemein hat. Seine Analogie findet er vielmehr 
in dem bekannten und häufigen römischen Gebrauch, nach 
welchem Privatleute sowohl wie Beamte eine bestimmte 
Handlung erst dann vorzunehmen angewiesen werden, 
wenn sie vorher ihre bona fides resp. das Versprechen, 
nach bestem Wissen zu verfahren, eidlich bekräftigt ha- 
haben. Dies lag hier um so näher, als der dem Senat 

Liv. 26, 33, 14. 
«) Liv. 30, 14, 12. 
8) Liv. 42, 21, 5. 
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erteilte Auftrag in jenen Fällen geradezu ein richterlicher 
ist: zumal der dritte ist direkt das älteste Beispiel des 
ausserordentlichen Quästionenverfahrens unter magistrati- 
schem Vorsitz: Quaesitor ist der städtische Prätor; hier 
haben also die Senatoren als Geschworene fungiert. In 
der Tat ist die bekannteste Anwendung dieses Prinzips 
der Geschworeneneid, der auch nur dieses allgemeine Ge- 
löbnis, nach bestem Wissen zu richten, enthält^). Auch 
hier wird der Eid abgelegt, bevor der Geschworene die 
ihm übertragene richterliche Entscheidung in Angriff 
nimmt. Davon verschieden ist es, dass seitdem die Zu- 
sammensetzung der Geschworenenliste durch leges iudi- 
ciariae geordnet wm^de, wahrscheinlich am Beginn jedes 
Jahres bei Aufstellung der Liste die darauf verzeichneten 
Personen — mochten es Senatoren oder Ritter sein — 
auf diese lex iudiciaria geschworen haben. Wo endlich 
durch besondere, z. B. Repetundengesetze eine quaestio 
für bestimmte Vergehen niedergesetzt wurde, sind ihre 
Mitglieder, wie auch deren Obmann als Vorsitzender^), 
auf das Gesetz, auf Grund dessen sie fungierten, vereidigt 
worden, während der präsidierende Beamte immer nur 
den allgemeinen Gesetzeseid zu Beginn des Jahres geleistet 
hat. Hiemach können also Senatoren sehr oft in die 
Lage gekommen sein, als Einzelgeschworene oder Recu- 
peratoren diesen allgemeinen Eid, sowie als Mitglieder 
des album iudicum den Eid auf eine lex iudiciaria wie 
endlich als solche einer quaestio den auf deren Ursprungs - 
gesetz abzuleisten^). Aber aus alledem folgt natürlich 

1) Cicero de off. 3 § 43 f. Quinctil. 5, 6, 4. Val. Max. 7, 2, 4. 
L. 14 pr. Cod. 3, 1. 

2) Vgl. S. 97 f. 

8) Diese Dinge sind hier mit einiger Ausführlichkeit behan- 
delt worden, weil bei der richtigen Auffassung des Richtereides 
das Missverständnis vermieden wird, aus der Beeidigung des iudex 
auf der lex Bantina (Zeile 15) einen Schluss auf deren Eigenschaft 
als iudiziarisches oder Repetundengesetz zu ziehen. Dieser iudex 
miüäs nach Zeile 16 (magistratum imperiumve inierit) ein Beamter 
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nichts über einen allgemeinen Senatseid, sei es in leges, 
sei es auf ein einzelnes Gesetz. Wohl aber lässt umge- 
kehrt sich der Beweis führen, dass verfassungsrechtlich 
ein solcher Eid wenigstens in der gesunden Epoche des 
römischen Staatswesens unmöglich war. 

Als im Jahre 192 ein flamen Dialis zum curulischen 
Aedil gewählt wurde, ergab sich, dass er sein Amt nicht 
antreten konnte, weil er als flamen sacralrechtlich nicht 
beeidigungsfähig war^). Da aber der flamen als solcher 
ohnedies dem Senat angehörte, so hätte, die Existenz eines 
Senatseides angenommen, derselbe Konflikt schon früher 
ausbrechen müssen. Dass eine ganze Kategorie von Prie- 
stern sich konsequent und von Rechts wegen eines Sacri- 
legs schuldig machten, ja dazu gesetzlich gezwungen wur- 
den, ohne dass sie selbst in ihrem Gewissen oder andere 
daran Anstoss nahmen, diese Annahme ist zumal für das 
älteste Rom schlechterdings unmöglich. Der schwörende 
flamen musste dies als eine Versündigung empfinden und 
auf die Dauer auch dem unbeteiligten Publikum die In- 
kompatibilität einer beeideten Stellung mit dem sacerdo- 
tium des flamen klar werden^). 

Hiemach werden wir also berechtigt sein, das Still- 
schweigen der Ueberlieferung über den Senatoreneid als 
Bestätigung dafür anzusehen, dass ein solcher nicht exi- 
stiert hat. 

Dafür scheint überdies noch ein weiteres direktes 
Zeugnis vorzuliegen. Dio nämlich bemerkt zu dem Se- 
natseide auf die lex Julia von 59: loöxo yap (^p^afxsvov 

gewesen sein. Der einer quaestio präsidierende Beamte schwört 
aber nicht auf ein einzelnes, sondern auf die Gesetze im allge- 
meinen. Auf ein richterliches allgemeines oder Spezialgesetz wird 
eben nur der Geschworene vereidigt : an diesen in der Bantina zu 
denken ist indessen unmöglich, da er natürlich weder Magistrat 
ist noch Imperium hat. 

1) Livius 31, 50, 7. 

2) Auch Mommsen nimmt, Staatsrecht 3, 2 S. 885, die 
Nichtexistenz eines republikanischen Sen^tseides in leges an. 
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TOTE ÖGTcep etTcov xat eilt äXXcdv töv axoTccov ^Y^yveTO ^). 
Nach dem Zusammenbang kann unter toöto nur der Se- 
natseid verstanden werden, und die verloren gegangene 
Stelle, auf die Dio hier verweist, wird seine Erwähnung 
von Saturninus' Ackergesetz gewesen sein. Hieraus hat 
sich, wie überhaupt der Eid, so speziell der Senatseid in 
acta principum entwickelt. An ihn denkt der Schrift- 
steller offenbar, wenn er ihm die übrigen Beeidigungen 
als oizoTzoc gegenüberstellt. Eine Rückspiegelung dieser 
Verhältnisse ist es, wenn Dionysius, vielleicht schon nach 
der Sullanischen Annalistik, den Senat im Jahre 494 
schwören lässt^). Auch lässt sich im Grunde der Senats- 
eid im Rahmen des republikanischen Staatsrechts nicht 
konstruieren. Der Beamte schwört als Vertreter der Ge- 
meinde und in ihrem Namen: in welcher Eigenschaft 
sollte der Senat schwören? 

Dass man gegen Ende der Republik das bis dahin 
aufrecht erhaltene Prinzip aufgab, wird nicht weiter über- 
raschen; dass es Satuminus war, der diese Bresche in 
das verfassungsmässige Recht legte, entspricht völlig dem 
Wesen des Mannes, wie es die sonstige üeberlieferung 
zeigt. Wollen wir aber gerecht sein, so wird man zu- 
geben müssen, dass die Popularpartei sich hier in einer 
Zwangslage befand. Soweit im Jahre 100 die blosse Be- 
lehnung mit Domanialland beantragt wurde, war dieses, 
wie schon erörtert, ein Einbruch in die Kompetenz des 
Senats und der Oberbeamten. Es war begreiflich, dass 
man, um die Frucht dieses revolutionären Vorgehens sich 
zu sichern, in erster Linie diejenigen Faktoren der Ver- 
fassung zu binden trachtete, deren Widerstand gegen das 
Gesetz im Grunde nur die legitime Verteidigung eines 
zweifellosen Rechts gewesen wäre. Dass auch diese Bin- 
dung an sich schon unerlaubt war, ändert nichts an dem 
Sachverhalt; es war auch hier der Fluch der bösen Tat, 

1) Dio 38, 7. 

2) Dion. 6, 85. 7, 43. 
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der in der Entwicklung der römischen Revolution jeden 
ungesetzlichen Schritt auf die Dauer zur Ursache eines 
neuen machte. 

In dem Vorstehenden war auszuführen versucht, dass 
die Beeidigung auf einzelne Gesetze etwas ungemein sel- 
tenes und die des Senats sogar ein Novum des Jahres 
100 war: legt die erstere Annahme eine Vergleichung 
und Verbindung der literarischen mit der epigraphischen 
Tradition sehr nahe, wobei nach Zeitverhältnissen das Ban- 
tinische Gesetz nur mit dem Saturninischen zusammen- 
fallen könnte, so wird diese Kombination durch die zweite 
jener beiden Schlussfolgerungen in nicht geringem Masse 
bestätigt. 

§ 8. Das römische Gesetz von Bantia. 

Die Bantinische Bronze ^) enthält auf der einen Seite 
die Sanktionen eines römischen Gesetzes, auf der anderen 
Fragmente eines solchen in oskischer Sprache. Diese Er- 
scheinung der doppelten Benützung ist nicht gerade sel- 
ten ^), aber iq ihren Ursachen und Wirkungen noch viel- 
fach kontrovers. Was die vorliegende Bronze anlangt, 
so hat Kirchhoff in seiner grundlegenden Unter- 
suchung auch darin den richtigen Weg gezeigt ^), dass er 
die Annahme Mommsens*), der oskische Text sei aus 
einem lateinischen übersetzt, als wahrscheinlich zugibt und 
gleichzeitig dieses lateinische Original nicht in der erhal- 
tenen lateinischen Inschrift sieht, sondern die gänzliche 
Zusammenhangslosigkeit der beiden Seiten der Tafel an- 
nimmt ^). 

1) CIL 1 S.45ff. Dazu Ritschi, P. L. M. E. tab. XIX. 

2) So auch bei der tabula Heracleensis CIL 1, 119 ff. und 
C I G 3, 5774 f. und bei der Tafel mit der lex repetundarum und 
agraria C I L 1, 49 und 175. 

8) Kirchhoff, Das Stadtrecht von Bantia S. 81 ff. 
*) Mommsen, ünteritalische Dialekte S. 153. 
^) Für die Annahme, dass der oskische Text aus einem latei- 
nischen übersetzt sei, schien auch das Vorkommen eines tribunus 
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Damit stimmen auch die sonstigen Analogien opisto- 
graphischer Urkunden : es scheint in ßom und in anderen 
Gemeinden, vielleicht durch Gesetz, gestattet worden zu 
sein, Bronzetafeln auf beiden Seiten zu benutzen: wahr- 
scheinlich wollte man Raum in den Archiven und zugleich 
Geld sparen. Ist diese Annahme richtig, so wird man 
da, wo die Reihenfolge der beiden Inschriften ermittelt 
ist, aus dem Umstände, dass die zweite Seite der Bronze 
benutzt ist, nicht auf die Ungültigkeit resp. Derogation 
des auf der ersten Seite enthaltenen Gesetzes schliessen 
dürfen. Denn die im Satumtempel aufbewahrten Origi- 
nale römischer Gesetze blieben auch in den Augen der 
damaligen Römer staatsrechtliche Urkunden, ganz gleich, 
ob ihnen derogiert war oder nicht. Dass in dem ersteren 
Falle die Bronze einfach kassiert und ihr Material zu 
analoger Verwendung hergegeben wurde, wird man wohl 
nicht glaublich finden ^). Wurde aber die opistographi- 
sche Benutzung der Bronzen prinzipiell gestattet, so ist 
in der Tat nicht abzusehen, aus welchem Grunde man 
diejenigen hätte bevorzugen soUen, deren bisherigem In- 
halt bereits derogiert war. 

Ein stadtrömisches Gesetz in einer civitas libera zu 
finden muss befremden, und mit Recht betont Momm- 
s e n , dass die öffentliche Aufstellung eines solchen 
in Bantia gerade wegen des Charakters dieser Gemeinde 



und iudex in dem ersteren zu sprechen. Jordan hat indessen 
(in Bezzenbergers Beiträgen zur Kunde der indogermanischen 
Sprachen: , Zur oskischen Inschrift der Bantinischen Bronce" 1883) 
vorgeschlagen, die Abkürzung tr. (Zeile 30) nicht tribunus, son- 
dern trefuns aufzulösen und als eine bisher unbekannte, jeden- 
falls von der römischen verschiedene oskische Magistratur aufzu- 
fassen. Besonders geistvoll hat Jordan das Avellinosche Frag- 
ment konstruiert, welches die Erwähnung des iudex zu enthalten 
schien. Die bei Avellino lautenden Reste: 

om udex icc f eh liest Jordan: 

cjontrud exeic fefacust. 
^) Lange, Römische Altertümer 3 S. 55. 
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als civitas libera zunächst unstatthaft war ^). Wir müssen 
demnach entweder in der erhaltenen Bronze eine private 
Copie sehen, die überhaupt nicht öffentlich aufgestellt 
worden ist, oder annehmen, dass die öffentliche Aufstel- 
lung durch einen formellen Beschluss der Gemeinde Bantia 
angeordnet war. In beiden Fällen muss es sich um ein 
Gesetz gehandelt haben, das für dieses Gemeinwesen von 
direktem und einschneidendem Interesse war ^). — Der 
erhaltene Schluss des römischen Gesetzes zerfällt in zwei 
Teile, jeder derselben in zwei Unterabteilungen. Die letzte- 
ren mögen wie bisher üblich als §§ 1 — 4 bezeichnet werden. 
Nach § 1 werden Kontravenienten gegen das Gesetz 
— es ist aus dem erhaltenen nicht ersichtlich, ob hier 
bestimmte Kategorien von TJebertretem herausgehoben 
wurden — mit der konsularischen Infamie bestraft. Diese 
Bestrafung erstreckt sich insbesondere auf Entziehung 
des Wahl- und des Stimmrechts sowie auf die Un- 
fähigkeit, eine Stelle im Senat einzunehmen, als Civil- 
oder Strafrichter zu fungieren, endlich auf die Unfähig- 
keit zur öffentlichen Zeugnisabgabe. Was den Senat 
betrifft, so verlangt das Gesetz (Zeile 5) nach der zweifel- 
los richtigen Ergänzung Mommsens: [neive eum cen- 
sor in senatum legito neive in senatu] relinquito, dass bei 
Abhaltung des nächsten lustrum der Zensor Kontravenien- 
ten nicht in den Senat wählen resp. falls sie Senatoren 
sind, aus ihm entfernen soll. Diese Bestimmung würde 
aber das Verbleiben von Kontravenienten im Senat bis 
zum nächsten lustrum in keiner Weise verhindern ; um 
auch dies zu erreichen, ist Zeile 1 und 4 auch die Eli- 
mination der gegenwärtigen Senatoren, falls sie gegen 
das Gesetz Verstössen, ausgesprochen. Hieraus ergibt sich, 

^) CIL 1 S. 46 : Primarios homineß multarum legum Romana- 
rum exempla parare et potuiBse et debuisse ut concedamus, quo- 
modo inde sequitur, publice eas ibi propositas fuisse? Vgl. 
H u s c h k e , Oskiache Sprachdenkmäler S. 60. 

2) Darüber unten § 14. 
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dass unser Gesetz in einem Intervall zwischen zwei Lustren 
gegeben ist. Ausschluss von dem album iudicum wird 
hier neben dem Ausschluss vom Senat proklamiert : man 
könnte hieraus als Zeitgrenze für den Erlass des Ge- 
setzes die Jahre 123 bis 81 annehmen, d. h. den Inter- 
vall zwischen den leges iudiciariae des jüngeren Gracchus 
und Sullas, da vor 123 und in dem Jahrzehnt, welches 
der Sullanischen Restauration folgte, das album iudicum 
aus dem Senat entnommen wurde, demnach wer nicht 
Senator werden oder bleiben durfte, gar nicht in die Lage 
kam, als Geschworener zu fungieren. Diese Fristbestim- 
mung ergäbe sich aus der Erwähnung des Civilrichters, 
der vor der Gesetzgebung des jüngeren Gracchus dem 
Senat entnommen wurde ^), falls man überhaupt den Wort- 
laut des Gesetzes so weit urgieren wollte. 

Die jetzt allgemein angenommene Ansicht, dass der 
Wechsel in der Zusammensetzung des album iudicum auch 
für die Wahl der Einzelgeschworenen im Civilverfahren 
bestimmend war ^), gestattet aber in dem vorliegenden 
Fall vielleicht eine noch genauere zeitliche Begrenzung 
der lex Bantina, und jedenfalls erscheint es der Mühe 
wert, die Ueberlieferung über Civilprozesse aus jener Zeit 
mit der über die leges iudiciariae zu vergleichen^). 

§ 9. Zur Geschichte der leges iudiciariae. 

Wenn Cicero pro Quinctio vor einem Bitter plä- 
diert ^), so wäre es in der Ordnung, dass das in demselben 

^) Die historisierende Ueberlieferung knüpft dies an Servius 
TuUius (Dion. 4, 36). In der wirklich historischen Zeit, zumal 
derjenigen, welche dem Bantinischen Gesetz vorangeht, zählt Poly- 
bius (6, 17) zu den wesentlichsten Senatsrechten, dass aus dieser 
Körperschaft die Richter hervorgehen xöv 7iXs£otü)v xal xöv Öyjiio- 
atü)v xal Tcöv I8tü)xtx(öv oüvaXXaYiiaTCDv. M o m m s e n , Staatsrecht 2 
S. 229; 3 S. 529 ff. Girard, Organisation iudiciaire 1 S. 174 ff. 

2) Statt aller Mommsen, Staatsrecht 3 S. 528 ff. 

8) Hartmann, Ordo iudiciorum S. 322 ff. 557 ff. 

*) Aquilius Gallus. Gellius 15, 28. 
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Jahre erlassene suUanische Gesetz^) sich auf die damals 
schwebenden Prozesse, noch nicht erstreckte, während man 
allerdings auch an eine Vereinbarung der Parteien denken 
könnte, wie sie die herrschende Meinung mit Recht der 
Decurienliste gegenüber für zulässig hält. Dass ferner 
der Rechtsstreit, der in Ciceros Rede für Roscius er- 
wähnt wird, und der höchstens drei Jahre vor den ent- 
scheidenden Prozess selbst fallt, einem Ritter zur richter- 
lichen Prüfung unterlag, spricht der Redner selbst aus ^), 
und man könnte dies als ein Argument ansehen, welches 
bei der chronologischen Fixierung der Rede ins Gewicht 
fällt % 

Ein auffälliges Gepräge tragen die Berichte über die 
beiden Prozesse, in denen Fimbria und Marius als Richter 
fungierten. Von dem ersten berichtet Cicero *), er habe 
als Richter die Entscheidung der Sponsion: Ni Aus Aus 
vir bonus esset abgelehnt. Das Ueberraschende des Falls 
liegt nicht sowohl in dem etwas sonderbaren thema pro- 
bandum, sondern in dem Umstand, dass ein gehörig be- 
stellter Richter ohne gesetzlichen Exkusationsgrund ^) zwar 
nicht die Uebemahrae, wohl aber die Erfüllung seiner 
Pflicht verweigert. Er greift damit dem instruierenden 
Magistrat ins Handwerk: es ist Sache des prozessleiten- 
den Beamten, nicht des von ihm bestellten Laienrichters, 
festzustellen, ob ein iudicium niederzusetzen ist oder nicht. 
Ist letzteres geschehen, so ist damit entschieden, dass die 
Sache nach der massgebenden Auffassung des Magistrats 
sich zur gerichtlichen Erledigung eignet. 

Wenn so diese offenbar anekdotische Erzählung schwe- 

1) Cic. Verr. 1, 13, 37. Tacitus ab excessu d. A. 11, 22 u. A. 

2) Cic. pro Roscio § 42: iudicem? Cluvius est; si ex censu 
spectas, eques Romanus est. Vgl. W 1 a s s a k , Prozessgesetze 2 
S. 192 ff. Kubier zuletzt bei Pauly- Wissowa s. v. Equites. 

^) Drumann, R. G. 5, 346 verlegt sie in das Jahr 72, die 
herrschende Ansicht in das Jahr 76; andere für 68. 
*) Cic. de off. 3 § 77. 
«) Keller, Civilprozess § 11 Anm. 175 ff. 
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ren Bedenken unterliegt, so muss bemerkt werden, dass 
ihre bisherige Datierung keineswegs die Sicherheit be- 
sitzt, die ihr beigelegt zu werden pflegt. Denn wenn 
Cicero als Knabe gehört haben will, dass der Konsular 
Fimbria als Richter jene Entscheidung abgelehnt habe, 
so folgt daraus an sich noch nicht, dass die Anekdote 
sich Fimbria bei jenem Richteramt schon als Konsular 
gedacht hat: er wird Konsular genannt zur Unterschei- 
dung von dem Marianer Fimbria ^). Sonach würde, wenn 
die Erzählung selbst besser beglaubigt wäre, über ihre 
chronologische Fixierung sich mit Sicherheit nichts aus- 
sagen lassen. Wenn Fimbiaa zur Zeit seines Konsulats 
(104) etwa 50 Jahre alt war, so konnte er als SOjähriger 
Mann noch zur Zeit der vorsempronischen Gerichtsord- 
nung Geschworener sein^). 

Nichtsdestoweniger scheint um die Zeit, in welche 
man jene Anekdote zu verlegen pflegt, eine vorübergehende 
Revision der Geschworenenliste im Sinne der Senatsherr- 
schaft durchgesetzt zu sein, durch die lex Servilia iudi- 
ciaria. Q. Servilius Caepio, der Konsul des Jahres 106, 
nahm während seines Amtsjahres den offenbar nicht zur 
Ausführung gelangten ersten Vorschlag des jüngeren 
Gracchus ^), die Gerichte dem um 300 Ritter verstärkten 
Senat zuzuweisen, wieder auf ^). Es liegt kein zwingen- 
der Grund vor, der Angabe der antiken Tradition, dass 
das Gesetz durchgebracht wurde, zu misstrauen, umso- 
weniger als diese, wie ein Blick auf die Ueberlieferung 
zeigt, zum mindesten auf zwei von einander unabhängigen 
Quellen beruht^). Und wollte man davon absehen: würde 

') Vgl. 0. Heine zu Cic. a. a. 0. Consularis ist also nicht 
als Apposition zu fassen = zur Zeit als er Konsul war. 

2) Die lex Acilia (Zeile 13) setzte das Minimalalter auf 30 
Jahre fest, üeber Sueton. Aug. 32. Vgl. Wlassak a. a. 0. S. 176. 

3) Plutarch. C. Gracch. c. 6. Livius Ep. 60. 

*) Tac. ab excessu d. A. 12, 60. Obsequens c. 101. Oassiodor zu 106. 
^) Livius und Tacitus, abgesehen von Cicero, der die Annahme 
des Gesetzes nicht direkt ausspricht. 
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wohl Cicero, wo er das UnschickKche einer Darlegung am 
unrechten Orte entwickeln will, das Beispiel wählen, es 
sei so als wolle jemand die lex iudiciaria Caepios vor 
Rittern loben, wenn dieses Gesetz nie durchgegangen 
wäre ? Er würde sicher dann aus der reichen Zahl der 
analogen Gesetze irgend eines gewählt haben, das eine 
Zeit lang zur Anwendung gekommen war ^) und dessen 
lobende Erwähnung den Ritterstand ungleich mehr ver- 
letzt hätte. Allein diese Restauration kann keine lange 
Dauer gehabt haben; das zeigen nicht bloss die zweimal 
in der Folgezeit wiederholten Versuche analoger Natur ^), 
sondern auch der Umstand, dass die Sullanische Restau- 
ration aufgefasst wird als Beseitigung eines Provisorium, 
das vierzig Jahre ohne oder doch ohne erhebliche Unter- 
brechungen gedauert hatte ^). Für den terminus ad quem 
fallt m. E. entscheidend ins Gewicht, dass unter den Pro- 
jekten von Satuminus Volkstribunat keine lex iudiciaria 
erwähnt wird. Es kann als sicher angenommen werden, 
dass die Demokraten, wenn es nicht schon vorher ge- 
schehen war, spätestens in diesem Jahr den Sturm auf 
die Senatorengeiichte wenigstens versucht hätten. In die 
Zwischenzeit von 106 — 100 fällt die lex Servilia des Ge- 
nossen von Satuminus, G. Servilius Glaucia, die von As- 
conius freilich bezeichnet wird als eine lex de pecunüs 
repetundis *). Allein dass ein Gesetz, welches eine Repe- 
tundenquästio anordnete , auch deren Zusammensetz- 
ung bestimmte, ist ebenso einleuchtend wie unmöglich 
festzustellen, ob die lex Servilia Caepios die Zuziehung 
der zuletzt ausgeschlossenen Senatoren für alle Prozesse 
verfügt hatte. Somit liegt die Annahme nahe, dass es 

^) Cic. de invent. 1 § 92. Doch vgl. Kubier zuletzt bei 
Pauly-Wissowa a. a. 0. s. v. Equites. 

2) M. Livius DruBus Appian 1, 35 u. 9. Sulla (88) id. 1, 59. 

3) Vell. 2, 32. Cic. Verr. 1 § 38. 

*) Cic. Verr. 1 § 26. pro Scauro 1, 2. Dazu Ascon. S. 19 Seh. 
Cic. pro Balbo § 53 f. pro Rabirio 4. Val. Max. 8, 1, 8. 

M a 8 c h k e , Böm. Agrargesetze. 6 
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dieses Gesetz war, welches dem Caepios derogierte und 
die Gerichtsbarkeit der Ritter wiederherstellte. Für die 
hier vertretene Kombination spricht, wenn ich nicht irre, 
der Umstand, dass die lex Servilia Glauciae in unserer 
Ueberlieferung ausdrücklich als dem ordo equester in hohem 
Masse erfreulich bezeichnet wird ^), was man von der An- 
ordnung einer Repetundenquästio nicht gut verstehen 
könnte. Zudem ist es nicht unwahrscheinlich, dass Asco- 
nius' Bezeichnung des Gesetzes als eines de repetundis 
aus der Stelle herausgedeutet ist, die er kommentieren 
will ^) — es ist wohl zu beachten, dass er allein in der 
antiken Tradition diesen Ausdruck braucht — , und in 
diesem Fall steht nichts im Wege anzunehmen, dass die 
lex Servilia Glauciae ein umfassendes judiciarisches Ge- 
setz war. Seine sonstigen Erwähnungen sind derart, dass 
es zum Teil schwer fällt, sie mit einer anderen Auffassung 
in Einklang zu bringen ^), während, wenn das Gesetz eine 
lex iudiciaria war, Bestimmungen über den immer wich- 
tiger werdenden Repetundenprozess darin nicht fehlen 
durften, Asconius' Angabe also vollkommen erklärlich er- 
scheint. Das Gesetz muss demnach zwischen 104 und 
100, dem Todesjahre seines Urhebers erlassen sein. 

Dass endlich Marius als Konsul im Jahre 100 in 
einem Dotalprozess zu entscheiden hatte, berichtet bei- 
läufig, aber mit ausführlichen Detailangaben Plutarch^). 
Es muss auch in diesem Fall die Frage offen bleiben, 
welcher Wert hier auf die Genauigkeit der Tradition ge- 
legt werden kann ^). Jedenfalls muss nach 105 und spä- 
testens im Jahre 100 den Rittern die Gerichtsbarkeit 



^) Brutus § 224 nam et plebem tenebat (sc. Glaucia) et eque- 
strem ordinem beneficio legis devinxerat. 

^) Cic. pro Scauro 1, 2: ... lege Servilia cum iudicia penes 
equestrem ordinem essent. 

8) So die Anm. 1 mitgeteilte Kritik Ciceros, cf. Verr. 1 § 26. 
Val. Max. 8, 1, 8. 

*) Plutarch Marius c. 38. 

ß) Mommsen, Staatsrecht 3 S. 530 Anm. 4. 
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wiedergegeben sein. 

Es ergibt sich hieraus für die chronologische Be- 
stimmung des Bantinischen Gesetzes, das wir bisher auf 
die Zeit nach 123 fixieren durften, dass der Zwischen- 
raum von 105 bis 101, wahrscheinlich aber nur 105 und 
104 auszuschliessen ist^). 

Wir kehren nunmehr zur Inhaltsangabe des Banti- 
nischen Gesetzes zurück. 

Der zweite Abschnitt bedroht aktiven und passiven 
Widerstand gegen das Gesetz mit Strafe. Die letztere 
besteht in einer Mult bis zur Hälfte des Vermögens des 
Schuldigen; zu ihrer Eintreibung ist die Popularklage ge- 
geben, daneben der magistratische Multprozess, der sich 
aus der magistratischen Coercition entwickelt hatte, wahl- 
weise gestattet. Gerichtet sind diese Strafandrohungen 
in dem erhaltenen Teil gegen Senatoren. Den nicht er- 
haltenen ergänzt M o m m s e n zweifellos zutreffend mit 
Aufzählung der nicht senatorischen Beamten. Denn die 
senatorischen Beamten sind in den Bestimmungen gegen 
Senatoren mit einbegriffen, da sie während ihres Amts- 
jahres regelmässig nicht zur Rechenschaft gezogen wer- 
den, nach dessen Ablauf aber einfach in die Reihe 
der Senatoren eintreten. Wichtiger ist der zweite Teil 
des Gesetzes, welcher die Beeidigung vorschreibt. 

§ 3 bestimmt, dass die augenblicklich fungierenden 
Magistrate binnen 5 Tagen nach Erlass des Gesetzes, die 
künftigen, d. h. die verfassungsmässig möglichen in 5 
Tagen nach ihrem Amtsantritt den Eid auf dieses Ge- 
setz vor dem Castortempel bei dem Quästor zu leisten 
haben. Als Strafe für Eidweigerer wird der Verlust der 
Senatoren- und Beamtenqualität ausgesprochen. 

Nach § 4 wird derselbe Eid am Satumten^pel von 

^) Eine andere Frage ist, inwieweit der pleonastische Gesetzes- 
stil jener Zeit eine auf exakter Textinterpretation beruhende 
Schlussfolgerung gestattet. Indessen liegt es nahe, sie wenigstens 
zu versuchen. 

6* 
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den jetzigen und zukünftigen ^) Senatoren binnen 10 Tagen 
nach dem Erlass des Gesetzes resp. der Aufnahme in den 
Senat verlangt. 

Was die paläographische Seite anlangt, so ist das 
Gesetz von Mommsen^) ungefähr in die Gracchische 
Zeit gesetzt worden. Mit dieser Datierung stimmt Ritschi 
überein und bemerkt, dass er auch einer etwas späteren 
Ansetzung nicht widersprechen würde ^). 

In engem Grenzen hat M o m m s e n das Bantinische 
Gesetz mit Hilfe der in ihm erwähnten Beamtenliste, ins- 
besondere des agrarischen Triumvirats, eingeschlossen. 
Zur Würdigung seiner scharfsinnigen Beweisführung ist 
es notwendig, einen Blick auf die agrarische Gesetzge- 
bung der nachgracchischen Zeit zu werfen. 

§ 10. Die Schicksale der gracchischen Gesetzgebung. 

Der einzige zusammenhängende Bericht über die 
agrarische Gesetzgebung der nachgracchischen Zeit lautet *) : 

v6p,05 T£ oö TzoXb öaTspov exopcüö-Tj, ty]v yfjv \bnep fi<; Sc£- 
^epovxo] ^) k^elvoci TccTcpaaxecv xov ixovTa. dndprjxo yap ex 



^) Dies zeigt, von anderem abgesehen, die Form deixerit Zeile 
23. Denn der konstante Sprachgebrauch ist consul quei nunc est 
(Z. 14) und dictator . . . queiquomque factus e r i t (Z. 16). 

2) C. 1. L. 1 S. 46. 

8) P. L. M. E. ad tab. XIX. S. 25 vgl. R i t s c h 1 , opuscula 4 
S. 76. 91 f. und W a c h s m u t h dazu. 

*) Appian b. c. 1, 27. Zur Exegese der schwierigen Stelle ist 
zu vergleichen : M o m m s e n , Berichte der sächs. Gesellschaft der 
Wissenschaften phil.-hist. Klasse 1850, 2 S. 89 ff. und zur lex 
agraria C. I. L. I, jetzt Ges. Schriften I, 1 S. 68 ff. G o e 1 1 1 in g 
Römische Verf. S. 445 ff. mit einer Berichtigung in dessen : Fünf- 
zehn röm. Urkunden S. 30 ff. Rudorff in Zeitschr. für gesch. 
Rechtswiss. 10 S. 33 ff. H u s c h k e in kritische Jahrb. 10 S. 579. 
M a d V i g , Verfassung 2 S. 380. N e u m a n n , Geschichte Roms 1 
S. 264 ff. We be r, Agrargeschichte S. 131 ff. 137. 151 f. Korne- 
mann in: Beiträge zur alten Geschichte, erstes Beiheft (1903) 
S. 52 f. (Vierecks Ausgabe war mir nicht zugänglich.) 

ö) Die Rechtfertigung dieser Konjektur S. 86 Anm. 1. 
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Tot«; Tcevyjacv, (lexpt STroöpto«; ßopco^ 5r^p,apx(bv iaT^yi^aaTo 

VOflOV, TY)V |1£V Vf^v ÖTT^p ^^ 5t£Cp£pOVXO (ITjX^Tt 5tavlp,£tV, 

dXX' £!vac T(bv ^x®^*^^^» ^*^ ^opcu^ ÖTüEp aöx^^ xfij 5fjp,(p 
ywaTaxc-d-saS-at xa: tocSs xa XP'^il^axa x^peiv et^ 5cavo[ia$ . . . 
xa^ xoix; (fopoi)^ ou noXb öaxepov SteXuae 5Tj[iapxo5 ^'xepo? 
xaE 6 5fj[iog (iTravxwv k^tmnz&ysi • S-ft-ev eaTravt^ov Sxc 
[idcXXov 6p,oö TToXcxtbv xe xai axpaxttöxöv xa: yfj^ TzpoqoSoD 
xac 5cavo[iö)v, TC£vxexa£5£xa [laXtaxa exeocv dTtö xfj^ rpdxxou 
vo[iO'8'eaLas ^ttc Stxai^ ev dpyca yeyovoxe^. 

Appian unterscheidet hier drei Gesetze. Das erste 
gestattet den Verkauf der bisher verteilten Domänen, 
welche schon Livius von der gracchischen Steuer befreit 
hatte (122): so wurde aus der bisher gestatteten Okku- 
pation eine Assignation im technischen Sinne, d. h. 
Schenkung. 

Das zweite, bei Appian von Sp. Borius beantragt, 
sistiert die weitere Aufteilung und legte den Inhabern 
der durch dieses Gesetz der Aufteilung entzogenen und 
zu ihrem Eigentum gemachten Domänen eine Steuer auf ^), 
die zu Gunsten der Armen verwendet wurde. 

Das dritte sistiert auch diese Armensteuer. 

Der innere Zusammenhang in dieser auf die Ver- 
nichtung des Gracchischen Reformwerks gerichteten Le- 
gislative ist deutlich erkennbar. Der erste Schritt be- 
stand darin, dass man die wohltätige Bestimmung des 
Gracchus, der das assignierte Land als unveräusserliches 
Staatsgut verliehen hatte, aufhob und so die leichte und 
rasche Herbeiführung des alten Zustandes auf gesetz- 
lichem Wege ermöglichte. Aber noch dauerten die neuen 



^) Wenn Appian von der Einführung der Steuer spricht 
so kann das insofern richtig sein, als die rechtlich auf dem Do- 
manialland lastende Abgabe durch fortgesetzte Nichterhebung in 
Vergessenheit geraten sein kann: das Gesetz hat abgesehen von 
der neuen Verwendung eben nur die Erhebung der Steuer einge- 
schärft oder gesichert. Vgl. auch Weber S. 151 f. 
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Assignationen fort; der Kern der Gracchischen Gesetz- 
gebung bestand noch zu Recht; und so wurde erst jetzt 
der entscheidende Schlag getan, indem man die weitere 
Aufteilung sistierte. Es war natürlich, dass man eine 
so bittere Pille den Massen zu versüssen suchte, und so 
wurde den Inhabern derjenigen Domänen, die der Unter- 
suchung und Einziehung resp. Aufteilung entgangen 
waren ^), eine Abgabe auferlegt, die unter das Volk ver- 
teilt wurde — eine Abfindung, die an Stelle der auf 
eigene Arbeit gegründeten Existenz ein Almosen setzte 
und so das Proletariat recht eigentlich grosszog. Dass 
dann auch diese Abgabe wegfiel, war nur eine Frage der 
Zeit: es geschah durch das dritte der Appianischen Ge- 
setze. 

Auf dieses dritte Gesetz nun spielt Cicero an, indem 
er zur Charakteristik des Sp. Thorius, den er in seiner 
Geschichte der Beredsamkeit erwähnt, hinzufügt: is qui 
agrum publicum vitiosa atque inutili lege vectigali leva- 
rat ^) ; was man doch wohl .wird übersetzen müssen : der 

*) ^ Y^ '^^^P ?€ 8t6(f dpovTO kann nur dieses Land sein, nicht das 
infolge des Gracchischen Gesetzes bereits aufgeteilte. Aus welchem 
Grunde sollte dieses als strittiges Land bezeichnet werden? Um- 
stritten waren doch nur diejenigen Domänen, welche nach jenem 
Gesetz hätten eingezogen und verteilt werden müssen, dieser Ein- 
ziehung und Verteilung aber bisher entzogen waren. Hiemach 
wird man annehmen dürfen, dass die Worte ÖTcfep ^q öteqplpovxo zu 
Unrecht an ihrem gegenwäFtigen Platz stehe, indem sie wegen 
des Gleichklangs der vorangehenden Worte ttjv y^v aus ihrer rich- 
tigen Stelle im zweiten Gesetz, wo ich sie zugefügt habe, in das 
erste versetzt wurden. 

*) Cicero Brutus § 36. Die Uebertragung „Der vermittelst 
der Abgabe die Domänen von einem schlechten Gesetz (nämlich 
dem Gracchischen) befreite*, hat M a d v i g s etwas lebhaften Un- 
mut erregt. In der Tat scheint es bedenklich, dass Cicero dem 
Leser eine so weitgehende und doch auch nicht gerade selbstver- 
ständliche Ergänzung sollte zugemutet haben; auch würde man 
für vectigali dann wohl vectigali imposito erwarten. Weiter führt 
auch eine zweite Anspielung Ciceros nicht (de oratore 2, 70): 
Appii maioris illius qui in senatu cum ageretur de agris pub- 
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die Domänen durch ein schädliches und auch überflüssi- 
ges Gesetz von der Abgabe befreite. Cicero sucht nach 
seiner Gewohnheit zu vermitteln, wie das speziell auf die- 
sem Gebiet auch seine agrarischen Reden zeigen. Die 
Sistierung der Assignationen war ganz nach seinem Sinn, 
aber er gönnte dem vierten Stand die ihm dafür zuteil 
gewordene Abfindung und hielt es wahrscheinlich für eine 
besondere staatsmännische Weisheit, dass man der Masse 
den Mund stopfte: daher sein herber Tadel gegen die 
Aufhebung der Armensteuer, daher auch speziell die Be- 
zeichnung dieser Aufhebung als überflüssig: das worauf 
es ihm ankam, war schon durch das vorhergehende Ge- 
setz erreicht. 

Hiemach würden also, falls wir an der Lesart der 
Appianischen Handschriften festhalten, die beiden letzten 
Gesetze als das des Sp. Borius und des Sp. Thorius zu 
unterscheiden sein. 

Lässt man sich durch diesen zweifellos sehr verdäch- 
tigen Gleichklang und die Singularität des Appianischen 
Borius bestimmen, eine Textkorruptel bei diesem Schrift- 
steller anzunehmen^), so sind zwei Möglichkeiten vorhanden. 

Entweder sieht man in der Korruptel Appians Sp. 
Thorius^), dann liegt ein Konflikt zwischen Appian, der 
das zweite, und Cicero, der das dritte jener Gesetze Tho- 
rius zuschreibt, vor. Zweifellos wäre dieser Konflikt zu 
Gunsten Ciceros zu lösen und anzunehmen, dass Appian 
hier eine Verwechslung begangen hat^). 



licis et de lege Thoria et premeretur ab iis, quia pecore depasci 
agros publicos dicerent: non est Lucilii p.ecus illud; erratis; ego 
liberum puto esse: qua lubet pascitur. 

^) Rudorff macht darauf aufmerksam, dass die bei Valerius 
Probus vorkommende Sigle 1. Bo. statt lex Boaria auch lex Boria 
aufgelöst werden könne. Davon abgesehen kommt der Name 
nicht vor. 

*) Mendelssohn hat diese Aenderung sogar in den Text 
seiner Ausgabe gesetzt. 

3) So Madvig. 
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Oder man emendiert Bonus in anderer Weise, wobei 
das Bestreben erklärlicherweise dahin ging, mit möglichst 
geringen Aenderungen einen zumal aus der Tradition über 
jene Epoche ohnedies bekannten und geeigneten Namen 
zu gewinnen^). 

Sicher lässt sich nur behaupten, dass die lex Thoria 
Ciceros echt und mit dem dritten Gesetz Appians iden- 
tisch ist. 

Schwieriger und wichtiger als die Nomenklatur der 
von Appian erwähnten Gesetze ist das Verständnis der 
von ihm an das Ende seines Berichts gestellten Betrach- 
tung: TcevTexaiSexa [idXtaxa exeatv dinb Tfjg Fpaxxou vop-o- 
d-eciaq inl Sixat; h apyta ye^ovoTe^. Die grammatische 
Herstellung der stark korrumpierten Stelle wird schwer- 
lich mit voUer Sicherheit möglich sein^); allein sie ent- 
spricht durchaus dem Sprachgebrauch des Autors, und 
der wesentliche Sinn scheint keinem Zweifel zu unterlie- 
gen: Ungefähr 15 Jahre nach der Gesetzgebung des 
Gracchus hörte die gerichtliche Entscheidung über Assig- 
nationen auf. Appian bezeichnet den Endpunkt der letz- 
teren mit dem Aufhören derjenigen amtlichen Tätigkeit, 
die er als den wesentlichen Teil des Ganzen betrachtet. 
So hatte er, als Scipio 129 den Triumvirn die Judikation 
entzog, die Wirkung dieser Massregel mit den Worten 
bezeichnet: ol Se ttjv y^v Stavefiovxeg, oux dTravTwvxo^ e^ 
aÖToi)^ oOSevö? e? 5cxr]v, inl dpyca^ ^aav^). Es sieht fast 
so aus, als ob speziell an diese Stelle vom Verfasser 
wieder angeknüpft werden sollte. Denn er kennt von 
agrarischen Gesetzen jener Zeit nur das des älteren Grac- 

^) Eine Konjekturensammlung bei Rud orff. Eine endgültige 
Lösung der Frage würde von einer Untersuchung des erhaltenen 
agrarischen Gesetzes ausgehen müssen, das mit dem dritten 
Appians identifiziert zu werden pflegt. 

2) Dem Sinne nach offenbar zutreffend, schlägt Rud orff vor: 
^oav be Ol xYjv y^v 8tavd|iovTe^ etc. Zu vergleichen ist die in der 
folgenden Anmerkung zitierte Wendung Appians. 

3) Appian b. c. 1 c. 19. 
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chus, dagegen nicht dessen Erneuerung durch seinen Bru- 
der. In der Tat ist diese nur in Livius Epitome^) be- 
richtete Erneuerung sehr problematisch, denn wir erfah- 
ren nicht, dass jenes Gesetz in der Zwischenzeit abge- 
schafft worden war, und die alte Tradition'^), ja sogar 
die Quelle von Velleius ^) hat nur berichtet, dass C. Grac- 
chus die ins Stocken geratenen Aufteilungen nach dem 
Gesetz seines Bruders wieder in Gang zu bringen wusste. 
Es liegt nahe, anzunehmen, dass dies durch eine ander- 
weitige Regelung der agrarischen Judikation, etwa durch 
ein Zurückgreifen auf das Gesetz des älteren Gracchus, 
wonach das agrarische Triumvirat auch die Judikation 
erhielt, gefördert wurde. 

Wenn demnach die Quelle Appians ein eigentlich 
agrarisches Gesetz des jüngeren Gracchus nicht gekannt 
hat — die lex coloniaria wird man davon wohl zu unter- 
scheiden haben — so darf man das als ein nicht un- 
wesentliches Argument dafür ansehen, dass das Gracchische 
Gesetz, dessen ungefähr fünfzehnjährige Dauer von Appian 
hervorgehoben wird, das agrarische des älteren Gracchus 
gewesen ist. Auf dieses wird dann auch zu beziehen 
sein, was derselbe Schriftsteller unmittelbar nach Erwäh- 

^) Livius Epitome 60 : alteram legem agrariam quam et frater 
eius tulerat. 

2) Neben Appian Plutarch C. Gr. 5. Cicero de lege agr. II, 5. 

3) Zunächst steht bei Velleius freilich das Gegenteil. Allein 
beachtet man sein Verfahren, so ergibt sich ohne weiteres, dass hier 
eine Konfusion vorliegt. Das Agrargesetz des älteren Gracchus 
wird fast nur beiläufig gestreift: Tib. Gracchus . . promulga- 
tis agrariis legibus . . . Octavio collegae . . . imperium abrogavit 
(2, 2). Dagegen zu 123 gibt V. die Genesis des ganzen Gesetzes 
ausführlich an: dividebat agros; vetabat quemquam civem plus 
quingentis iugeribus habere, quod aliquando lege Licinia cautum 
erat. Offenbar gehörte diese Bemerkung logisch und stilistisch 
zur Geschichte des Tiberius Gracchus, und hier muss sie in Vel- 
leius' Quelle gestanden haben: er selbst hat die beiden Epochen 
entweder verwechselt oder doch in seiner Darstellung nicht hin- 
reichend auseinandergehalten. 
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nung der lex Bona ausspricht: äna,^ 8k lolq aocptap,aac 
TotaSe ToO Tpa^x^ou vofiou TrapaXüd-^vxo^ — äpiczox) y,al 
a)qp£XL[iü)TaTou, ei eSuvaxo Tcpaxö^vac, yevofievou xac xou; 
(popou^ etc. Wenigstens Appian kann sich unter diesem 
Gracchischen Gesetze kaum ein anderes als das von 133 
vorgestellt haben. Das wesentlichste Hindernis der Auf- 
teilungen aber lag in dem Umstand, dass nach den ersten 
Arbeiten der Kommission die römischen Domänen zum 
grossen Teil verteilt waren und was noch der Aufteilung 
harrte, im Besitz der latinischen und autonomen Gemein- 
den, also durch Separatverträge geschützt war. So ver- 
quickt sich die Bundesgenossenfrage mit der agrarischen. 
Traten die römischen socii in den Verband Roms ein, so 
verloren jene Verträge ihre Kraft und die Domänen fie- 
len der Assignation nach dem gracchischen Gesetz an- 
heim. So hatte schon 125 der demokratische Konsul 
Fulvius Flaccus — es ist bemerkenswert, dass dies im 
Einverständnis mit den socii geschah — die Bürgerrechts- 
verleihung an die Verbündeten beantragt: dass das Schei- 
tern dieses Planes zugleich ein Scheitern der agrarischen 
Reform war, spricht Appian direkt aus^): xac 65f^(io^ ev 
eXnibi xeo); t^; yi]^ yevöpLsvos 'y]ö'6[iec. So war es natür- 
lich, dass der jüngere Gracchus an der Bundesgenossen- 
frage den Hebel ansetzte. 

Acceptiert man diese Rechnung Appians^), wie auch 
die jetzt herrschende Meinung will, so ergibt sich, dass 
die Sistierung der Assignationen, d. h. das Borische 
Gesetz ungefähr in das Jahr 118 zu setzen ist^). 

^) Appian b. c. 1, 21. 

2) Vgl. oben S. 84 Anm. 4. 

^) Sachlich und sprachlich bedenklich ist die üebertragung 
H u s c h k e 8 a. a. 0. S. 484: „indem auch die Gesetze hauptsäch- 
lich in diesen 15 Jahren seit Gracchus Gesetzgebung ausser 
üebung gekommen waren, d. h. in den Jahren von 133 — 118 vor 
den Teilungskommissarien niemand mehr nach jenem Gesetz mit 
Denuntiationen aufgetreten oder doch solchen keine Folge gege- 
ben war.* Es müsste dann wohl ettj statt ixeatv heissen. 
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Von 133 — 118 fungierten demnach die agrarischen Trium- 
vim als ständige Jahresbeamte und gehörten in dieser 
Zeit der ordentlichen Magistratsliste an, während sie sonst 
nur auf Grund eines einzelnen Gesetzes zur Erfüllung 
eines bestimmten Auftrages mit spezieller Befristung für 
die Dauer ihrer Mission gewählt wurden^). 

Unter diesen Umständen wird man mit Mommsen 
zunächst berechtigt sein, ein Gesetz auf diese Epoche 
(133—118) zu fixieren, welches unter den ordentlichen 
Beamten das agrarische Triumvirat des Sempronischen 
Gesetzes enthält. Es fragt sich, ob dies in dem Bantini- 
schen Gesetz der Fall ist. Dieses erwähnt zweifellos ein 
agrarisches Triumvirat^), aber so, dass es zu den ex hac 
lege plebive scito zu wählenden Beamten gerechnet wird 
oder doch gerechnet werden kann. Von den beiden Stel- 
len, an denen diese Behörde ergänzt wird, trifft an der 
ersten ^) derselbe Umstand zu. Soweit ist es vollkommen 
natürlich, dass ein agrarisches Gesetz, als welches wir 
das Bantinische betrachten, die Wahl von III viri a. 
d. a. anordnete, die, wenn auch zu gleichen Zwecken 
gewählt, von denen des Sempronischen Gesetzes verschie- 
den waren. Damit fällt also die Nötigung fort, das Ge- 
setz in die Zeitgrenze von 133 — 118 einzuschliessen. Et- 
was anderes freilich ist es, wenn auch unter den fungie- 
renden Beamten die III viri a. d. a. mit Recht sollten er- 
gänzt worden sein*). Eine Prüfung dieser Ergänzung 
aus paläographischen Gründen — die einzige, die objek- 
tiv möglich ist — begegnet erheblichen Schwierigkeiten 
wegen der durchaus unregelmässigen Schreibweise der In- 

^) Mommsen, CIL. 1 S. 77. Quod alt Appianus plebem 
Romanam per annos fere quindecim iudiciorum de agro publice 
eventum exspectasse hoc oranino significat, III vires a. d. a. inde 
ab anno 133 quo eos constitutos esse constat, per quindecim an- 
nos permansisse, id est sublatos esse anno fere 119 vel 118. 

2) Zeile 15. 

8) Zeile 7. 

*) Zeile 17. 
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Schrift, in der dieselben Buchstaben oft einen durchaus 
verschiedenen Raum einnehmen. Dazu kommt die teil- 
weise Unsicherheit der Ergänzungen, die bei jeder Zeile 
notwendig sind, da kein einziger Zeilenanfang erhalten 
ist, so dass auch über die ursprüngliche Länge der Bronze 
nur Vermutungen möglich sind. Mit diesem Vorbehalt 
gebe ich in der folgenden Tabelle die Zahl der erhaltenen 
und ergänzten Buchstaben, die letzteren in Klammem, 
zum Vergleich und schliesse daran, was sonst gegen die 
bisher übliche Ergänzung aus paläographischen Gründen zu 
sagen ist. Wäre aber diese Ergänzung des agrarischen 
Triumvirats unter den fungierenden Beamten so sicher 
als sie danach bedenklich erscheint, so würde sie der hier 
vertretenen Kombination an sich nicht notwendig im 
Wege stehen. Denn da Satuminus schon in seinem ersten 
Tribunat ein Ackergesetz rogiert hat, so wäre es nicht 
ausgeschlossen, jene Kommission in der Bantina auf die- 
ses Gesetz zu beziehen und etwa anzunehmen, dass das 
damalige Triumvirat auch mit der Aufteilung auf Grund 
des zweiten Gesetzes betraut wurde. 

§ 11. Die Zeilenlänge der Bantinischen Inschrift und ihre 
Ergänzungen ^). 

§ 1. 1. [63] + (1) + 8 + (6) + [39] = 117 + 8 = 125 Buchst. 

2. [48] + 6 + (6) + 23 + (31) = 74 + 29 = 103 „ 

3. [27] + (15) -f 44 + (13) + 7 = 51 + 55 = 106 „ 

4. (46) + M + (4) +10 = 64 -f 50 = 114 , 

5. (38) + 67 =r 105 „ 

6. (42) + 10 Schluss eines Abschnitts. 



§2. 7. (302) + 76 =106 Buchst. 



^) In der folgenden Uebersicht bedeuten die runden Klam- 
mern die ergänzten Lücken, die eckigen diejenigen, bei denen 
eine Ausfüllung nicht mehr angängig und die nur annähernd 
von M m m s e n ihrer Grösse nach in der angegebenen Weise 
bestimmt sind. Für die Berechnung der Zeilenlänge fallen diese 
letzteren selbstverständlich fort. 

2) Das Zahlzeichen III ist für 2 Buchstaben gerechnet, was 
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^. (34) + 78 =112 Buchst. 

9. (8 + x^) + 23) + 77 = 108 + X 

10. [13] + (18) + 81 =112 Buchst. 

11. (32) + 74 =106 , 

12. (19) + 75 = 94 , 

13. (24) Schluss eines Abschnitts. 

§ 3. 14. (31) + 70 =101 Buchst. 

15. (29) + 63 ^92 „ 

16. (23)2) + 84 =107 , 

17. (28) + 76 =104 , 

18. (25) + 84 =109 , 

19. (31) + 86 =117 , 

20. (29) + 77 =107 „ 

21. (36) 4-82 =118 , 

22. (19) Schluss eines Abschnitts. 

§ 4. 23. (38) + 65 + (11) =114 Buchst. 

24. (34) + 61 + (14) =109 , 

25. (28) + 52 + [20] = 100? , 

Dieses Bild ist zunächst bunt genug; die beglaubigte 

Zeilenlänge variiert danach um 26 Buchstaben, nämlich 
von 92 — 118. Die 16 Zeilen, welche nahezu sicher er- 
gänzt sind (4 — 24 mit Ausnahme von 9. 10 und 6. 13. 
22 als Schlusszeilen), haben eine Gesamtlänge von 1715 
Buchstaben, was als Durchschnitt 107 Buchstaben pro 
Zeile ergeben würde. Allein es wäre verkehrt, mit der 
Annahme dieser Normallänge an die Ergänzung jeder 
beliebigen Zeile zu gehen. Im kleinen wie im grossen 
gilt es von einer Statistik, sie lehre, „den besonderen 
Fall besonders zu erwägen". Tut man dies und beachtet 
man insbesondere sorgfältig alles in Frage konmiende 
Detail, so lässt sich in das Chaos wohl einige Ordnung 
bringen ^). In Uebereinstimijiung mit anderen Gesetzes- 

die Buchstaben eher klein als gross genommen, der Technik des 
Graveurs etwa entspricht. V und X sind als je 1 Buchstabe ge- 
rechnet. 

^) Es fehlt die Summe mit HS. Die Lücke nach B r u n s. 

*) Eine weitere Lücke anzunehmen schien nicht notwendig. 

8) Zum Verständnis des Folgenden muss auf die neunzehnte 
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fragmenten zeigt auch diese Bronze die Erscheinung ver- 
schieden langer Zeilen. Aber wenn die Reihen auch nicht 
vertikal unter einander aufhören, so wird man doch an- 
nehmen dürfen, dass sie gleichmässig anfingen, nur dass 
etwa die Anfangszeilen je eines Abschnitts um ca. 2 Buch- 
staben vorgerückt waren. Die erste im ganzen erkenn- 
bare Zeile (4) übersteigt nicht unbeträchtlich die normale 
Länge. Sie springt allerdings nach rechts ziemlich weit 
vor, allein die folgende, bei der dies noch mehr der Fall 
ist, zählt 9 Buchstaben weniger : es muss dahingestellt 
bleiben, ob man deshalb am ergänzten Zeilenanfang neive 
arbitrum etwa fortlassen sollte : dies ergäbe (33) + 54 
+ (4) + 10 = 101 Buchstaben. Die folgende Zeüe (5) 
erscheint dafür, dass sie bis an den äussersten Rand der 
Bronze gezogen ist, fast zu umfangreich für 105 Buch- 
staben. Sie wird um 3 Buchstaben grösser, falls man 
(neive soleas) statt (soleasve) schreibt ; auch darf erwähnt 
werden, dass magistratus zwar gewöhnlich und auch noch 
auf dieser Zeile abgekürzt wird (mag.), dass aber Zeile 
19 der Graveur magistratum ausgeschrieben hat. Zeile 7 
zählt die nichtsenatorischen Beamten auf: sie wird, als 
am Paragraphenanfang stehend, um 2 — 3 Buchstaben vor- 
gerückt gewesen sein, hört aber auch, wie die beiden 
nächsten, um ebensoviel früher auf. Was die räumliche 
Ausdehnung der Ergänzung anlangt, so haben wir in 
Zeile 15, wo die fraglichen Worte in der gleichen Reihen- 
folge wiederholt Werden, das relativ sicherste Mittel der 
Kontrolle. Diese Beamten (23 B. und 2 III) nehmen 
einen Raum ein, der auf der unmittelbar folgenden Zeile 
von 31, auf unserer Zeile dagegen von 36 Buchstaben 
ausgefüllt wird. 

Man ersieht daraus den Umstand, von dem unten 
noch wird Gebrauch zu machen sein, dass der Graveur 
die abgekürzten Beamtentitulaturen in einer Weise ge- 
Tafel bei R i 1 8 c h 1 , PLME verwiesen werden, ein Meisterwerk der 
Gelehrsamkeit wie der Technik. 
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schrieben und mit Zwischenräumen versehen hat, dass sie 
einen Raum einnehmen, den sonst ^s — VaniaP) so viel 
Buchstaben bei ihm auszufüllen pflegen. Beachtet man 
dies, so wird man sich der Ueberzeugung nicht verschlies- 
sen können, dass die bisherige Ergänzung für den ver- 
fügbaren Raum zu gross ist und man wird sich ent- 
schliessen müssen, den Richter (ioudex) aus dieser Liste 
zu streichen. 

Der gleichen Situation stehen wir in Zeile 14 gegen- 
über. Diese hört am rechten Rande so früh auf wie 
ausser Zeile 20 ^) keine andere der ganzen Tafel. Im 
Vergleich zur folgenden müssten sogar 7 Buchstaben auf 
den freigelassenen Raum gerechnet werden. 

Allein wesentlicher noch ist der Umstand, dass auch 
hier die römische Beamtenliste zu ergänzen ist : 25 Buch- 
staben und zweimal das Zahlzeichen III. Sie nimmt auf 
Zeile 15 einen Raum ein, wie 44 Buchstaben auf der fol- 
genden, 38 auf der eigenen Zeile, wobei noch zu beach- 
ten ist, dass in der letzteren zwischen quibus und queique 
eiQ ungewöhnlicher Zwischenraum gelassen ist und dass 



*) Diese Zahl wird in dem Folgenden motiviert werden. 

*) Dieses frühe Aufhören hat wie das Gegenteil meist seinen 
bestimmten Grund. In Zeile 12 ging pecuniam nicht mehr auf 
die Tafel. In Zeile 18 musste intercessurum, da mit dem Ein- 
ritzen einmal begonnen war, auch zu Ende geführt werden, was 
der Graveur durch Abbiegen der Linien sich erleichtert hat. 
In der folgenden Zeile blieb er bei der Grenze der vorangehen- 
den. In Zeile 20 kehrte er zu der normalen Länge zurück, 
wahrscheinlich auch deshalb, weil hier eins von den zur Befesti- 
gung der Bronze dienenden Löchern einzuschlagen war. Zeile 21 
lag der Fall wie 18: vor taboleis aufzuhören wäre zu früh ge- 
wesen, also musste die Reihe bis nahe an den Rand geführt wer- 
den. — Dies ist einer der wesentlichsten Faktoren bei der Ver- 
schiedenheit der Buchstabenzahl. Zeile 18 mit 109, 19 mit 117, 
21 mit 118 B. sind weit vorgerückt; dagegen 12 mit 94 B. weit 
zurück. Die Ausnahmen von 14 und 15 sind daher um so charak- 
teristischer und wohl nur in der im Text angegebenen Weise zu 
erklären. 
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gleichzeitig in diesem Abschnitt 2 M und 3 Q, die läng- 
sten Buchstaben des hier gebrauchten Alphabets vor- 
kommen. So ist es denn kein Zufall, dass Zeile 15 mit 
dieser Beamtenliste 88 Buchstaben und 2 HI enthält: 
es wird unmöglich sein, über diese Zahl in 14 hinauszu- 
gehen. Denn rechnen wir auf jenen Raum auch nur 38 
gewöhnliche Buchstaben, dazu 2 auf die Lücke zwischen 
quibus und queique und 3 — 5 auf die Lücke am Schluss, 
so ergäbe sich eine Zeile von ca. 118 Buchstaben. Eine 
solche Länge wäre als möglich zu ertragen in einer sonst 
eng geschriebenen Zeile, sie ist absolut undenkbar in 
dieser, die, wie ein Blick darauf zeigt, wie die folgende 
zu den weitestgeschriebenen der ganzen Bronze gehört 
und dazu noch früher als alle anderen Reihen endet. 
Entbehrlich aber ist in der Liste nur das agrarische 
Triumvirat. Man wird dieses demnach aus der Erwäh- 
nung der fungierenden Beamten streichen müssen. Man 
erhält alsdann auf Zeile 14 93 Zeilen, was mit der 
unter den gleichen Bedingungen geschriebenen folgenden 
Zeile übereinstinmat. In der Tat ist es diese Ueberein- 
stimmung, nicht die mit einer allgemeinen Normalziffer, 
die wir suchen müssen^). Dass Zeile 14 einen Buch- 
staben mehr zählt als Zeile 15, passt dazu, dass sie als 
Anfang eines Paragraphen nach links vorgerückt war ; 
dass die Differenz trotz des frühen Aufhörens der Zeile 
nur einen Buchstaben beträgt, wird man damit erklären 
können, dass, weil die Beamtenliste in Zeile 14 kleiner 
war, auch relativ weniger Anlass zu der vom Graveur 
bei den Titulaturen beliebten Raumverschwendung vorlag. 



^) Es ist schon bemerkt worden und mag hier wiederholt 
werden, dass Zeile 15 mit 92 B. so weit nach rechts lauft, wie 
sonst Zeilen mit ca. 118 B. Es kommt also nicht auf die Buch- 
stabenzahl an, sondern auf die präsumtive Raumgrösse. 
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§ 12. „londex ex hace lege factus *". 

Die wesentlichste Schwierigkeit, welche sich dem Ver- 
ständnis der Inschrift entgegenstellt, ist die anscheinend 
singulare Erwähnung des ioudex ex hace lege plebive 
scito factus. Es ist zweifellos die Erwähnung dieses Be- 
amten, die schon früh dazu veranlasste, das Bantinische 
Gesetz als Prozessordnung aufzufassen^). Es ist schon 
bemerkt worden, dass, obwohl iudex an sich sehr wohl 
der Laienrichter sein kann, wir hier in ihm einen Beamten 
zu sehen genötigt sind. Als solcher könnte er magi- 
stratischer Vorsitzender, z. B. einer ßepetundenquaestio 
gewesen sein, obgleich die Bezeichnung als iudex quae- 
stionis im Grunde das Problem nicht weiter fördert, als 
wenn man in einer Gleichung die Unbekannte mit x be- 
zeichnet. Allerdings hat der iudex quaestionis, wie es 
scheint, auf das Gerichtsverfassungsgesetz zu schwören, 
auf Grund dessen er fungiert ^), allein selbst wenn man 
sich darüber hinwegsetzen wollte, dass dieser Beamte bis 
jetzt nachweislich nur in Prozessen de siccariis et vene- 
ficiis vorkonmat ^), so würde zwar das Vorkommen und 
vorgeschriebene Verhalten des iudex nach dieser Auffas- 
sung erklärlich, aber gerade dadurch die Beeidigung aller 
anderen Beamten und der Senatoren unverständlich wer- 
den. Andrerseits wird zuweilen dem Obmann eines Ge- 
schworenenkollegs eine grössere Kompetenz eingeräumt, 
wie etwa Cognition über Geschworenenexkusation oder die 
Litisästimation nach erledigtem Hauptverfahren, und für 

i)Klenze S. 4ff. Huschke in Richters Jahrb. 11 
S. 291. G o e 1 1 1 i n g a. a. 0. S. 45. Huschke, Multa S. 27 u. a. 

2) Dies scheint aus Cic. pro Cluentio § 89 fF. zu folgen: multam 
petivit. qua lege? quod in legem non iurasset . . . si in aliquam 
legem aliquando non iuraverat. Der allgemeine Bearateneid wird, 
wo er auftritt, als Eid in leges bezeichnet ; ein Eid in legem, zu- 
mal in aliquam legem kann wohl — vgl. Mommsen, Strafrecht 
S. 882 — nur der auf ein einzelnes Gesetz gewesen sein. 

8) Mommsen, Staatsrecht 2 S. 586 ff. Strafrecht S. 206 ff. 

Maschke, Böm. Agrargesetze. 7 
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diese Fälle meist die Zuziehung eines consilium verord- 
net ^), das wir uns als Ausschuss aus dem Gesamtkolleg 
zu denken haben — immer erscheint aber auch der Ge- 
schworenenobmann als iudex privatus. Zweifelhaft könnte 
das Verfahren allerdings gerade bei der agrarischen Judi- 
kation sein. Es ist bekannt, dass diese regulär der or- 
dentliche Gemeindebeamte ausübt, wie nicht minder, dass 
seit den sempronischen Dreimännern wiederholt der Ver- 
such gemacht wurde, sie der agrarischen Kommission zu 
überweisen ^). Da wo es geschah, konnte die Judikation 
ihnen völlig freigegeben oder an bestimmte Normen ge- 
bunden werden. Ueber das letztere sind wir allein, wenn 
auch nur andeutungsweise, unterrichtet durch Ciceros In- 
vektiven gegen ßuUus, dessen Gesetz derartige Anordnungen 
vorschlug ^) : dein de orbis terrarum gentiumque omnium 
datur cognitio sine consilio, poena sine provocatione, ani- 
madversio sine auxilio ; iudicare per quinquennium vel de 
consulibus vel de ipsis tribunis plebis poterunt . . . qua- 
cumque velint summo cum imperio iudicioque rerum omni- 
um vagari, ut liceat, conceditur ; interea dissolvant iudicia 
publica; de consiliis abducant quos velint. singuli de 
maximis rebus iudicent; quaesitori permittant. 

Das RuUische Gesetz scheint hienach prinzipiell die 
seinen agrarischen Beamten verliehene Judikation an den 
Beirat eines Geschworenenkonsiliums geknüpft zu haben, 
dessen Präses oifenbar der zuletzt erwähnte Quaesitor 
ist*). Da dieser von den staatlichen Kommissaren ver- 

^) So in dem erhaltenen Repetundengesetz. 

2) Mommsen, Staatsrecht 2 S. 634. Daher auch die iu- 
schriftliche Bezeichnung auf Grenzsteinen III viri a. d. i., d. h. 
iudicandis CIL 1 Nr. 552—556 und Mommsen dazu; vgl. 
C 1 L 6 Nr. 3826. 

3) Cic. de lege agr. 2 § 34 ff. 

*) Wenn anfangs auch von einer Cognition ohne das consi- 
lium die Rede ist, so wird man das entweder auf die Einleitung 
der Prozesse zu beziehen (Mommsen) oder anzunehmen haben, 
dass das Gesetz, wie auch die erhaltene lex agraria, bestimmte 
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schieden ist, so wird es am nächsten liegen, in ihm den 
Geschworenenobmann zu sehen. Denn da die Judikation 
den Aufteilungsbeamten einmal verliehen war, so wäre es 
offenbar widersinnig gewesen, mit dem Vorsitz bei agra- 
rischen Prozessen einen nicht zu jenen gehörigen Magi- 
strat zu betrauen. Anders lag der Fall bei dem Acker- 
gesetz des Satuminus: wir wissen nicht, wie damals über 
die Judikation verfügt wurde, und es wäre wenigstens 
möglich, dass ein bestimmter einzelner Beamter für diese 
Prozesse auf Grund des Gesetzes zu bestimmen war. Al- 
lein ein solcher Fall würde, soviel mir bekannt ist, jeder 
näheren Analogie entbehren ^), und andrerseits zeigt die 
genaue Beachtung der Nomenklatur, wie sie zumal in der 
epigraphischen Tradition vorliegt, dass die mysteriöse 



Fälle aufzählte, in denen der Beamte allein entscheiden sollte 
und sie von anderen unterschied, in denen er die Entscheidung 
seinem consilium zu überweisen hatte. Mit Recht macht W e- 
b e r darauf aufmerksam, dass die agrarische Gerichtsbarkeit, um 
ihren Zweck zu erfüllen, zum grossen Teil im Wege der cognitio 
extraordinaria sich abspielen musste, weil nur diese die Zwangs- 
vollstreckung in rem ipsam gewährleistete, mit der Zahlung der 
Litisästimation aber den Empfängern von ager publicus natürlich 
nicht geholfen war. 

1) Er müsste rechtlich konstruiert werden nach Analogie der 
ausserordentlichen, durch Spezialgesetz angeordneten Quästionen, 
deren ältestes Beispiel der schon oben erwähnte Prozess gegen 
M. Popillius war. Anfangs, wie in diesem Fall, erhielt einer der 
ordentlichen Gemeindebeamten die Leitung. Später erst wurden 
Spezialmagistraturen damit betraut: der erste sichere Fall ist der 
des Cassius im Jahre 113. Wie die lex Appuleia de maiestate 
in dieser Hinsicht verfuhr, ist nicht auszumachen. Allein diese 
Quästionen gehören nicht bloss der überwiegenden Mehrzahl nach, 
sondern in der Tat fast ausnahmslos der Kriminal Judikation an. 
Der Prozess gegen L. Scipio wegen Peculat scheint das einzige 
Beispiel zu sein, welches unsere üeberlieferung von einem der- 
artigen Verfahren erkennen lässt , und auch hier ist die publi- 
zistische Natur des Peculats ein Moment, welches die Ausnahme 
von der Regel zu ihrer Bestätigung macht. Vgl. Mommsen, 
Staatsrecht 2 S. 664 ff. Strafrecht S. 769 ff. 187 ff. 205 ff'. 

7* 
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Figur dieses Beamten aller Wahrscheinliclikeit nach ihre 
Existenz einem Missverständnis verdankt : derBanti- 
nische iudex ex hac lege factus ist keine 
ein für alleMale bestimmte Persönlichkeit. 

Betrachten wir zunächst die Nomenklatur des erhal- 
tenen Repetundengesetzes ^). 

Dieses stellt als grundlegendes Prinzip und oflfenbar 
auch mit technischer Bezeichnung den Satz auf (Zeile 4. 6) : 
pr(aetoris) quaestio esto, ioudicium ioudicatio leitisque 
aestumatio, quei quomque ioudic(ium ex hac lege erunt 
. . . . , esto). Die Bestimmung gilt hier nur einer vor- 
läufigen Kognition über ungesetzliche Rechtsverweigerung; 
allein dass sie nur eine spezielle Anwendung des allge- 
meinen Prinzips ist, zeigt der übrige Sprachgebrauch. 
Die stehende Bezeichnung des prozessleitenden Beamten 
ist pr(aetor), quei ex hace lege quaeret (8. 29. 31. 39) 
47. 69. 72/79. 75/82), seltener pr(aetor) quei ex hace lege 
ioudicum exercebit (46/70) oder praetor quoius ex hace 
lege quaestio erit (76/83. 78/85), einmal quei ex h. 1. in 
eu(m annum quaeret) (17). Derselbe Beamte wird un- 
zweideutig auch als ioudex bezeichnet und zwar als iou- 
dex ex hace lege factus, also ebenso wie der Bantinische 
Richter. In welchem Sinne das gemeint ist, lässt das 
Gesetz gleichfalls deutlich da erkennen, wo diese Bezeich- 
nung zum ersten Male gebraucht wird : die durch das Ge- 
setz genau geregelte Auswahl der Geschworenen soll in 
dem laufenden Jahre durch den Peregrinenprätor erfolgen 
(12), in der Folgezeit aber durch denjenigen praetor, 
quei post h. 1. rogatam ex h. 1. ioudex factus erit (15)^). 
Das Gesetz hat also die Bestimmung getroffen, dass jedes- 
mal bei der Verteilung der Kompetenzen unter die neu- 
gewählten Prätoren einer von ihnen mit der von diesem 

1) C I L 1 S. 49 ff. 

*) Die Worte sind ergänzt, aber, wie aus dem Folgenden er- 
hellt, sicher. Im übrigen ist bei dieser Zusammenstellung von 
den Ergänzungen abgesehen worden. 
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Gesetz ressortierenden Jurisdiktion betraut wurde, viel- 
leicht auch besondere uns nicht erhaltene Normen in 
dieser Beziehung aufgestellt. Für das laufende Jahr war 
deren Anwendung natürlich nicht mehr möglich, weil die 
prätorischen Amtsgeschäfte schon in festen Händen lagen ; 
das Gesetz half sich also durch einmalige Einschiebung 
des Peregrinenprätor. 

So ist es aufzufassen, wenn der Kläger angewiesen 
wird : ad iudicem, in eum annum quei ex h. 1. (f actus) erit 
in ious educito (19), Natürlich kann, wo es sich um das 
Verfahren in iure handelt, nur der magistratische Richter 
gemeint sein. 

Der Gegensatz zwischen dem prozessleitenden Beam- 
ten im Jahr des Gesetzeserlasses selbst und in der 
Folgezeit scheint auch vorzuliegen, wenn bei der Angabe 
technischer Modalitäten in der Ausführung eines bereits 
gefällten Urteils angeordnet wird : (si iud)ex ex hace lege 
pecuniam omnem ad quaestorem redigere non potuerit, 

timi iudex quei eam rem quaesierit queive iudex 

hace lege fac(tus erit tributum indicito) {62 f.) ^). Im übri- 
gen wird für die nach der Urteilsfällung noch übrigen 
Geschäfte aus dem Geschworenenkolleg ein Ausschuss 
(consilium) gebildet, das wie es scheint, unter magistrati- 
schem Vorsitz seine Beschlüsse fasst resp. Anträge ent- 
gegennimmt, wie z. B. den Antrag auf Zahlungsanweisung 
an das Aerar auf Grund glaubhafter Bescheinigung der 
erfolgten Litisästimation iudicei consilioque eins maiorei 

1) Mommsen a. a. 0. 2 S. 222 f. sieht rem quaerere in die- 
ser Inschrift als Kennzeichnung des Geschworenen, de re als die 
des Magistrats an. In der Tat stimmen die sonstigen Erwäh- 
nungen der Inschrift damit überein, und die Abweichung Ciceros, 
die M. selbst anführt, würde nichts dagegen beweisen. Dann 
wäre der iudex ex hac lege factus einer der Geschworenen 
und zwar wäre nach Lage der Dinge an deren Obmann' zu 
denken. Bedenken erweckt nur die Tautologie iudex — factus 
erit. Auch hier müsste schliesslich in analoger Weise an den Ob- 
mann im ersten und den folgenden Jahren gedacht werden. 
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pa(rti) (60 f.). 

Allein kaum weniger zahlreicli sind in demselben 
Gesetz die Belege, welche zeigen, dass iudex auch der 
technische oder wenigstens der übliche Name für die er- 
kennenden Laienrichter ist. Nach der Angabe der Mo- 
dalitäten, unter denen der Prätor die Auswahl der Ge- 
schworenen vollzieht, werden die Funktionen der letzteren 
mit den Worten bezeichnet : quei ita lectei erunt eis in eam 
rem ioudices sunto eorumque eiu(s rei ex hac lege ioudi- 
catio leitisque aestumatio esto) (28 f. vgl. 46). Der Prätor 
hat bei der Auswahl zu schwören, dass er die Erwählten 
füroetiles ioudices erachtet (15). Derselbe Ausdruck kehrt 
bei der Elektionsbefugnis des Klägers wieder (25 vgl. 23. 
24). Es wäre zwecklos, die übrigen, absolut sicheren 
Fälle derart aufzuzählen ') : gemeint ist wohl auch der 
Geschworene, wenn es heisst, der Prätor darf zum Patron 
denjenigen nicht geben, quei ex h. 1. ioudex in eam rem 
erit (11): es ist das um so charakteristischer, als die 
völlig identische Bezeichnung oben als die des Beamten 
erwiesen wurde ^). Ob der Magistrats- oder Laienrichter 
gemeint ist, entscheidet demnach immer nur in dem ein- 
zelnen Fall der Zusammenhang und kann da, wo dieser 
wie in einem lückenhaft überlieferten Gesetz nicht klar 
erhellt, unter Umständen sehr zweifelhaft bleiben. Qui 
ex hac lege iudex est oder factus est bedeutet eben keines- 
wegs notwendig eine bestimmte Person, der das Gesetz 
Jurisdiktion oder Judikation überträgt, sondern ist sach- 
lich zu übersetzen: Derjenige, der eine Jurisdiktion oder 

1) Z. B. 19. 26. 27. 39. 45. 72/79 (in den Ueberschriften) 14 f. 
und sonst. 

2) Die Handbücher des Civilprozessrechts z. B. v. Bethmann- 
Hollweg I S. 55 nehmen an, dass iudex in jener Zeit den Ma- 
gistrat bezeichnet. Ueber die Nomenklatur vgl. auch Mommsen, 
Staatsrecht 2 S. 222 f. Iudex ist prinzipiell qui iudicat, also unter 
Umständen der Beamte, aber auch der Geschworene, quem praetor 
iudicare iubet (72/79). So wird 70. 71 unterschieden qui iudicium 
exercebit (der Prätor) und qui iudicabit (der Geschworene). 
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Judikation ausübt, bei welcher er Normen dieses Gesetzes 
anzuwenden verpflichtet ist. Das kann in einem Repe- 
tundengesetz z. B. der Prätor sein, der bei der Verteilung 
der Kompetenzen zu Beginn des Jahres etwa durch das 
Los oder durch gütliche Vereinbarung mit seinen Kol- 
legen die Jurisdiktion in Repetundensachen, ganz unab- 
hängig vielleicht von diesem Gesetz, erhalten hat. Eine 
nähere Erklärung findet dies zumal nach der hier in Be- 
tracht kommenden Seite in dem erhaltenen Ackergesetz *). 
Man ersieht aus diesem, wie verschiedenartig die Judi- 
kation sein konnte, zu der ein derartiges Gesetz Veran- 
lassung gab. Für die Assignationen an den vetus posses- 
sor in Italien, soweit diese noch in erster Hand sind, wird 
als Termin der letzten Entscheidung der 15. März nach 
Erlass des Gesetzes angesetzt und bestimmt, dass Reflek- 
tanten bis zu diesem Zeitpunkt sich an den zu wenden 
haben, quem ex h. 1. de eo agro ius deicere oportebit 
(17 f.). Hier ist kein bestimmter Beamter genannt; es 
dürfte aber in der Natur der Sache liegen, dass dieselben 
Magistrate hier zu fungieren haben, die auch zur Rege- 
lung derjenigen Assignationen berufen sind, die im Um- 
tausch für zu Kolonialzwecken eingezogenes Gebiet voll- 
zogen waren: pr(aetor) consolve, quo de ea re in ious 
aditum erit (24). Zumal dieselben Beamten die Judikation 
bei denjenigen Domänen haben, die 133 noch Staatsgut 
waren und die diesen Charakter erst durch dieses Gesetz 
verlieren : consulis praetoris quei quomque erit de ea re 
iuris(dictio .... esto) (33 f.). Bei den jetzt noch als ager 
pubücus verbleibenden Domänen wird ihnen der Zensor 
beigefügt: consulis praetoris censoris de ea re iuris dic- 
tio esto (35). Ganz natürlich, denn zum Amtsgebiet des 
letzteren gehört recht eigentlich die Verpachtung und 
sonstige Verfügung — ausser der Schenkung — über 
Domänen. Daneben hat das Gesetz noch eine eigene 



1) C I L 1 S. 175. 
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agrarische Kommission 11 vir qui ex hac lege factus erit, 
eingesetzt, die in Afrika und in Achaia zu fungieren hat 
(52. 96). Neben ihrer eigentlichen Aufgabe, der Termi- 
nation, und wahrscheinlich eben soweit es zu ihrer Durch- 
führung nötig ist, haben sie auch Judikation (z. B. 62). 
Allein es sind nicht bloss Magistrate, welche mit der letz- 
teren betraut werden, sondern auch Promagistrate. Es 
liegt dies in der Natur der Sache, dass, wo richterliche 
Entscheidungen ausserhalb des Amtsgebiets domi zu er- 
ledigen sind, abgesehen von der begrenzten Kompetenz 
der agrarischen Kommission, sie demjenigen Promagistrat 
zufallen, der an Ort und Stelle das höchste Kommando 
hat. So wird bei Zuwiderhandlungen gegen das Gesetz 
durch Latiner und Peregrinen bestimmt : (quod quoieique 
ex h. 1. ita) utei s(upra) s(criptum) est in agreis qu(ei supra 
scripti sunt, Latinum peregrinumque facere vel non facere 
oportebit .... sei eorum) quis quo(d eum ex h. 1. facere 
oportuerit, non fecerit, quodve quis eorum (hac lege pro- 
hibitus erit, fecerit: magistratus) prove magistratu, quo 
de ea re in ious aditum erit, quod ex h. 1. petetur, item 
iudicium, iudi(cem recuperatoresve facito ei quei ex h. 1. 
petet et in eum . . det) (29 f.). Ebenso wird bei Forde- 
rungen der Publikanen bestimmt: (consul prove con)sule 
praetor prove praetore, quo in ious adierint . . . (recupe- 
ratores) . . . dato (37 f.) Publikanenprozesse und solche 
gegen Latiner und Peregrinen konnten eben am leichte^ 
sten ausserhalb Roms zur Entscheidung kommen. Der 
analoge Fall liegt bei Abgabenverpachtung in den Pro- 
vinzen vor, und hier werden an eine bestimmte lex cen- 
soria gebunden: magistratus prove magistratu queive pro 
eo inperio iudicio (potestateve erit) (87). 

Prüfen wir auf Grund dieser Beobachtungen den 
Bantinischen iudex ex hac lege plebive scito (15 f.) ^). 

^) Die Ergänzung ist hier nicht sicher; ioudex ex hace lege 
plebive scito (quei quaesierit od. quaeret queiquomque eorum p)ost 
hac factus erit? 
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Richter auf Grund eines Gesetzes ist nach dem Sprach- 
gebrauch, den wir kennen gelernt haben, jeder, der als 
Richter in einem Prozesse fungiert, in dem die durch 
dieses Gesetz verliehenen Ansprüche entschieden werden. 
Hat z. B. einer der Prätoren einen Prozess zu instruieren, 
in dem der Kläger seinen Anspruch auf dieses Gesetz 
basiert, so ist er in diesem speziellen Prozess iudex ex 
hac lege, weil seine amtlichen Handlungen ihm von diesem 
Gesetz vorgeschrieben werden. 

Man wird einwenden, dass bei einer solchen 'Auffas- 
sung unerklärlich bleibt, wie der als Richter fungierende 
Beamte neben der ohnedies vollständigen Beamtenliste 
noch einmal genannt wird. Wenn der Konsul, Prätor, 
Zensor, die alle iudices ex hac lege sein konnten, ohne- 
dies am Anfang ihres Amtsjahres als Beamte zu schwören 
hatten, so war es in der Tat widersinnig, sie in der Liste 
der zu vereidigenden Magistrate noch einmal als mögliche 
iudices aufzuführen. Offenbar ist dies der Grund, der 
bis jetzt die Annahme eines eigenen Beamten an dieser 
Stelle veranlasst hat. Um die Sachlage .aufzuklären, 
muss etwas weiter ausgeholt werden. 

§ 18. Die Saturninische Gesetzgebung. 

Als Inhalt des Satuminischen Ackergesetzes bezeich- 
net A p p i a n ') , der sich darüber ausführlich aus- 
spricht, die Aufteilung der keltischen Ländereien in Ga- 
latien. Das streifte allerdings an die „Landanweisung im 
Monde ", und es war natürlich, dass man der Marianischen 
Soldateska einen etwas handgreiflicheren Lohn in Aus- 
sicht zu stellen wenigstens versuchen wollte. Die Siege 
ihres Feldherrn hatten Oberitalien nicht bloss, sondern 
auch Afrika gerettet und hier war zweifellos nach der 
Beseitigung lugurthas ein Domanialgebiet zur Verfügung, 
wie es Rom nach der Schleuderwirtschaft der letzten 



*) Appian b. c. 1, 29. 
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Jahrzehnte anderweitig nicht mehr besass. So gehört 
denn wohl auch hierher die Notiz, ut veteranis centena 
agri iugera in Africa dividerentur ^). Dass diese Anwei- 
sungen wenigstens zum Teil als Koloniegründungen ge- 
gedacht waren, lag in der Natur der Verhältnisse, und auch 
davon abgesehen l'asst es sich wahrscheinlich machen, 
dass das Kolonialgesetz, welches unsere Ueberlieferung 
auf Sizilien, Achaia und Macedonien beschränkt^), mit 
dem agrarischen verbunden war. Im Jahre 98 wurde 
durch die lex Caecilia Didia das Verbot von Gesetzerlassen 
per saturam erneuert; dass zu einer solchen Massregel 
durch einen kurz vorher vorgekommenen Verstoss gegen 
dieses alte Prinzip Anlass gegeben sein muss, liegt ebenso 
auf der Hand, wie dass dies im Jahre 99 nicht geschehen 
sein kann. Die Demokratie war durch das Verhalten des 
Marius für lange Zeit gebrochen und hätte unmittelbar 
nach ihrer Niederlage gewiss nicht die Kraft zu einem 
aggressiven Vorstoss, wie denn auch der erneute Versuch 
einer agrarischen Reform durch X. Titius im Jahre 99 
unmittelbar darauf wegen eines Formfehlers kassiert wurde. 
So bleibt also nur die Saturninische Gesetzgebung. Nun 
ist über die lex frumentaria einzeln beraten und abge- 
stimmt worden^); es bleibt also, da das Majestätsgesetz 
wahrscheinlich in das frühere Tribunat seines Urhebers 
gehört ^) , nur das Acker- und Kolonialgesetz. Beide 
werden also, wenn auch als verschiedene Gesetze, doch 
zu einem Ganzen gefasst, rogiert sein. Bei ihrer Aus- 
führung war Marius eine exzeptionelle Rolle zugedacht: 

^) Auetor de viris ill. 73. Hier wird dieses Gesetz in Satur- 
ninus' erstes Tribunat (103; gesetzt; vielleicht mit Recht. Allein 
in diesem Fall wird Saturninus es im Jahre 100 doch wohl er- 
neuert und mit seinem zweiten verbunden haben, schon weil die 
technischen Modalitäten der Ausführung dies Verfahren zweck- 
mässig machten. 

2) Auetor de viris 73, 5. 

3) Dies folgt aus Auetor ad Herennium 1 § 21. 

*) M m m s e n, Römische Geschichte 2 S. 179 ff. 
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überliefert ist nur die wenn auch in beschränktem Um- 
fange ihm zugestandene Kompetenz zur Bürgerrechtsver- 
leihung in den Kolonien. Es wäre vermessen, die Tra- 
dition hier zu ergänzen; aber wenn wir, ohne erraten zu 
wollen, was in jenem Gesetz gestanden haben kann, uns 
auf das beschränken, was in ihm gestanden haben muss, 
so unterliegt es keinem Zweifel, dass zu seiner Ausfüh- 
rung promagistratische Imperien zum mindesten in Afrika 
und Oberitalien notwendig waren. Es ist sehr wahr- 
scheinlich, dass wenigstens nicht für alle in dem Gesetze 
selbst bestimmte Persönlichkeiten vorhergesehen waren, 
wenn auch speziell ftfr Oberitalien, wo es vielleicht ohne 
neue kriegerische Unternehmungen nicht abgegangen wäre, 
Marius sich als die durch die Sachlage gegebene Persön- 
lichkeit von selbst bot. 

In diesem Sinne wird man die Aufzählung des Ban- 
tinischen iudex verstehen dürfen. Wer etwa als Pro- 
prätor nach Afrika oder als Prokonsul nach Oberitalien 
geschickt wurde, und hier die Ausführung des Gesetzes, 
soweit diese von der Judikation abhing, zu überwachen 
hatte, wäre nach der blossen Aufzählung der ordentlichen 
oder selbst ausserordentlichen Magistrate unbeeidigt ge- 
blieben. Deshalb fügte das Gesetz die Beeidigung der- 
jenigen Personen hinzu, denen nach der römischen Ord- 
nung und speziell nach den im Gesetz oflfenbar gegebenen 
Ausführungsbestimmungen kraft ihrer sonstigen amtlichen 
Stellung die Judikation in diesen Dingen zufiel: natür- 
lich vnirden sie, falls sie in dem Amtsjahr schon als or- 
dentliche Beamte geschworen hatten, nicht doppelt ver- 
eidigt. In derselben Weise erklärt sich, dass quei ex hace 
lege ioudicaverit die Aufzeichnung der schwörenden Be- 
amten durch den Quaestor urbanus veranlassen resp. über- 
wachen soll (20flf.). Zweifellos ist hier ein Beamter ge- 
meint, und da es sich um die Judikation in Rom handelt, 
so wird man in diesem Fall am natürlichsten an den 
Prätor denken, dem das Gesetz die zugehörige Jurisdik- 
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tion in Rom vielleicht ausdrücklich zuwies. Für das 
laufende Jahr wird aller Wahrscheinlichkeit nach an 
Appuleius' Genossen C. Servilius Glaucia dabei gedacht 
werden müssen : wie für die Folgezeit die Jurisdiktion 
auf Grund des Gesetzes von diesem bestimmt war, ist, 
wie schon bemerkt, völlig imbekannt : es könnte z. B. für 
diejenigen Fälle, deren Forum Rom war, der jedesmalige 
Peregrinenprätor bestimmt worden sein. Die allgemeine 
Formel qüei ex hace lege ioudicaverit war jedenfalls wie die 
üblichste so auch die bequemste, denn sie umfasste alle 
in dem Gesetz enthaltenen Spezialbestimmungen und fand 
durch diese in jedem einzelnen Fall ihre besondere Er- 
klärung. 

§ 14. Die literarische Tradition über das Ackergesetz des 
Saturninus. 

Werfen wir schliesslich noch einen Blick auf die 
literarische Tradition über die Beeidigung des Satumini- 
schen Gesetzes. Dass sie nur den Senatseid und nicht 
den Beamteneid erwähnt ^), liegt wesentlich an dem Um- 
stand, dass in unserer Ueberlieferung der Fall ersichtlich 
auf Metellus' Eidweigerung zugespitzt ist. Die Marius 
feindliche Quelle , welche unseren Berichten zugrunde 
liegt, gefiel sich darin, Metellus* Prinzipientreue dem 
charakterlosen Schwanken von Marius entgegenzustellen. 
Dazu kommt, dass der Senatseid, wie oben ausgeführt, 
höchst wahrscheinlich damals zuerst verlangt wurde und 
ein verfassungsrechtlich mindestens bedenkliches Novum 
war, während der Beamteneid in legem wenn auch natur- 
gemäss nicht allzu häufig, jedenfalls staatsrechtlich keiner- 
lei Bedenken hatte. Mit diesem Verschweigen des Be- 
amteneides Hesse es sich erklären, dass Appian den Ter- 
min des letzteren auf den Senatseid überträgt, für den er 
die Frist von 5 statt von 10 Tagen angibt. In der An- 
gabe des Lokals dagegen stimmt Appian in bemerkens- 
1) Appian b. c. 1, 29 ff. Plutarch Mar. 29. 
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werter Weise mit unserer Inschrift überein: eig, töv tou 
Kpovoü vewv, o5 zolq xajAtatg £XP^^ öjAvuvat = apud quae- 
storem ad aerarium ^) (Zeile 24). 

Allein die üeberlieferung über den Eid in legem Sa- 
tumini führt noch auf eine andere Kombination. Es 
erscheint am geratensten, die beiden ausführlicheren Be- 
richte darüber zunächst neben einander zu stellen. 
Appian b. c. 1, 29. Plutarch Marius 29. 

Ttpogdxstxo 8e, el xupwoete xöv iTZ%'{& xöv Tiepl XTJg X^P*C vöjiov, 
vö|JLOV 6 ifi\io^ , T7]v ßoüXTjv udv^' $ 7ipog£Y§Ypa7cxo XTjv oüyXtjxov d|i6- 
■^li^patc lu(eXO'Oöoav) dtiöoat Tiet- oat TtpogsX^oöaav, ^ jirjv Ijijievelv 
oOTJoeo^ai x(p vöjicp tJ xov oöx dp,ö- of^ &v 6 ÖYjjAOg cjj-yjcptaatxo xal icpög 
aavra jngxe ßouXeöetv xal ö^Xetv piTjdev öuevavxKoosoO'at. 
xtp 8Tf5|i(p xdXavxa elxootv. 

Und dazu Metellus' Erklärung : 

Appian I, 30, 5. Plutarch 29, 20. 

dp,öaetv ydp, ^ v6tiog Soxtv, x^pöe öjAsloö-at xal x(p vöjiq) Tcetö-apxTJ- 
netoOr^oeo^at x(j) v6{Aq). aetv, eiTisp Icjxt vöjAog. 

Plutarch hat offenbar seine Quelle dahin verstanden, 
dass von dem Senat eine Art eidlicher auctoritatis inter- 
positio verlangt wurde, wobei dahingestellt bleibt, ob 
diese von dem Patrizier- oder dem Gesamtsenat zu leisten 
war. Bildete diese Bestimmung einen Teil des Gesetzes, 
so konnte sie naturgemäss erst nach dessen Annahme in 
Kraft treten, d. h. wir sind dann zu der Annahme Goett- 
lings^) gezwungen, dass diese vorherige Beeidigung 
jedem künftigen Gesetzentwurf gegenüber verlangt würde. 
Das Ungeheuerliche einer solchen Anordnung bedarf keiner 
Auseinandersetzung: dass sie in einem Ackergesetz un- 
möglich ist, leuchtet ein^). So bliebe nur die Annahme 

^) So nach der glänzenden und allgemein acceptierten Ver- 
mutung K 1 e n z e 8 a. a. 0. S. 18. — Es mag bei dieser Gelegen- 
heit bemerkt werden, dass das Lokal des Beamteneides in der 
Bantina der Castortempel, bei dem davon verschiedenen allgemei- 
nen Beamteneid in leges wenigstens bei Dio (59, 13) die Redner- 
bühne ist. 

^) Goettling, Staatsverfassung S. 455 iF. 

^) Deshalb hat Goettling nach Pighius Annal. 3, 175 die 
Klausel für einen Bestandteil der lex Appuleia de maiestate er- 



110 § 1^' Literarische Tradition üb. d. Ackerges. d. Saturninus. 

übrig, dass Saturninus, abgesehen von der im Gesetz vor- 
geschriebenen Beeidigung der Beamten und Senatoren, 
die natürlich erst nach Annahme des Gesetzes in Kraft 
treten konnte, vorläufig und durch magistratischen Er- 
lass den Eid vom Senat verlangt habe, er werde sich dem 
Antrag fügen, falls er durch Komitialbeschluss zum Gesetz 
erhoben sein werde. Dies allein kann Plutarch gemeint 
haben, und obwohl eine Verwechslung mit den 5 Tagen des 
Beamteneides in der Inschrift nicht ausgeschlossen wäre, so 
liegt es näher anzunehmen, dass der bei Appian binnen 5 Ta- 
gen verlangte Senatoreneid dieser vorläufige gewesen ist: als 
missverstandene Bruchstücke der darauf bezüglichen Ver- 
handlungen würden die Worte: 6[i6a£tv 7C£ta5"/]a£aS-at twSe 
TtpSe T(p v6jA(p, fj vojAO? iaxiy. ö\i6aea^oci T(j) vojAtj) neid^dip' 
yjiaeiv eiTzep laxt vofxo; einen neuen und prägnanten Sinn 
bekommen. Mit Appian pflegt man mit ihnen Marius 
sagen zu lassen, er werde den Eid leisten, sobald 
das Gesetz angenommen sei, und zwar in dem Sinne, 
dass der Eid nur dann gültig sei, falls bei der Durch- 
bringung des Gesetzes keine Unregelmässigkeiten vor- 
kämen ^). Allein beides stösst auf ernsthafte Schwierig- 
keiten. Ist es nicht die reine vaticinatio post eventum, 
wenn man Marius mit solcher Sicherheit voraussehen lässt, 
es werde bei der schliesslichen Abstimmung zu Gewalt- 
tätigkeiten kommen ? Denn die Verhandlung, über den 
Voreid spielt lange vor der Abstimmung! Und selbst 
wenn Marius das hätte voraussehen können, ist es denk- 
bar, dass er offiziell mit dem Strassenkrawall als einem 
wahrscheinlichen Faktor gerechnet hätte ? Aber selbst 



klärt. Allein abgesehen davon, dass dieses Gesetz vielleicht 
schon in das frühere Tribunat von S. fällt (vgl. S. 106 Anm. 1), 
so hätte der Widerstand des Senats dann gegen das Majestätsge- 
setz gerichtet sein müssen und nicht gegen eine von dessen An- 
wendungen. 

^) Z. B. N e u m a n n , Geschichte Roms im Zeitalter der Bür- 
gerkriege 1 S. 424. 
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in diesem Fall ist die Marianische Klausel nichtssagend. 
Es ist nach römischem Staatsrecht nicht Sache des ein- 
zelnen, über die Rechtsgültigkeit einer Gesetzesabstim- 
mung zu entscheiden : sie war bindend; bis das Gesetz 
offiziell kassiert wurde ^). Also bis dahin war jene Re- 
servation wertlos; von da ab erst recht: denn kam es 
zur offiziellen Kassation, so hörte selbstverständlich der 
Schwur und die Verpflichtimg dazu wie jede andere Be- 
stimmung des kassierten Gesetzes auf, bindend zu sein. 
Das verstand sich von selbst und bedurfte nicht erst der 
Marianischen Versicherung. 

Ganz anders aber lautet der Inhalt dieser Worte, 
wenn wir annehmen, Marius habe mit ihnen erklärt: er 
werde das erste Verlangen des Saturninus, die eidliche 
auctoritatis interpositio vor der Abstimmung nicht prä- 
stieren: dieses habe keine gesetzliche Grundlage, sondern 
beruhe nur auf dem persönlichen Willen des Tribunen. 
Dagegen wenn das Gesetz mit der Beschwörungsklausel 
angenommen sei, so werde er sich der letzteren als einem 
Teil des Gesetzes fügen und dasselbe Gesetz, nachdem es 
angenommen sei, beschwören, welches vor der Annahme 
zu beschwören er als ungesetzlich ablehnen müsse. Dieses 
Verfahren wäre völlig korrekt gewesen : in der Tat ist 
der Eid in legem latam an sich ^) wohl selten, aber völlig 
legal ; die eidliche vorhergehende auctoritatis inter- 
positio nach unserer bisherigen Kenntnis des römischen 
Staatsrechts unerhört. 

Schon oben wurde betont, dass die Auffindung eines 
stadtrömischen Gesetzes in Bantia durch dessen besondere 
Wichtigkeit gerade für diese Gemeinde sich müsse erklären 



1) Mo mm Ben, Staatsrecht 3 S. 363 ff. 

2) Nämlich der Schwur der Beamten, während der des Senats, 
wie ausgeführt, hier zum ersten Male verlangt wurde. Darin lag 
eben der Unterschied zwischen Marius und Metellus. Der erstere 
musste als Beamter ohnedies schwören, sein Gegner hatte sich 
mit dem offenbar ungesetzlichen Senatseid abzufinden. 
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lassen. Ich glaube, dass diese Schwierigkeit innerhalb 
der hier vertretenen Auffassung eine befriedigende Lösung 
zulässt. 

Die Assignationen galten zum grössten Teil den 
Marianischen Veteranen, die ihr Feldherr — darin der 
bahnbrechende Reformator der römischen Armee — aus 
allen Teilen Italiens rekrutiert hatte. Wie leicht konnten 
sich unter diesen auch Soldaten aus den Gemeinden be- 
finden, deren Vorort Bantia war. So war es für die ein- 
zelnen autonomen Gemeinden unter Umständen von grösster 
Wichtigkeit, die Bestimmungen des Gesetzes zu kennen — 
konnten doch auch die eigenen Landeskinder in die Lage 
kommen, gerade auf dieser Grundlage persönliche An- 
sprüche zu erheben. Eine öffentliche Aufstellung oder 
private Aufbewahrung des Gesetzes in einem Ort wie 
Bantia wird unter diesen Umständen nicht befremden. 
Damit stimmt in überraschender Weise überein, dass unsere 
Ueberlieferung gerade die Abneigung des hauptstädtischen 
Pöbels gegen dieses Gesetz wegen der den Italikem daraus 
erwachsenden Vorteile hervorhebt ^) : TiXsovexTouvxwv 5'^v 
T(j) v6[i(p Töv 'IxaXtwTwv 6 Sfjfxo;; iSuaxepacve xal ataaswg 
Iv T^ xupia, Y£VO(X£vyjc, Saot [xev IxtoXuov xöv 5yj(xapx(i)v 
Tou; v6[ioi)$, ößpt!^6(X£voi npb<; xoö 'ATiouXyjtou xaxeTüTfjScov 
änb xoö ßyjfxaxo; etc. 

So konnte wie die Abneigung gegen das Gesetz wegen 
der Bevorzugung der Italiker, so auch das Interesse der 
letzteren bis in entlegene Gemeinden hinein erregt wer- 
den : dass eine Kopie des Satuminischen Gesetzes in Bantia 
gefunden ist, zeigt deutlicher wie jeder literarische Be- 
richt die Macht der Interessen und die Tiefe und Wucht 
der Leidenschaften, die, von einem begabten Demagogen 
eiTegt, damals wie so oft in den Agonien der Republik 
Italien erzittern liessen. 

Es handelte sich um die Existenz von Tausenden 



^) Appian b. c. 1, 29. 
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italischer Bürger, zumal der Marianischen Veteranen, die 
Rom gerettet hatten und denen man diesen nationalen 
Dank schuldig zu sein wenigstens vorgeben konnte. Dass 
der Sieg der Volkspartei nicht für die Ewigkeit war, 
konnten sich die Weiterblickenden imter ihnen am wenig- 
sten verhehlen ^) : der persönliche Schwur der Beamten und 
Senatoren erschien als eine Art von Garantie für die In- 
tegrität der Landanweisungen in den Stürmen der unaus- 
bleiblichen Restauration und damit für die Erhaltung 
eines der wesentlichsten Machtmittel des Radikalismus. 

§ 15. Zur Geschichte des Beamteneides in der Kaiserzeit. 

Die vorstehende Darstellung war von dem Unter- 
schiede ausgegangen, der zwischen dem allgemeinen Be- 
amteneid in leges d. h. dem eidKchen Versprechen gesetz- 
mässiger Ausübung der Staatsgewalt und der Beeidigung 
eines einzelnen Gesetzes als einer besonderen moralischen 
Garantie gegen dessen Abschaffung bestanden hat. Die 
so Vieles nivellierende Entwicklung der Kaiserzeit hat zur 
Beseitigung dieses Unterschiedes geführt, und zwar durch 
Verbindung des allgemeinen Beamteneides mit demjenigen 
in acta principum, der, wie auch seine Ableistung durch 
den Senat zeigt, aus dem Eid auf einzelne Gesetze histo- 
risch und systematisch hervorgegangen ist. 

Wie die Unmöglichkeit, eine Verfassungsänderung 
auf gesetzlichem Wege für alle Zeit auszuschliessen, im 
Wesen des römischen Staatsrechts begründet liegt und wie 

^) Trotzdem ist auch das Saturninische Gesetz zweifellos nicht 
ausgeführt worden. Welche Schlüsse man bezüglich einer späteren 
Kassation aus Appian b. c. 1, 30 und Cicero de leg. 2, 6, 14 ziehen 
will (vgl. aber ebenda 2, 12, 31), kann, da es für die hier ver- 
tretene Kombination nicht entscheidend ist, dahingestellt bleiben. — 
Das Verfahren gegen Metellus war der tribunizische Rechenschafts- 
prozess (Mommsen, Staatsrecht 2 S. 324 Anm. 2. Strafrecht 
S. 72): die Sanktionen der Inschrift von Bantia für den Fall der 
senatorischen Eidesverweigerung lassen sich, da die Inschrift hier 
abbricht, nicht ermitteln* 

M a 8 c hk e , Böm. Agrargesetze. 8 
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man diesem Mangel durch die beschworenen Sanktionen 
der gegen die Einführung des Königtums gerichteten Ge- 
setze vergeblich abzuhelfen suchte, ist oben ^) dargestellt 
worden. In der Tat sind denn auch die ausserordentlichen 
konstituierenden Gewalten, als ihre Zeit gekommen war, 
auf formal gesetzlichem Wege begründet worden, wenn 
auch das Bewusstsein ihres Widerspruchs zu den Grund- 
prinzipien des republikanischen Staatsrechts ursprünglich 
noch lebendig war und zu der verhängnisvollen Anwen- 
dung jener Sanktionen Caesar gegenüber geführt hat^). 
Um so charakteristischer ist es, dass man dieser Gefahr 
mit demselben Mittel zu begegnen suchte, das sie herbei- 
geführt hatte, nämlich dem Eide, und zwar in diesem 
Falle mit dem Eide in acta principum neben dem durch 
Augustus auf die Gesamteid der Untertanen erstreckten 
und dadurch denaturierten Fahneneid ^). 

Nachdem im Jahre 82 den bisherigen wie den zu- 
künftigen Anordnungen Sullas durch die lex Valeria*), 
eine Vorläuferin der sogenannten leges regiae de imperio 
principum, die Rechtsgültigkeit beigelegt und in analoger 
Weise eine Bestätigung der acta Pompeji infolge der 
Koalition des Siegers über Mithridates mit Caesar durch 
den Senat erfolgt war, finden wir den ersten Amtseid auf 
die Anordnungen eines Regenten, wie man wohl sagen 
kann, nach der Schlacht von Thapsus zu Gunsten Caesars 
dekretiert ^), und es war eine der ersten Massnahmen des 
Triumvirats, diese Beeidigung zu einer dauernden Ein- 



S. 44 ff. 

2) Mommsen, Staatsrecht 2 S. 702 ff. 

3) Mommsen ebenda 2 S. 742. 909 ff. Ueber den Senatseid 
in acta ebenda S. 909 Anm. 4 vgl. oben S. 71 ff. 

*) Cicero de leg. agr. 3, 5 : omnium legum iniquissimam dissi- 
millimamque legis esse arbitror eam, quam L. Flaccus interrex de 
Sulla tulit, ut omnia, quaecunque ille fecisset, essent rata. Die 
analoge Klausel für Cäsar bei Dio 44, 6, für Antonius bei Appian 5, 75. 

'^) Appian b. c. 2, 106 xal T&g dcpxag söO-ö^ xa^iorajAdvag öjivövai 
(sc. lööxei), p,r]öevl twv b%b KaCoapog öpt!^otidvü)v dtVTtupdget . 
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richtung zu machen^). Bezog sich dieser Eid zunächst 
nur auf die Verfügungen des Amtsvorgängers, so können 
wir den analogen auf die Erlasse des regierenden Princeps 
schon bei Augustus nachweisen ^), und er bildet von da 
an trotz des anfänglichen Sträubens von Tiberius und 
Claudius einen integrierenden Bestandteil des kaiserlichen 
Staatsrechts. Wie die früheren Beeidigungsformen als 
moralische Garantie überall da eintraten, wo die juristische 
versagen musste, so hat auch die Beschwörung der kai- 
serlichen Anordnungen, zumal sie als Regel ^) von den 
Nachfolgern tralatizisch übernommen wurde, neben dem 
Bestallungsgesetz das wichtigste Moment für die faktische 
Gültigkeit dieser Anordnungen gebildet, deren Rechtskraft 
im Sinne der offiziellen Theorie als Gesetzesrecht in der 
Tat nicht leicht zu begründen war ^). Wie sehr dies trotz 
der anscheinend so entschiedenen Sprache der Juristen ^) 

^) Dio (47, 8) sagt von den Triumvim des Jahres 42: Iv xs 
yÄp TCptüXTj] Toö STOüg ^jA^P^ ttÖTot TS ü)|iooav xttl Toug äXXoüg (Spxtüoav 
ßeßata votitsTv Tidvxa t& öti' Ixsivou — sc. Kaioapog — YevöjAsva* xal 
TOüTO xal vöv §7:1 ncLai Totg xö xpdcxog dsl lypDci xal i%* aöxoö Tioxe 
YevojAdvotg xal jatj dxtjjLtüö-sIot y^yvexai. 

2) Dio 57, 8 (zum Jahre 14) ouveX6vxi xe sItcsIv, oöö' ÖTisp i%i 
xs xq) AÖYO'joxtp ösöpo del iv x-^ TipwxTg xoö sxoug ^P-^P? 'tal Stc^ xe 
xotg ÄXXotg xotg [i£x' ixelvov ap^aoiv, öv ys ^«i Xöyov xivd TcotoöjAsO-a, 
§7c£ xe xotg xö xpdxog del taxouotv §^ dtvdYXTjs YtYvexat, xd xe icpax^^vxa 
ÖTi' aöxöv xal ^xd Tcpa^^oö^ieva utcö xwv del ^wvxwv öpxot^ xtot ße- 
ßato'JoO-at X. X. X. 

3) Ueber die damnatio memoriae Mommsen, Staatsrecht 2 
S. 1133 f., über die rescissio actorum ohne eine solche ebenda 2 
S. 1129 ff. 

*) Kipp, Quellenkunde 1903 S. 59 ff. Momsen, a. a. 0. 2 
S. 909 ff. und dazu Wlassak, Kritische Studien S. 106 ff. 152 ff. 
besonders S. 175 ft'. 

5) L. 2 § 11 f. D. de origine iuris 1, 2 (Pomponius) .... prin- 
cipalis constitutio, id est ut quod ipse princeps constituit pro lege 
servetur. Gaius 1, 5: nee unquam dubitatum est, quin id (sc. 
quod imperator decreto vel edicto vel epistola constituit) legis 
vicem obtineat, cum ipse imperator per legem imperium accipiat. 
TJeber diese Motivierung vgl. Kipp a. a. 0. S. 60. L. 7 pr. D. de 
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in Rom empfunden wurde, zeigt die Tatsache, dass der 
Eid in acta von dem in leges getrennt blieb, während der 
erstere begrifflich in dem zweiten aufgehen musste, so- 
bald man mit der Gesetzesnatur der Kaisererlasse hätte 
Ernst machen wollen. Andrerseits musste die Gleich- 
stellung beider Rechtsquellen in der Beeidigung, abgesehen 
von ihrer faktischen Bedeutung, naturgemäss die offizielle 
Annahme der aus dem Verordnungsrecht und der Inter- 
pretation hervorgegangenen quasigesetzgeberischen Befug- 
nis ebenso erleichtem wie die in dem Bestallungsgesetz 
angedeutete diskretionäre Kompetenz der Kaiser. 

So spiegelt der Eid in acta die hybride Natur des 
römischen Prinzipats wieder: eine Nachbildung der im 
republikanischen Staatsrecht exzeptionellen Beeidigung ein- 
zelner Gesetze hat er die faktische Gültigkeit der Kaiser- 
erlasse bestärkt und deren Gesetzeskraft vorbereitet, um 
schliesslich mit dem Eid in leges zusanmaenzufallen. 

just, et jure 1, 1 : ius civile est, quod ex legibus, plebis scitis se- 
natus consultis, decretis principum, auctoritate prudentium venit 
(Papinian). L. 1 pr. § 1 D. de constit. 1, 4 = § 6 Inst, de iure 
nat. 1, 2 quod principi placuit legis habet vigorem: utpote cum 
lege regia . . . populus ei et in eum omne suum imperium et 
potestatem conferat (ülpian). 
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